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53. Sitzung 

Bonn, den 18. September 1981 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung soll nach einer 
Vereinbarung im Ältestenrat die heutige Tagesord-
nung um den Beratungspunkt ergänzt werden, der 
in der Mitteilung „Zusatzpunkt zur Tagesordnung" 
aufgeführt ist. Diese liegt Ihnen vor: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP 

Bericht der Sachverständigenkommission 
der Bundesregierung — Zusammenfassender 
Bericht — über die Lage der Familien in der 
Bundesrepublik Deutschland — Dritter Fami-
lienbericht — sowie Stellungnahme der Bun-
desregierung zu diesem Bericht 

Bericht der Sachverständigenkommission 
der Bundesregierung über die Lage der Fami-
lien in der Bundesrepublik Deutschland 

— Dritter Familienbericht — 
— Drucksache 9/822 — 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe kei-
nen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Sind Sie auch damit einverstanden, daß wir diesen 
Punkt sofort behandeln? — Es erhebt sich auch kein 
Widerspruch. 

Ich bitte diejenigen, die dem interfraktionellen 
Antrag auf Drucksache 9/822 zustimmen wollen, um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Ich habe Ihnen als zweiten Punkt folgendes mitzu-
teilen: Die Fraktion der FDP schlägt für den aus dem 
Deutschen Bundestag ausgeschiedenen Abgeordne-
ten Hoffie den Abgeordneten Merker, der bisher 
stellvertretendes Mitglied des Verwaltungsrates der 
Deutschen Bundespost war, als ordentliches Mit-
glied des Verwaltungsrates der Deutschen Bundes-
post vor. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich 
sehe keine gegenteilige Meinung; es ist so beschlos-
sen. 

Damit ist der Abgeordnete Merker als ordentli-
ches Mitglied in den Verwaltungsrat der Deutschen 
Bundespost berufen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 2 bis 10 auf: 

2. a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 1982 (Haushaltsgesetz 
1982) 
— Drucksache 9/770 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Finanzplans des Bundes 1981 
bis 1985 
— Drucksache 9/771 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

3. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Verbesserung der 
Haushaltsstruktur (2. Haushaltsstrukturge-
setz — HStruktG) 
— Drucksache 9/795 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

4. a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Kiep, Dr. Jahn (Münster), Dr. Schneider, Dr. 
Möller, Hauser (Krefeld), Müller (Remscheid), 
Dr. Waffenschmidt, Dörflinger, Günther, 
Dr:Ing. Kansy, Link, Magin, Niegel, Frau 
Pack, Frau Roitzsch, Ruf, Sauter (Epfendorf), 
Zierer, Dr. Blüm, Clemens, Erhard (Bad 
Schwalbach), Faltlhauser, Herkenrath, Kolb, 
Linsmeier, Dr. Pinger, Rühe, Sick, Repnik und 
der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über steuerliche 
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Vergünstigungen zur Förderung des Woh-
nungsbaus 
— Drucksache 9/467 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft  
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Stärkung der Investitionstätig-
keit im Baubereich und zum Abbau ungleich-
mäßiger Besteuerung in der Wohnungswirt-
schaft 
— Drucksache 9/796 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

5. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuer-
gesetzen (Verbrauchsteueränderungsgesetz 
1982 — VStÄndG 1982) 
— Drucksache 9/797 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

6. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Konsolidierung der Arbeitsför-
derung (Arbeitsförderungs-Konsolidierungs-
gesetz — AFKG) 
— Drucksache 9/799 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

7. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Bekämpfung der illegalen Be-
schäftigung (BillBG) 
— Drucksache 9/800 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsauschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

8. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Elften Gesetzes über die Anpassung der 
Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes 
(Elftes Anpassungsgesetz-KOV — 11. AnpG-
KOV) 
— Drucksache 9/801 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

9. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Ergänzung und Verbesserung 
der Wirksamkeit kostendämpfender Maßnah

-

men in der Krankenversicherung (Kosten

-

dämpfungs-Ergänzungsgesetz — KVEG) 
— Drucksache 9/798 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

10. Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Dr. Lammert, Kiep, Dr. Waigel, Müller (Rem-
scheid), Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, 
Müller (Wadern), Dr. Warnke, Frau Pack, 
Ganz (St. Wendel), Günther, Frau Hürland, 
Link, Löher, Prangenberg, Sauer (Salzgitter), 
Stutzer, Gerstein, Metz, Vogel (Ennepetal), 
Borchert, Kittelmann, Vogt (Düren), Frau Fi-
scher, Frau Karwatzki, Reddemann, Schwarz, 
Breuer und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU 
Strukturkrise der deutschen Stahlindustrie 
— Drucksache 9/612 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Wir fahren in der Aussprache fort. Das Wort hat 
der Herr Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Es ist gestern erwähnt worden 
und es ist überhaupt in letzter Zeit nicht nur bei der 
Opposition, sondern auch in deutschen Zeitungen 
üblich geworden, uns die Frage zu stellen bzw. uns 
darauf aufmerksam zu machen, daß wir — damit 
meine ich sowohl die Bundesregierung insgesamt 
wie auch den Koalitionspartner Freie Demokraten 
— die Verantwortung für die wirtschafts- und so-
zialpolitische Entwicklung der letzten Jahre tragen. 
Ich möchte hier ausdrücklich feststellen, daß wir zu 
dieser Verantwortung stehen und uns zu dieser Ver-
antwortung bekennen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Wir bekennen uns, wir stehen auch zu den Fehlern, 
die dabei gemacht worden sind. Wer Entscheidun-
gen trifft, ob in Politik oder Wirtschaft oder Ge-
schäft, macht auch Fehler. Ich habe das hier auch bei 
früherer Gelegenheit schon einmal gesagt. 
Wir haben daraus — um noch einmal auf den Vor-

wurf der Wählertäuschung einzugehen — auch im 
Wahlkampf . des letzten Jahres kein Hehl gemacht. 
Sie wissen, daß ich immer wieder gesagt habe, es 
werde eine gute Leistung sein, wenn wir die Bundes-
republik Deutschland in den nächsten vier Jahren in 
dem Zustand erhalten könnten, in dem sie sich im 
Jahre 1980 befinde. Vielleicht war das zu optimi-
stisch, wenn man die Dinge heute sieht. Ich habe je-
denfalls und wir haben jedenfalls die Probleme nicht 
verschwiegen. 
Meine Damen und Herren, ich habe auch gesagt 

und sage das auch dem Kollegen Westphal — ich bit- 
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te, das nicht mißzuinterpretieren; andere haben es ja 
auch getan —, daß wir über unsere Verhältnisse ge-
lebt haben. Wie Frau Matthäus gestern hier zutref-
fend ausgeführt hat, drückt sich das im Leistungsbi-
lanzdefizit aus. Wenn ich „wir" sage, Herr Westphal, 
dann meine ich nicht den einzelnen kleinen oder 
großen Mann, sondern zunächst einmal die Volks-
wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland. Wir 
insgesamt haben die Aufgabe, darüber nachzuden-
ken, wie einem solchen Zustand abgeholfen werden 
kann. 

(Westphal [SPD]: Und die Unterscheidung 
zu treffen, wen wir belasten können!) 

—Richtig, natürlich ist dann diese Entscheidung zu 
treffen. 

Heute ist erfreulicherweise festzustellen, daß die 
Deutsche Bundesbank — heute morgen um 7.15 Uhr 
im Deutschlandfunk ihr Vizepräsident — davon ge-
sprochen hat, daß die Tendenzwende in der Ent-
wicklung des Leistungsbilanzdefizits eingetreten 
sei: Keine zu großen Hoffnungen, dies ist eine kurz-
fristige Entwicklung, aber es ist durchaus ein Ergeb-
nis einer konsequenten Stabilitätspolitik, die die 
Deutsche Bundesbank mit der Unterstützung der 
Bundesregierung betrieben hat. 

Meine Damen und Herren, ich sagte, wir stehen 
auch zu den Entscheidungen, die sich als fehlerhaft 
erwiesen haben. Ich möchte aber auch die Opposi-
tion bitten, sich in ähnlicher Weise zu verhalten. Ver-
ehrter Herr Kohl, Sie haben uns gestern vorgehal-
ten, 47 % Staatsanteil seien zu hoch. Ich bin absolut 
bereit, mit Ihnen darüber zu diskutieren. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Fügen Sie dann aber bitte auch hinzu, daß Sie na-
hezu allen Entscheidungen, die zu diesen 47 % 
Staatsanteil geführt haben, als CDU/CSU im Bun-
destag und Bundesrat — ich ziehe mich nicht nur 
auf den Bundesrat zurück — zugestimmt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Weh-
ner [SPD]: Sehr wahr!) 

Wir wollen, meine Damen und Herren, hier und 
heute nicht die Schlachten der Vergangenheit schla-
gen, sondern wir wollen Antworten auf Fragen su-
chen, die unser Land und die Bevölkerung bedrän-
gen. 

Welches sind diese Fragen? Selbstverständlich 
steht ganz oben das Problem der Arbeitslosigkeit, 
der bedrückenden Entwicklung am Arbeitsmarkt. 
Deshalb — das Thema ist j a gestern von einem der 
Kollegen angesprochen worden — hat meine Partei, 
übrigens schon im Mai, beschlossen, sich im näch-
sten Monat mit dem Thema Beschäftigungspolitik 
auf einer Sonderveranstaltung zu beschäftigen. 
Aber ich möchte alle beruhigen, die daran falsche 
Erwartungen oder Kombinationen knüpfen: Es wird 
sicherlich nicht zum Ergebnis haben, daß wir ein aus 
Steuern oder zusätzlichen Schulden finanziertes Be-
schäftigungsprogramm empfehlen werden. Man 
kann doch die beschäftigungspolitische Debatte 

nicht nur unter der Verengung auf das Stichwort ei-
nes solchen Programms führen. 

(Zustimmung bei der FDP — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Das ist wieder sehr gut!) 

Die Lage am Arbeitsmarkt und die Perspektiven 
am Arbeitsmarkt geben nach wie vor Anlaß zu gro-
ßer Sorge. Auch Herr Schlesinger hat heute morgen 
gesagt: Der Arbeitsmarkt ist unter den konjunktur-
politischen Daten ein Spätindikator. Erst mit langer 
Verzögerungswirkung zeigen sich am Arbeitsmarkt 
Besserungen der konjunkturellen Entwicklung. 

Die Gründe dafür sind in diesem Jahr vielfältig: 
weltwirtschaftliche Umbrüche, geburtenstarke 
Jahrgänge, Produktivitätssteigerung und — das 
muß man offen aussprechen, auch wenn es nicht im-
mer gern gehört wird — Verzerrungen in unserem 
Lohngefüge, die sich auf die Einstellungsbereit-
schaft der Unternehmen negativ auswirken. 

Man muß darüber diskutieren dürfen, ob ein zu 
starker Anstieg der Lohnkosten in Relation zu den 
Kapitalkosten nicht zu einem höheren Kapitalein-
satz und damit zur Verdrängung von menschlicher 
Arbeitskraft in unnötigem und übertriebenem Aus-
maß führt, ob wir nicht einen zu starken Anstieg der 
Beschäftigungskosten für die weniger Leistungsfä-
higen in Relation zu den Leistungsfähigeren hatten, 
ob nicht auch ein zu starker Anstieg der mit der 
Neueinstellung von Arbeitskräften verbundenen 
Risiken in Relation zu den Überstundenzuschlägen 
ein Hindernis für Neueinstellungen ist und ob sich 
nicht auch — das ist hier unbestritten — ein teil-
weise stärkerer Anstieg der sogenannten „Vorteile 
der Arbeitslosigkeit" negativ auswirkt, wenn diese 
Vorteile im Verhältnis zu den Realeinkommen bei 
Arbeitsbeschäftigung existieren. Diese Fragen müs-
sen diskutiert werden. Insgesamt jedenfalls steht 
fest: Man kann nicht einfach über dieses Thema und 
über diese Probleme zur Tagesordnung übergehen. 
Niemand nimmt Arbeitslosigkeit leicht. Es geht hier 
nicht nur um ökonomische Stabilität; es geht hier 
auch um gesellschaftspolitische Stabilität. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber ich verwahre und wehre mich dagegen, daß 
der Bundesregierung oder auch Teilen der Bundes-
regierung Rücksichtslosigkeit und Gleichgültigkeit 
gegenüber der Arbeitslosigkeit dann vorgeworfen 
werden, wenn sie auf Rezeptvorschläge, die sie für 
ungeeignet hält, mit Nein antwortet. Ein ökonomi-
sches Problem kann nicht dadurch gelöst werden, 
daß eine Antwort vielleicht politisch wünschenswert 
erscheint, wenn sie aber ökonomisch sinnlos ist, 
wenn sie ökonomisch eher schädlich ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Damit ist klar, meine Damen und Herren, daß in 
der gegenwärtigen Situation — Herr Kollege West-
phal, was Sie gestern zu den Beschäftigungspro-
grammen der 70er Jahre gesagt haben, findet mit ein 
paar Einschränkungen, da sie nicht alle hervorra-
gend waren, durchaus meine Zustimmung —, da wir 
es mit anderen strukturellen Problemen zu tun ha-
ben — Sie haben das gesagt —, mit, wie man heute 
sagt, fremdfinanzierten, also aus Steuermitteln oder 
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zusätzlichen Schulden finanzierten heterogenen 
Beschäftigungsprogrammen keine Abhilfe geschaf-
fen werden kann. Damit werden die grundlegenden 
Ursachen der Wirtschaftsschwäche nicht beseitigt, 
und die Finanzierung solcher Programme über Steu-
ern oder Kredite verschlechtert die Investitionsbe-
dingungen für die private Wirtschaft. Darauf aber 
kommt es an. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Der Vollständigkeit halber sei hinzugefügt, daß 
uns alle Bundesländer noch vor 14 Tagen erklärt ha-
ben, sie seien zur Finanzierung derartiger Dinge 
überhaupt nicht in der Lage. Auch dies ist natürlich 
für die Bundesregierung ein sehr wesentliches Da-
tum. 

Deswegen hat der Bundesfinanzminister mit 
Recht ausgeführt, daß solche Programme ökono-
misch eher schädlich seien. Deswegen muß man von 
ihnen Abstand nehmen. 

Das heißt nun aber nicht, damit sei die Frage be-
antwortet und die Diskussion beendet, sondern das 
muß heißen: Wo ist denn die adäquate Antwort auf 
die von mir aufgezeigten Probleme? Ich denke, daß 
die weltwirtschaftlichen Umbrüche in erster Linie 
eine positive Strukturanpassung und eine Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit verlangen. Das ist 
eine Aufgabe, die von Unternehmen, Tarifparteien 
und Wirtschaftspolitik gemeinsam gelöst werden 
muß. Die Devise muß lauten: private Investitionen, 
Innovationen für neue, kostengünstige, dauerhafte 
Arbeitsplätze, neue Märkte, neue Produkte zur Ver-
besserung der Absatzposition im Inland und auf 
Drittmärkten. 

Hierzu sind selbstverständlich in erster Linie die 
Unternehmen gefordert. Sie müssen die notwendi-
gen arbeitsplatzschaffenden Investitionen in An- 
griff nehmen, kreativ, risikofreudig und flexibel 
sein. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Und das 
sehr bald!) 

— Und sehr bald, sehr richtig. — Das kann der Staat 
nicht leisten. In diesem Sinne sagen wir: mehr 
Markt und weniger Staat, mehr Eigeninitiative und 
mehr Leistungsbereitschaft. 

Die Tarifparteien müssen mit situationsgerechten 
Lohnabschlüssen helfen, die Kosten zu senken und 
den Raum zur Finanzierung von Investitionen zu 
schaffen. Ich möchte auch hier ausdrücklich sagen, 
daß ich das Verhalten der Tarifparteien und ihre Ab-
schlüsse über die letzten Jahre anerkenne. Die Bun-
desregierung hat immer die Auffassung vertreten, 
daß dieses Verhalten, über die Jahre hinweg gese-
hen, verantwortungsbewußt und situationsgerecht 
gewesen ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber selbstverständlich stellen sich jetzt Fragen 
im Zusammenhang mit den strukturellen Änderun-
gen. Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt und 
im Lohngefüge müssen abgebaut werden, und stär-
kere Leistungsorientierung bei der Lohnfindung 
scheint mir notwendig zu sein. Differenzierungen in 

der Lohnstruktur sind notwendig. Dazu gibt es in 
diesen Tagen außerordentlich interessante Diskus-
sionen, die insbesondere von Gewerkschaftsvorsit-
zenden eingeleitet worden sind. Ich begrüße es, daß 
hierüber nachgedacht wird. 

Herr Minister Posser hat gestern z. B. die Frage 
gestellt: Ist denn die Arbeit einer Krankenschwester 
auf der Intensivstation keine Leistung? Die Antwort 
darauf: Natürlich ist das Leistung. Zusätzlich muß 
aber die Frage gestellt werden: Ist nicht die Arbeit 
einer Krankenschwester auf der Intensivstation — 
und ein bißchen verstehe ich davon — eine schwe-
rere Leistung als die Arbeit auf einer Normalstation, 
und findet sich das in der Differenzierung dessen, 
was sie verdient, irgendwo wieder? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Das heißt also: sowohl innerbetriebliche Lohnstruk-
tur wie auch Branchendifferenzierung. 

Auch wenn das gerade in den letzten Tagen gele-
gentlich kritisiert worden ist, werden wir das Thema 
der Arbeitszeitverkürzung als möglichen Lösungs-
ansatz oder Lösungsbeitrag — keiner kann glauben, 
das löse das Problem; ich habe das nie anders gese-
hen, und manche Kollegen aus dem Wirtschaftsaus-
schuß wissen das — zu diskutieren haben. Aber ich 
füge hinzu: Das kann aus meiner Sicht nur eine Dis-
kussion über die Verkürzung der Lebensarbeitszeit 
sein. Eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit würde 
bei dem eklatanten Facharbeitermangel zusätzli-
chen Überstunden- und Kostendruck mit sich brin-
gen. 

(Beifall bei der FDP) 

Eine solche Arbeitszeitverkürzung darf nicht so 
erfolgen, daß der Rentenversicherung zusätzliche, 
unvertretbare und unbezahlbare Lasten aufgebür-
det werden. Hierhin gehören dann auch die gestern 
von Frau Matthäus in die Debatte eingeführten 
Punkte Teilzeitarbeit und Jobsharing. 

Eines sollten wir bitte nicht übersehen: Späte-
stens ab 1990 sieht die demographische Entwicklung 
so aus, daß wir auf dem Arbeitsmarkt mit deutschen 
Arbeitskräften Sorgen in umgekehrter Richtung ha-
ben werden. Hier dürfen die Weichen jetzt nicht in 
der Weise falsch gestellt werden, daß hinterher 
nichts mehr korrigiert werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aufgaben der Wirtschaftspolitik? Auch wenn es 
noch so sehr langweilt, heißt die Antwort: Der Staat 
muß die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ver-
bessern. Kein kurzfristiger Aktionismus, sondern 
langfristiges Wirken, d. h. eine langfristige Aufga-
be. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Dann macht das 
doch!) 

In diesem Sinne hat das Kabinett unter dem Punkt 
Finanzpolitik am 3. September 1981 entschieden und 
gehandelt. 

Die Kollegen Kohl und Strauß haben gestern den 
Brief, den der Parteivorsitzende der Freien Demo-
kraten im Sommer geschrieben hat, angesprochen. 
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Herr Genscher selber hat gesagt, er finde sich in der 
Einbringungsrede des Bundesfinanzministers wie-
der. Ich möchte hier ganz ausdrücklich bestätigen — 
es  wird auch niemanden wundern —, daß ich mit 
dem, was der Bundesfinanzminister zur Beschrei-
bung unserer Lage, zur Therapie und zu den Not-
wendigkeiten gesagt hat, vom ersten bis zum letzten 
Satz übereinstimme. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich halte nichts davon, meine Damen und Herren, 
daß wir einen semantischen Streit in der Frage füh-
ren: Gibt es die Tendenzwende? Darf man den Aus-
druck benutzen, darf man ihn nicht benutzen? Denn 
wohin führt denn dieser Streit um Worte, der Streit 
darüber, ob ich nun „Tendenzwende" — ich persön-
lich bin zwar davon überzeugt, daß sie eingeleitet ist, 
aber ich will mich gar nicht auf die Wortwahl festle-
gen —, „massive Kursänderung", „enorme Umkehr 
in den Staatsfinanzen", wie der Kollege Westphal ge-
stern gesagt hat, oder „neue Weichenstellung" sage? 
Wichtig ist doch, ob die richtigen Schritte in die rich-
tige Richtung unternommen worden sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Und da bin ich der Auffassung: Dem ist so, das ist ge-
schehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Denn: Erstens. Der Staatsanteil am Sozialprodukt 
wird 1982 nicht weiter zunehmen, sondern er wird 
zurückgehen; die Neuverschuldung wird drastisch 
reduziert. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Die Neuverschuldung, meine Damen und Herren, 
wird drastisch reduziert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU]: Mit den Bundes-

bankgewinnen, Herr Lambsdorff!) 

Zum ersten Mal — nun enttäuschen Sie mich doch 
nicht aufs neue — habe ich gestern in der Rede des 
Oppositionsführers gehört, es müsse das Anwach-
sen der Staatsverschuldung begrenzt werden. Das 
ist die einzig vernünftige Formulierung; bisher ha-
ben Sie immer vom Abbau der bestehenden Staats-
verschuldung gesprochen, was zu ruinösen Zustän-
den an unseren Märkten führen würde. 

(Seiters [CDU/CSU]: Was hat denn Herr 
Hoppe gesagt?) 

Zweitens. Die Rahmenbedingungen für Investi-
tionen sind entscheidend verbessert worden. Es 
handelt sich immerhin um einen Gesamtbetrag von 
16 Milliarden DM zur Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen bis 1985: Abschreibungserleichterungen 
für bewegliche Wirtschaftsgüter, für Betriebsgebäu-
de, Erweiterung des Verlustrücktrages, Verbesse-
rungen im Baubereich, Investitionszulagen im 
Stahlbereich. Ich brauche das zwar im einzelnen 
nicht aufzuzählen, aber ich tue es dennoch, meine 
Damen und Herren, weil die beschäftigungspoliti-
schen Anregungen und Anreize, die hierin liegen, 
weil die Investitionsverbesserungen und Investi-
tionserleichterungen, die hierin liegen, in der allge-
meinen Diskussion in einer Weise stiefmütterlich  

und schlecht behandelt worden sind, für die ich kein 
Verständnis habe. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Kiep 
[CDU/CSU]: Wer hat das denn veranstaltet 

im Sommer?) 

— Die Frage, Herr Kiep, ist von Ihnen zu Recht ge-
stellt. Die Diskussion ist auch von uns — Frau Mat-
thäus hat das gestern zutreffend gesagt — nicht ge-
rade so geführt worden, daß wir eine Goldmedaille in 
Public Relations verdient hätten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Dregger [CDU/CSU]) 

— Ich komme noch zu dem, was Sie auf dem Gebiet 
geleistet haben, Herr Dregger. 

Meine Damen und Herren, dagegen ist im wesent-
lichen erstens die Erhöhung der Verbrauchsteuern, 
zweitens die Kürzung der Steuervergünstigung bei 
Pensionsrückstellungen, die ich persönlich in der 
gegebenen Situation zwar nicht für sehr erfreulich, 
aber doch für vertretbar halte, und schließlich der 
Wegfall des Vorsteuerabzugs bei Betriebs-Pkws zu 
rechnen, den ich nicht begeistert begrüßt habe. Aber, 
meine Damen und Herren, mit Recht hat hier ge-
stern jemand darauf hingewiesen, daß es auch 
darum geht, den Haushalt 1982 auf der Einnahmen- 
und Ausgabenseite auszugleichen. Das ist es ja, was 
ich bei Ihren Vorschlägen, auch in den vielen, in Fra-
geform gekleideten, zum Teil durchaus bedenkens-
werten Anregungen, die der bayerische Ministerprä-
sident vorgetragen hat, bis heute vermisse: Sie ha-
ben bisher keine Antwort auf die Frage gegeben, wie 
der Bundeshaushalt des Jahres 1982 auf der Einnah-
men- und Ausgabenseite ausgeglichen werden 
kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Und um die Frage geht es heute! 

Ich habe gestern, was den Vorsteuerabzug bei Be-
triebs-Pkws anlangt, dem Kollegen Spöri aufmerk-
sam zugehört. Er hat gesagt, hier sei ein Gerechtig-
keitsgefälle abgebaut worden. Das hat einen sachli-
chen Hintergrund. Aber, meine Damen und Herren, 
bei dieser Einebnung sind eben leider auch z. B. die 
Interessen der Taxifahrer mit eingeebnet worden. 
Das sind doch nun weiß Gott kleine, selbständige 
Unternehmer, die ein Taxi oder zwei Taxis laufen 
haben. Bitte, Herr Spöri, deutsche Unternehmer 
sind nicht alle immer nur unter dem Oberbegriff 
„Flick" zu subsumieren, sondern vielmehr unter den 
Hunderttausenden von kleinen Leuten, die sich als 
Unternehmer betätigen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Aber per Saldo verbleibt bei diesen Aktionen und 
Entscheidungen ein deutliches Plus in der richtigen 
Richtung hin zu mehr Investitionen und hin zu mehr 
Innovationen. 

Drittens. Dort, wo Sozialleistungen leistungsfeind-
liche Wirkungen erzeugt haben, ist dem mit unseren 
Beschlüssen und unseren Vorschlägen entgegenge-
wirkt worden. Es ist — da stimme ich ausdrücklich 
zu — nicht in das soziale Netz eingeschnitten wor- 
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der. Aber man wird sagen müssen, daß — und das ist 
ja auch notwendig gewesen, was Mißbrauchstatbe-
stände anlangt — das soziale Netz gestrafft worden 
ist. 

Und wenn von einigen Ihrer Vertreter, meine Da-
men und Herren von der Opposition, gesagt wird, 
diese Einschnitte seien nicht tief genug gewesen, 
dann möchte ich doch die Gegenfrage stellen, ob ei-
gentlich wirklich jeder einzelne Posten — Herr 
Glombig hat es gestern angeführt — so genau unter 
die Lupe genommen worden ist, daß Sie dieses Urteil 
aufrechterhalten können. Ich weiß, daß es eine Dis-
kussion über die Absenkung der Sätze beim Arbeits-
losengeld und bei der Arbeitslosenhilfe gegeben hat. 
Aber ebenso muß man sich einmal das ansehen, was 
auf dem Gebiet der Ausbildung, der Weiterbildung, 
der Rehabilitation, der Eingliederung und ähnli-
chem weggenommen worden ist. Und das beläuft 
sich immerhin beim Arbeitsförderungsgesetz auf 
mindestens 3½ Milliarden DM. Das ist schon ein 
ganz erheblicher Batzen, der hier weggenommen 
und eingeschnitten worden ist. 

Ich möchte Herrn Glombig und anderen, die das 
hier gesagt haben, ausdrücklich zustimmen, daß der 
soziale Frieden wesentlich ist und daß niemand von 
uns ihn in Frage stellen will. Ich höre gelegentlich 
Äußerungen, die da meinen, der Wirtschaftsminister 
habe dafür sowieso kein Verständnis. Glauben Sie 
ihm doch wenigstens eines: daß dieser soziale Frie-
den ein entscheidender Produktionsfaktor für die 
Wirtschaft dieses Landes ist. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Abge-
ordneten der CDU/CSU) 

Das ist vielleicht eine Argumentation, die mir abge-
nommen wird. 

Ich bitte noch um eines. Wir haben jetzt offen-
sichtlich aufgehört, uns gegenseitig „soziale Demon-
tage" vorzuwerfen. 

(Unruhe bei der CDU/CSU — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Ein gewaltiger Fortschritt — 

wenn das so wäre!) 

— Ja, verehrter Herr Kohl, wenn Sie das als gewalti-
gen Fortschritt bezeichnen, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Wenn das so wäre!) 

dann brauche ich mich nicht mehr an das zu erin-
nern, was ich im Dezember aus Ihren Reihen gehört 
habe, als man mir vorwarf, ich hätte zur Hatz auf Ar-
beitslose aufgerufen, als ich die Zumutbarkeitsre-
geln ändern wollte. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

— Sagen Sie doch nicht „Och", sondern sehen Sie 
sich an, was Herr Scharrenbroich von der CDA da-
mals zum besten gegeben hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nur, wenn wir diesen Ausdruck „soziale Demonta-
ge" dadurch ersetzen, daß wir uns gegenseitig vor-
werfen, wir lüden alles auf den kleinen Mann ab, hat 
sich zwar die Wortwahl geändert, der Inhalt aber 
nicht. Vielleicht könnten wir auch darüber noch mal 
nachdenken. 

Ich will noch ein von Herrn Strauß gestern ange-
tipptes Thema ansprechen, das sensibel und heikel 
ist und über das es Meinungsverschiedenheiten gibt, 
nämlich die Frage der Karenztage bei der Lohnfort-
zahlung. Hier gibt es einen Kabinettsauftrag — 
Herr  Genscher hat das in seiner Zwischenfrage ge-
stern deutlich gemacht —, die verfassungsrechtli-
chen und rechtlichen Probleme, die mit der Einfüh-
rung von Karenztagen für Beamte, Angestellte und 
Arbeiter — niemals ist von irgend jemand etwas an-
deres vorgeschlagen worden, als dies für alle zu tun 
— verbunden sind, bis zum 31. März 1982 zu prüfen. 
Dann kommt das Prüfungsergebnis auf den Tisch 
des Bundeskabinetts, und dann ist die Frage zu ent-
scheiden. 

Dabei ist von uns immer gesagt worden, daß dies 
nicht eine Entlastung der Unternehmen sein soll, 
sondern daß über eine entsprechende Belastung der 
Unternehmen mit Zahlungen für Kurzarbeit eine 
endgültige Entlastung bei der Bundesanstalt für Ar-
beit eintreten soll und damit mittelbar die Zuschuß-
ansprüche an den Bundeshaushalt verringert wer-
den sollen. Das steht hinter dieser Diskussion. Ich 
weiß, daß es schwer ist, sie emotionsfrei zu führen, 
besonders für die, die dieses Instrument erfunden 
haben. Ich kann nur hoffen, daß wir diesen Auftrag 
und diese Aufgabe, das dennoch zu diskutieren, er-
füllen werden. 

Fazit: Die Beschlüsse der Bundesregierung haben 
die Ausgabendynamik in wichtigen Leistungsberei-
chen begrenzt. Sie stärken das Vertrauen in die Fi-
nanzpolitik und in die Leistungskraft unserer Volks-
wirtschaft. 

Dabei bin ich dem Finanzminister ausgesprochen 
dankbar, daß er den Mut gehabt hat, die Risiken an-
zusprechen, die auch in diesem Haushaltsentwurf 
selbstverständlich liegen und die man in Zahlen zur 
Zeit noch gar nicht einfangen kann, die aber vorhan-
den sind. Weil es solche Risiken gibt, warne ich je-
den von uns davor, nun zementierte Positionen ein-
zunehmen, daß für den Fall einer Entwicklung, die 
schlechter sein sollte, als wir sie annehmen, dies 
nicht geht und jenes nicht geht und überhaupt 
nichts bewegbar ist. Wer das anfängt, macht uns im-
mobil und nimmt uns die Möglichkeit, auf die Her-
ausforderungen, die es in den nächsten Jahren ge-
ben kann, zu reagieren. Das darf nicht sein. 

Wir alle wissen, daß mit den Anstrengungen für 
1982 auf dem Gebiete der Haushaltsgestaltung die 
Aufgabe noch nicht gelöst ist, sondern daß dies auch 
in den nächsten Jahren ein Problem bleiben wird. 
Aber was wir jetzt vorgelegt haben, ist in meinen Au-
gen insgesamt ausgewogen, sozial angemessen, ge-
sellschaftspolitisch vertretbar und finanzpolitisch 
solide. 

Ich glaube, Herr Kohl, meine Damen und Herren 
von der Opposition, daß Ihre Position, Ihre Opposi-
tion, Ihre Kritik sowohl verfehlt als auch unange-
messen ist, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

verfehlt, weil der wirtschaftspolitische Ansatz der 
Koalitionsmaßnahmen richtig ist, und unangemes

-

sen, weil die Oppositionsvorschläge weit hinter den 
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Koalitionsvorschlägen zurückzubleiben scheinen, 
weil kaum Greifbares und Konkretes gesagt worden 
ist. 

Wenn Sie vorschlagen — das ist gestern schon er-
wähnt worden —, die Subventionen um 5 % zu kür-
zen, dann ist das vom Ergebnis her überhaupt nicht 
zu beanstanden, im Gegenteil, es ist wünschenswert. 
Aber das Problem beginnt doch erst dann, wenn 
man sagt, wo ich kürzen soll. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Soll ich dem Bundesinnenminister seine Subventio-
nen für die Bamberger Symphoniker um 5 % kürzen, 
damit er fünf Geiger wegnehmen kann? Oder was 
soll eigentlich geschehen? Dies geht mit dem Rasen-
mäher alleine sicherlich nicht. Man muß jetzt den 
Mut haben, zu sagen, wo angesetzt werden muß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich habe außerdem — daß muß ich Ihnen schon 
dazu sagen — zwei Dinge zu tun versucht. Ich habe 
eine Synopse aufgestellt, um einmal Ihre ganzen Er-
klärungen — in allen Bereichen: Fraktionen, Mini-
sterpräsidenten, Partei — auf ein einheitliches Bild 
zu bringen — ich habe zwölf Seiten zusammenbe-
kommen —, es ist mir nicht gelungen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ein zweites! Sie waren über meine etwas harsche 
Reaktion nicht erfreut; ich verstehe das. Aber das, 
was Sie am 9. September als Stellungnahme der 
Fraktion zu den politischen Beschlüssen der Bun-
desregierung veröffentlicht haben, das war so in-
haltlos, daß Sie besser z. B. das Interview aus dem 
„Rheinischen Merkur", das der schleswig-holsteini-
sche Ministerpräsident ein paar Tage vorher gege-
ben hatte, an Stelle dessen beschlossen hätten. Da 
standen mehr Zahlen, mehr Einzelheiten, mehr Vor-
schläge darin als in den Beschlüssen der Bundes-
tagsfraktion. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich kann mir nicht helfen, meine Damen und Her-
ren, aber: wenn ich mir vorstelle, was alles hätte be-
schlossen — vielleicht ist es noch möglich — und 
hätte bewegt werden können auf finanzpolitischem 
und wirtschaftspolitischem Gebiet, wenn Sie nur ge-
wollt hätten! Ob Sie gewollt haben, vermag ich nicht 
zu sagen. Aber, Herr Kollege Kiep, ich hatte den Ein-
druck, daß die Kritik an Ihnen ganz ungerechtfertigt 
war. Wenn die Presseberichte stimmen, wonach Sie 
den Auftrag hatten, einer Kommission vorzusitzen, 
über Einsparungen zu beraten, aber möglichst kein 
Ergebnis zu erzielen, dann haben Sie diesen Auftrag, 
glaube ich, vorbildlich erfüllt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Lassen Sie mich, Herr Kiep, bei dieser Gelegen-
heit eine betrübliche Bemerkung aus meiner Sicht 
hinzufügen. Ich habe es sehr begrüßt — Sie erinnern 
sich daran, es ist erst acht oder neun Monate her —, 
daß die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten 
für Wirtschafts- und Finanzpolitik in Ihrer Fraktion 
in eine Hand, in diesem Fall in Ihre Hand, gelegt 
worden sind. Sie haben mir damals mit Ihren Ver-

gleichen über Hamburger Hafenviertel Anlaß zu der 
Bemerkung gegeben: Nun bleiben Sie bitte mal hier 
und wechseln Sie nicht den finanz- und wirtschafts-
politischen Sprecher in absehbarer Zeit wieder aus! 
— Neun Monate her, schon wieder Aufbruch zu 
neuen Ufern. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Ich habe nicht wie Herr Häfele Macchiavelli zur 
Hand. Wilhelm Busch tut' s auch. Da steht bei „Plisch 
und Plum": „Schön ist es auch anderswo, und hier 
bin ich sowieso." Aber das ist natürlich — — 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Aber das ist, glaube ich, nicht die angemessene Posi-
tion. 

Sie müssen sich doch nicht wundern — das sage 
ich in allem Ernst —, daß draußen im Lande und bei 
uns der Eindruck entsteht, Sie behandelten die Pro-
bleme der Wirtschafts- und Finanzpolitik nicht mit 
der angemessenen Eindringlichkeit, nicht mit der 
angemessenen Entschlossenheit, wenn Sie dies so in 
Ihren personalpolitischen Entscheidungen zum Aus-
druck bringen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Unter Niveau! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Kiep, Sie kennen natürlich Wilhelm Busch. Die 
Geschichte geht j a damit weiter, daß der Mann mit 
dem Perspektiv in der Hand in einen Teich stolpert. 
Das war aber nicht die Alster. 

(Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
ein Wort über die wirtschaftliche Position und Situa-
tion der Bundesrepublik heute und die Aussichten, 
wie wir sie sehen, sagen. Wirtschaftlicher Pessimis-
mus — ich möchte das mit allem Nachdruck unter-
streichen — ist nicht angebracht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Er ist nicht angebracht, obwohl wir sehen, daß die 
Konjunktur noch nicht genügend auf Touren ge-
kommen ist. Er ist nicht angebracht, obwohl wir se-
hen, daß die wirtschaftlichen Herausforderungen 
beträchtlich sind und daß sie noch keineswegs als 
überwunden gelten können. 

Wir haben deutlich positive Entwicklungen zu ver-
zeichnen, vor allem im außenwirtschaftlichen Be-
reich. Exporte und Auslandsaufträge nehmen kräf-
tig zu; die Importe gehen tendenziell zurück. Vor al-
lem die Abnahme der Ölimporte ist beachtlich. Das 
Leistungsbilanzdefizit vermindert sich. In den er-
sten sieben Monaten dieses Jahres war das Lei-
stungsbilanzdefizit mit 17,5 Milliarden DM kaum hö-
her als im Vorjahr. Hier ist die auch von der Bundes-
bank in ihrem Monatsbericht festgestellte Tendenz-
wende eingeleitet oder erreicht. 

Meine Damen und Herren, dies ist nun in der Tat 
ganz wesentlich, denn diese Entwicklung — gerade 
bei der Leistungsbilanz — geht in ihrer Bedeutung 
weit über die bloße Registrierung steigender Ex- 
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porte und sinkender Importe hinaus. Diese Regi-
strierung ist nur das statistische Zahlenwerk. Die 
Leistungsbilanzentwicklung zeigt, daß die deutsche 
Wirtschaft die Herausforderungen annimmt. Die 
deutsche Wirtschaft ist viel besser als die Pressever-
lautbarungen des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Mär, die deutsche Wirtschaft sei erschlafft, er-
weist sich erfreulicherweise als falsch. Der Anpas-
sungsprozeß ist in Gang gekommen. Mit der Verbes-
serung der Wettbewerbsfähigkeit und der internen 
Umstrukturierung wird sich die Leistungsbilanz 
weiter positiv entwickeln. 

Dies wirkt sich — wir sehen dies jeden Tag — mit 
geradezu atemberaubender Geschwindigkeit auf die 
Wechselkurserwartungen aus. Für einen US-Dollar 
wurden gestern nur noch 2,27 DM gezahlt. Je stärker 
aber das Vertrauen in die Deutsche Mark wächst, je 
mehr wir wieder Aufwertungserwartungen und 
nicht mehr Abwertungserwartungen für die Deut-
sche Mark haben, desto niedriger können die Zinsen 
bei uns im Vergleich zu den ausländischen Zinsen 
sein. Dies ist der Weg — es ist aber auch der einzige 
Weg —, auf dem wir uns von der ausländischen Zins-
entwicklung abkoppeln können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nach meiner Erwartung wird die Bundesbank am 
Anfang des nächsten Jahres höchstwahrscheinlich 
in der Lage sein, eine Zinspolitik zu betreiben, die 
uns auf dieser belastenden Front der deutschen 
Wirtschafts- und Konjunkturpolitik Erleichterung 
verschafft. Darüber kann schließlich kein Zweifel 
bestehen: Das beste Konjunkturprogramm, das wir 
uns denken können, liegt in einer Zinssenkung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es sind ja vor allem die hohen Zinsen, die auf der 
Investitionsbereitschaft lasten. Es ist doch nicht zu 
bestreiten, daß ein Unternehmen vor eine schwie-
rige Frage gestellt ist, wenn die Verzinsung aus ei-
nem Pfandbrief oder einer Anleihe höher liegt als 
der erwartete return on investment aus der Anschaf-
fung einer Maschine. Deswegen brauchen wir diese 
Zinssenkung, aber nicht durch staatlichen Ukas, 
durch Verordnung, durch Abkoppeln, sondern durch 
unsere eigene wirtschaftliche und wirtschaftspoliti-
sche Leistung. Anders geht es nicht. Auf diesem 
Wege sind wir aber. 

Je aktiver, je kreativer und je mutiger unsere Un-
ternehmen die Herausforderung annehmen, desto 
mehr wird das über die Verbesserung der Leistungs-
bilanz und über die Wechselkurserwartungen auf 
den Zinssenkungsprozeß durchschlagen. Es ist fal-
sch, auf immer neue staatliche Impulse, Programme 
oder Vergünstigungen zu warten. Solcher Attentis-
mus schadet nur. Er wirft das einzelne Unterneh-
men im Wettbewerb zurück. Er behindert die Zins-
senkung und vergrößert die Beschäftigungssorgen 
der gesamten Wirtschaft. Das politische Ceterum 
censeo dazu ist: Die Wirtschaftspolitik darf nicht 
zum Entstehen eines solchen Attentismus beitragen. 
Sie muß ihn abbauen. 

Unsere finanzpolitischen Beschlüsse werden zur 
beabsichtigten Vertrauensstabilisierung an den in-
ternationalen Devisen- und Finanzmärkten nur 
dann beitragen, wenn sie nicht zerredet und wenn 
sie nicht madig gemacht werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb darf und kann nicht wieder alles neu disku-
tiert werden. Wirtschaft und Arbeitnehmer dürfen 
nicht mit immer neuen Ankündigungen verunsi-
chert werden, und es dürfen keine falschen Erwar-
tungen erweckt werden. Wir müssen rasch Klarheit 
über die Entwicklung der Staatsfinanzen schaffen. 

Meine Damen und Herren, gestern habe ich in ei-
ner Zeitung, die der Koalition nicht gerade wohlge-
sonnen ist, nämlich in der „Welt" einen Aufsatz zur 
Wirtschaftspolitik unter der Überschrift: „Mit knir-
schenden Zähnen" gelesen. Den Schlußsatz zur 
Rede des Finanzministers möchte ich auch hier als 
Schlußsatz zitieren: 

Man sollte die Einbringungsrede 

— des Finanzministers — 

so  nehmen, wie sie gehalten wurde: als einen 
Appell für Investitionen, damit der soziale Frie-
den gewahrt werden kann. 

Ich bedanke mich. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Kiep. 

(Wehner [SPD]: Noch in Bonn?) 

Kiep (CDU/CSU): Jawohl, Herr Wehner. — 

(Heiterkeit) 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Einbringung des Haushalts und die an-
schließende Debatte sind Stunden und Tage des 
Bundesfinanzministers. Ich möchte deshalb meine 
Einlassung mit einer kurzen Bemerkung begin-
nen. 

Herr Kollege Matthöfer, ich glaube, Sie haben ja 
schon hinreichend Lob und Anerkennung für das ge-
funden, was Sie in Ihrer Einbringungsrede gesagt 
haben. Ich möchte dem hinzufügen, daß wir von der 
Opposition, von der CDU/CSU, Ihnen gerne — bild-
lich gesprochen — für Ihre Einlassung hier zwei Os-
kars verleihen möchten: einen Oskar für große 
Standfestigkeit in fast hoffnungsloser Lage, und 
zweitens den Oskar für Lernfähigkeit, weil Sie es 
fertiggebracht haben, in relativ kurzer Zeit auf 
Grund Ihrer Rede, die Sie hier bei der Einbringung 
gehalten haben, von einem demokratischen Soziali-
sten zu einem sozialdemokratischen Marktwirt-
schaftler zu werden scheinen. 

(Zuruf von der SPD) 

Diese Tatsache wird j a auch dadurch bestätigt, daß 
der FDP-Parteivorsitzende und Bundesaußenmini-
ster Genscher Sie unmittelbar nach Ihrer Rede voll 
und ganz für die FDP vereinnahmt hat. 
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Kiep 
Das Hauptthema aber, meine Damen und Herren, 

ist an diesem heutigen Morgen nach der Rede des 
Bundeswirtschaftsministers die Wirtschaftspolitik. 
Ich möchte Sie, Graf Lambsdorff, eigentlich einmal 
fragen: Wer fragt in dieser Debatte hier eigentlich 
wen? Verkehren Sie nicht eigentlich die Wirklich-
keit zwischen Opposition und Regierung, wenn Sie 
sich in aller Öffentlichkeit — auch heute wieder  — 
hier  hinstellen und gewissermaßen so tun, als ob wir 
aufgerufen seien, Ihnen ein Rezept dafür zu liefern, 
wie jetzt die Dinge weitergehen sollen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Walther [SPD]: 
Aber man wird ja wohl noch fragen dür-

fen!) 

Auch in Ihrer maßvolleren Rede heute vormittag, die 
sich in gewissen Punkten wohltuend von dem unter-
scheidet, was Sie der Öffentlichkeit in den letzten 
Wochen gesagt haben, wird die tiefe Kluft zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit deutlich. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Genau das ist es!) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, wir müssen das, 
was Sie als Werk zusammen mit Ihrem Koalitions-
partner hier vorgelegt haben, an den Ankündigun-
gen messen. Das ist genau das, was auch in der Öf-
fentlichkeit geschieht. Der Anspruch ist ein erhebli-
cher gewesen. 

Sie haben als einer der Hauptteilnehmer des 
„Sommertheaters" — ich würde sagen: sogar in ei-
ner herausgehobenen Rolle — ganz gewaltige Er-
wartungen geweckt. Sie haben am 25. Juni von 15 
bis 20 Milliarden DM Einsparungen gesprochen. Sie 
haben dann in Ottawa noch einmal hinzugefügt, daß 
Sie knapp unter 20 Milliarden DM bleiben müßten, 
wenn die Einsparungen das notwendige Volumen, 
das notwendige Ergebnis haben sollten. Sie sind 
nicht müde geworden, dies allerorten zu erklären. 
Heute liegt das Ergebnis vor: Es liegt bei den echten 
Einsparungen unter 10 Milliarden, und ich darf 
daran erinnern, daß dieses Sparergebnis oder diese 
Senkung der Staatsausgaben im Haushalt 1982 nur 
möglich war unter Inanspruchnahme eines Bundes-
bankgewinns, von dem Sie zuvor immer erklärt hat-
ten, er dürfe unter gar keinen Umständen in diese 
Rechnung eingebracht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Walther [SPD]: 
Wie würden Sie es denn machen, Herr 
Kiep? — Dr. Spöri [SPD]: Sie haben doch 

viel weniger gemacht!) 

— Kommt gleich. 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat vor der 
Sparaktion erklärt, daß die Einstellung des Bundes-
bankgewinns in die Rechnung '82 gleichbedeutend 
wäre mit einer Bundesregierung, die sich „zum Null-
tarif Geld besorgt". Ich zitiere ihn wörtlich. Er hat 
hinzugefügt, daß die Einstellung des Bundesbankge-
winns, der ja gewissermaßen — worüber wir uns ei-
nig sind — eine angenehme Begleiterscheinung ei-
nes höchst unangenehmen Gesamtzustandes ist, be-
deute, daß — ich zitiere Graf Lambsdorff fast wört-
lich — der Bundesfinanzminister „nachts im Keller 
heimlich Geld druckt". 

Dann, Graf Lambsdorff, haben Sie zugelassen, daß 
dieser Bundesbankgewinn in die Rechnung in einer 

Höhe eingestellt worden ist, die nicht die Erwartung 
zulassen kann, daß er in ähnlicher Höhe wieder an-
fällt. Damit ist bereits jetzt für die Jahre nach 1982 
neben vielen anderen Risiken eine neue Haushalts-
lücke vorprogrammiert. 

(Westphal [SPD]: Das ist nicht richtig! — 
Walther  [SPD]: Finanzplan lesen!) 

Ich darf Sie daran erinnern, Graf Lambsdorff, daß 
entgegen Ihrer Ankündigung die Senkung der Neu-
verschuldung 1982 gegenüber 1981 geringer ist als 
die Summe von Bundesbankgewinn und Steuerer-
höhungen. Damit, meine ich, wird deutlich, daß Ihr 
Manöver, das Sie angekündigt haben, nicht stattge-
funden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß Ihnen sagen, Graf Lambsdorff, daß ich 
Ihre Ausfälle gegen die Opposition in den letzten 
Wochen als maßlos und sogar teilweise bösartig 
empfunden habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Walther [SPD]: 
Tiefes schwarzes Loch!) 

Ich verstehe sie gewissermaßen als den Versuch, 
den Anspruch aufrechtzuerhalten, den Sie mit Ihrer 
Äußerung vor der Aktion '82 landauf, landab erweckt 
haben. Ich verstehe Ihre Rolle, die Sie hier spielen, 
immer stärker als eine Doppelrolle: 

(Wehner [SPD]: Sie haben die Rolle eines 
Pendlers, Herr Kiep! Sie tun mir leid!) 

Teilnehmer an einem Regierungsbündnis mit den 
Sozialdemokraten und zugleich der Versuch, drau-
ßen als der „Erhard der 80er Jahre" über die Runden 
zu kommen. Aber ich sage Ihnen, Graf Lambsdorff: 
Auch heftige marktwirtschaftliche Brunftschreie im 
Unternehmerrevier reichen in Bonn nicht aus, um 
etwas zu bewegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Graf Lambsdorff, ich muß die SPD mit Erlaubnis 
von Herrn Wehner ein wenig in Schutz nehmen. In 
der Öffentlichkeit entsteht der Eindruck, die FDP 
habe im Bundestagswahlkampf 1980, der ja weniger 
als ein Jahr zurückliegt, dauernd nur die Realitäten 
so geschildert, wie sie sind. Ich bitte um Ihre Erlaub-
nis, doch nur einige ganz wenige Einzelheiten aus 
dem Wahlprogramm der FDP zitieren zu dürfen, das 
ja unter Ihrer Federführung, Graf Lambsdorff, ent-
standen ist. Da haben Sie z. B. die Forderung ge-
stellt, die Entwicklungshilfe müsse in der kommen-
den Legislaturperiode das 0,7 %-Ziel erreichen; bis 
1990 sei das 1 %-Ziel anzustreben. Sie haben dann 
eine Reihe von weiteren Wünschen und Forderun-
gen angemeldet: die Gewerbesteuer in Stufen abzu-
senken, die Entfernungspauschale einzuführen, die 
Erhöhung der Vorsorgepauschale, die Verdoppelung 
der 800-Mark-Grenze. Mutterschaftsurlaub und Kin-
dergelderhöhung, um nur einige wenige Teile dieses 
Wahlprogramms zu nennen. 

Graf Lambsdorff, wie vereinbart sich denn das mit 
der Aussage von Herrn Genscher und Ihnen gestern, 
die FDP sei immer der Rocher de bronze der Solidi-
tät in der Finanzpolitik gewesen? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 
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Kiep 
Ich darf vielleicht, nur damit das Kontrastpro-

gramm deutlich wird, Graf Lambsdorff, einen einzi-
gen Satz aus dem Wahlprogramm der CDU/CSU zi-
tieren. Da steht drin: „Zur Sicherstellung dieser Prio-
ritäten" — die wir im einzelnen aufgeführt haben —
„sind eine Prüfung bestehender Ausgaben auf ihre 
weitere Notwendigkeit und die Bereitschaft zu Op-
fern unerläßlich. Wir sind uns darüber im klaren, 
daß unser Programm nur im Rahmen der jeweiligen 
wirtschaftlichen Entwicklung und der Lage der 
Staatsfinanzen verwirklicht werden kann." 

Meine Damen und Herren, ich frage Sie selber: 
Klingt nicht das Programm der FDP wie das Pro-
gramm einer Partei, die in der Opposition ist und 
hofft, durch Versprechungen an die Regierung zu 
kommen? Klingt nicht das Programm der CDU/CSU 
wie ein Programm einer Regierungspartei, die Ver-
antwortung für die Solidität und Stabilität der 
Staatsfinanzen trägt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es hat dann viel Kritik von Ihnen, Graf Lambs-
dorff, hier, sonst und auch gestern in der Debatte an 
den Vorschlägen der Union gegeben. Vielleicht darf 
ich Sie, Graf Lambsdorff, noch einmal an eine Eigen-
tümlichkeit unseres parlamentarisch-demokrati-
schen Systems in aller Höflichkeit erinnern. Dieses 
System sieht nämlich merkwürdigerweise vor, daß 
die Mehrheit die Regierung stellt und regiert und die 
Opposition in der Minderheit ist und aus der Min-
derheit heraus Kontrollfunktionen, Kritik, aber 
auch konstruktive Begleitung vorzunehmen hat. 
Wenn Sie diese Grundvorausgabe in unserem Sy-
stem einmal unterstellen, dann müßten Sie eigent-
lich ehrlicherweise zugeben, daß die CDU/CSU in 
dieser Lage weit über das hinausgegangen ist, was 
man mit Fug und Recht von einer Opposition erwar-
ten kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Ich darf Sie nur um ein Vergrößerungsglas 
bitten, damit ich das erkenne! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

— Verehrter Herr Vorsitzender Wehner, ich bin jetzt 
versucht — aber die Zeit ist sehr knapp —, Sie noch 
einmal an das zu erinnern, was Sie persönlich, Herr 
Wehner, in diesem Hause gesagt haben, als sich die 
CDU/CSU zusammen mit der FDP in einer Regie-
rungskoalition befand und wir uns in einer wirt-
schaftlichen und finanziellen Krise befanden, die im 
Vergleich zur heutigen geradezu blond und blauäu-
gig war. 

(Dr. Spöri [SPD]: Die Platte kenne ich 
schon! Schon wieder die gleiche Platte! 
Bringen Sie mal etwas Neues! Die Platte ha-

ben wir gestern dreimal gehört!) 

In dieser Situation haben Sie hier erklärt: Wir wer-
den keinen Finger rühren. 

(Dr. Spöri [SPD]: Die Platte hat einen 
Sprung, Herr Kiep!) 

Sie haben es noch etwas drastischer gesagt. Sie ha-
ben dieses unappetitliche Beispiel von der Wäsche 
gewählt, die schmutzig sei und die man nicht wa-
schen wolle. Ich darf daran erinnern, daß auch der 

Herr Bundeskanzler damals hier im Deutschen 
Bundestag sogar dem damaligen Bundeskanzler 
Ludwig Erhard angedroht hat, er gehöre im Grunde 
genommen ins Gefängnis, weil er eine Deckungs-
lücke von 3 Milliarden DM habe entstehen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Mir hat Herr Erhard nur leidgetan! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

— Verehrter Herr Kollege Wehner, wenn Ludwig Er-
hard Ihnen damals leidgetan hat, dann haben Sie Ihr 
Mitgefühl aber sehr erfolgreich unterdrückt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Lesen Sie mal die Protokolle nach! Sie wa

-

ren j a nicht dabei! Sie waren wieder im Pen

-

deln!) 

Wir werden also hier wegen der Vorlage unserer 
Vorschläge kritisiert, die sich um Welten von dem 
unterscheiden, was die SPD in ähnlicher Lage getan 
hat. Wir werden hier von Ihnen, Graf Lambsdorff, 
kritisiert, weil wir die Ausgabenpolitik der letzten 12 
Jahre kritisieren, obwohl wir doch, wie Sie es soeben 
ausgeführt haben, in allen wesentlichen Punkten 
den Vorschlägen der SPD/FDP-Regierung zuge-
stimmt hätten. Auch diese Kritik, aus der Verlegen-
heit Ihrer Situation erwachsen, geht ganz einfach an 
den Gegebenheiten eines parlamentarischen Sy-
stems vorbei; denn was Sie hier fordern, ist nichts 
anderes, als daß eine Opposition Geschenke der 
Bundesregierung durch ihr Veto verhindern sollte. 
Das ist gewissermaßen die gleiche Aufforderung, die 
man an jemanden richtet, den man bittet, am 23. De-
zember eines Jahres den Weihnachtsmann zu er-
schießen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Dr.  Spöri [SPD]: Wenn Sie das falsch finden, 
dann müssen Sie das ablehnen, Herr Kiep! 
Das ist aber dünn! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Sie sollten, verehrter Graf Lambsdorff, die Bereit-
schaft der Opposition, das mitzutragen, dankbar an-
erkennen, und Sie sollten sich an das halten, was 
Herr Matthöfer in seiner Einbringungsrede gesagt 
hat: Es solle keiner politischen Kraft aus ihrer Be-
reitschaft Schaden erwachsen, an der Bewältigung 
der Finanzmisere mitzuwirken. Diese goldenen 
Worte, Herr Kollege Matthöfer, sind bereits gestern 
in der Debatte von einer Reihe Ihrer Fraktionskolle-
gen nicht beachtet worden. Im Gegenteil, auch Red-
ner der SPD haben die Gelegenheit, wie zu erwarten 
war, benutzt, um wieder das alte Lied von der sozia-
len Demontage zu beginnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — Wal-
ther [SPD]: Bei wem denn, Herr Kiep?) 

Warum, Graf Lambsdorff, beginnen wir diese Unter-
nehmung im Jahre 1981? Warum, Graf Lambsdorff, 
haben wir nicht Jahre des realen Wirtschaftswach-
stums, wie 1978, 1979 und 1980 benutzt, um hier end-
lich mit einer Konsolidierung der Staatsfinanzen zu 
beginnen? 

(Dr. Ehmke [SPD]: Weil wir Lokomotive 
spielen mußten!) 
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Kiep 
Damals hatten wir reales Wachstum und hätten die 
Dinge ohne so harte Maßnahmen, wie sie heute not-
wendig sind, in Gang bringen können. 

Herr Hoppe, ich muß zugeben, Sie gehören zu den-
jenigen, die seit 1976 darauf drängen, daß dies end-
lich geschieht, aber Sie haben zugleich die Mehrheit 
dafür geliefert, daß bis zum heutigen Tage nichts ge-
schehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn ich Ihre Reden, Herr Kollege Hoppe, einmal 
freundschaftlich-ironisch karikieren sollte, müßte 
ich Ihnen sagen, sie erinnern mich an den Werbe-
slogan einer großen internationalen Ölgesellschaft, 
der da — jetzt abgewandelt — heißt: Es gibt viel zu 
tun, lassen wir's liegen. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU/ 
CSU) 

Meine Damen und Herren, die Haushaltsproble-
matik muß — darauf hat Graf Lambsdorff völlig zu 
Recht hingewiesen — im gesamtwirtschaftlichen 
Zusammenhang gesehen werden. Auf den ersten 
Blick — auch das haben einige Redner der SPD hier 
gestern ausgeführt — sieht das Bild der Bundesre-
publik Deutschland in dieser Lage im Vergleich zu 
anderen Ländern relativ günstig aus. 

(Zuruf von der SPD: Auch auf den zweiten 
Blick!) 

Aber bei näherem Hinsehen ergeben sich einige 
schwierige Problembereiche. Nehmen wir die Lei-
stungsbilanz, bei der wir nur hoffen können, daß das 
eintritt, was Graf Lambsdorff hier als Hoffnung ge-
äußert hat, nämlich daß die Tendenzwende kommt; 
bisher ist sie nicht unwiderruflich sichtbar. Wir ha-
ben im vergangenen Jahr mit 29 Milliarden das 
größte Leistungsbilanzdefizit aller Industrienatio-
nen gehabt. 

Wir haben eine Wachstumserwartung, die mit 1 
bis 2 % im negativen Bereich angesiedelt ist. Vor al-
lem — das ist unser Hautproblem — haben wir eine 
steigende Arbeitslosigkeit. Wir haben Verbraucher-
preise, die in einer Größenordnung von 6 % steigen. 
Wir haben eine Verschuldung von insgesamt 460 
Milliarden, davon die Hälfte beim Bund. 

Wir wissen, daß, gemessen an diesen Problemen, 
eine Begrenzung der Neuverschuldung auf 26,5 Mil-
liarden für 1982 — wenn es dabei bleibt! — nicht aus-
reicht, um die Konsolidierung der Staatsfinanzen so 
überzeugend einzuleiten, daß dadurch eine Platt-
form entsteht, auf der die Kräfte der wirtschaftli-
chen Gesundung in Gang gesetzt werden können. 

Die Hautprobleme sind die folgenden. Erstens: 
Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen, Schaf-
fung von zusätzlichen Ausbildungsplätzen. Wir müs-
sen in diesem Zusammenhang die Teilzeitarbeit, das 
Job sharing und andere neue Gedanken voll in un-
sere Überlegungen mit aufnehmen. 

Zweitens. Wir müssen die Abhängigkeit vom 
Energie-Import als ein wichtiges Thema in den Vor-
dergrund stellen. Dasselbe gilt für die Wettbewerbs-
fähigkeit unserer Wirtschaft ebenso wie für eine an-
gemessene verstärkte Bemühung um die Erhaltung 
des Umweltschutzes. 

Schließlich müssen wir dafür sorgen, daß in unse-
rem Lande strukturelle Veränderungen stattfinden 
können. 

Die Arbeitsplätze sind, so sagte ich, unsere Haupt-
sorge. Dazu ist festzustellen, daß wir nach den Aus-
sagen der Fachleute bis 1985 pro Jahr mit 200 000 zu-
sätzlichen Arbeitskräften zu rechnen haben. Hier 
möchte ich Sie, Graf Lambsdorff, und vielleicht auch 
den Herrn Bundeskanzler fragen: Können Sie den 
Widerspruch aufklären, der zwischen der finanziel-
len Planung und der gesamtwirtschaftlichen Pro -
jektion sichtbar wird, wenn man zur Kenntnis 
nimmt, daß laut Finanzplan ab 1983 1 Milliarde we-
niger zur Abdeckung des Defizits in der Arbeitslo-
senversicherung vorgesehen ist und eine solche 
Maßnahme ja nur dann ohne Beitragserhöhung und 
ohne Kürzung der Arbeitslosenbezüge verständlich 
und machbar wäre, wenn man mit sinkenden Ar-
beitslosenzahlen rechnen könnte? Genau hier ist der 
Widerspruch sichtbar, denn die gesamtwirtschaftli-
che Projektion geht davon aus, daß eine Erhöhung 
der Zahl der Erwerbstätigen 1985 gegenüber 1980 so 
gut wie nicht eintritt. 

Wenn Sie noch hinzunehmen, daß in dieser Fünf-
jahresfrist eine Vergrößerung der Zahl der Arbeit-
suchenden um insgesamt 1 Million eintritt, ergibt 
sich die Frage, wie eigentlich 1985 das Defizit ge-
deckt werden soll, das hier logischerweise entstehen 
muß, das Defizit, das man bei vorsichtiger Berech-
nung für das Jahr 1985 irgendwo zwischen 8 und 10 
Milliarden DM beziffern muß. Hier müßte der Bun-
deswirtschaftsminister, hier müßte auch der Bun-
deskanzler eine Aufklärung geben können. 

Wie ist nun die Lage unserer Wirtschaft ange-
sichts der hier übereinstimmend festgestellten Not-
wendigkeit, die Investitionstätigkeit wieder anzure-
gen? 

Zunächst einmal geht es darum, ein Vertrauens-
klima zu schaffen. Ich stimme mit allen Rednern, 
auch denen der SPD, voll überein, wenn sie davor 
warnen, jetzt hier in eine Weltuntergangsstimmung 
zu verfallen. Weltuntergangsstimmung und Pessi-
mismus wären zusätzlich zu den konkreten Schwie-
rigkeiten, die wir haben, das Schlimmste, was uns 
passieren könnte. Wir brauchen Vertrauen, meine 
Damen und Herren. Und ich muß Ihnen sagen, Graf 
Lambsdorff: Sie, Ihre Freunde, diese Bundesregie-
rung, die beiden Koalitionsparteien haben in dem 
Sommertheater des Sommers 1981 einen Beitrag zur 
Verunsicherung geliefert, der durch nichts übertrof-
fen werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieses Sommertheater war ein gewaltiges Investi-
tionsverhinderungsprogramm. Mir ist es kalt den 
Rücken heruntergelaufen, als ich gestern von eini-
gen Rednern hörte, daß dieses Sommertheater, 
sprich: die Diskussion um die Gestaltung der Staats-
ausgaben, von Ihnen als eine Daueraufgabe angese-
hen werde. Dürfen wir denn damit rechnen, meine 
Damen und Herren, daß diese Diskussion in der bis-
herigen Form und in dem Stil weitergeht, wenn neue 
Haushaltslücken, was mit Sicherheit zu erwarten 
ist, auftauchen? 
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Wir brauchen Vertrauen, aber wir brauchen auch 

konkrete Erkenntnisse, und wir müssen gewisse 
Wahrheiten akzeptieren, wenn wir die richtige Poli-
tik machen wollen. Die Eigenkapitalausstattung un-
serer Unternehmen ist zu schwach. Das Eigenkapi-
tal unserer Unternehmen ist in der Zeit von 1966 bis 
1980 von 30 % auf 20 % der Bilanzsumme gesunken. 
Die Nettoumsatzrendite ist in der gleichen Zeit um 
ein Viertel gesunken, nämlich von 3,3 auf 2,4. Die In-
vestitionsquote ist zwischen 1970 und 1980 von 25,6 
auf 23,4 % zurückgegangen. Diese Tatsachen sind 
natürlich auch mit dafür verantwortlich, daß in wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten unsere Unternehmen 
sehr schnell an den Rand einer Katastrophe geraten 
können. Regierungsprogramme haben da nichts ge-
holfen — Regierungsprogramme, Graf Lambsdorff, 
die unsere finanziellen Möglichkeiten überstrapa-
ziert haben, ohne die wirtschaftliche Wirkung her-
vorzurufen, die im Interesse der Erhaltung unserer 
Arbeitsplätze notwendig gewesen wäre. 

Die effektive Belastung, Herr Spöri, des Unter-
nehmensgewinns ist, wie ich weiß, ein etwas heikles 
Thema. Es wird erst seit jüngster Zeit bei Ihnen über 
diese Fragen sehr offen und klar diskutiert. Ich darf 
Sie daran erinnern, daß es gewaltige Unterschiede 
der Situation unserer Unternehmen im Vergleich zu 
Wettbewerbern im Ausland gibt. Das wird deutlich, 
wenn man sich einmal der Mühe unterzieht, Körper-
schaftsteuer und Abschreibung zusammenzuneh-
men, um die effektive Belastung der Unternehmens-
gewinne — mit der Unterstellung der vollen Reinve-
stition — zu vergleichen. Wenn Sie das tun, also Kör-
perschaftsteuer und Abschreibungsmöglichkeiten, 
bezogen auf voll reinvestierte Unternehmensgewin-
ne, zusammennehmen, dann ergibt sich die interes-
sante Zahlenreihe, daß sich z. B. in Großbritannien 
— aus den besonderen Umständen dort erklärlich —
0 Prozent Belastung ergeben, in Frankreich 6,5 Pro-
zent und bei uns 19,4 Prozent. Diese Tatsache zeigt 
ein Stück Wettbewerbsfähigkeit. Deshalb muß un-
sere mittelfristige Politik, auf die ich gleich komme, 
darauf ausgerichtet sein, diese Unterschiede zu un-
seren Wettbewerbern auszugleichen, um unseren 
Unternehmen eine Chance zum Wettbewerb zu ge-
ben. 

Die Lohnquote, auch ein sehr heikles Thema, 
meine Damen und Herren, ist von 1970 auf 1980, also 
in zehn Jahren, von 66,1 % auf 71,8 % gestiegen. 
Wenn man einmal, rein theoretisch-akademisch, das 
Verteilungsverhältnis von 1969 auf die heutigen 
Volkseinkommen überträgt, dann wäre — also bei 
der Unterstellung des Verteilungsverhältnisses von 
1969 in der heutigen Einkommenssituation - ein zu-
sätzlicher Betrag von 60 Milliarden DM für Unter-
nehmensinvestitionen verfügbar. Auch hier liegt ein 
Stück der Probleme struktureller Art, die es durch 
die Politik in den nächsten Jahren zu beseitigen 
gilt. 

Ich füge gleich hinzu: Alle Tarifabkommen tragen 
zwei Unterschriften. Hier ist nicht eine Seite allein 
verantwortlich. 

(Dr. Spöri [SPD]: Herr Kiep, Sie kennen die 
neueste Auftragsentwicklung beim Ex-

port!) 

— Ich darf Sie aber auch daran erinnern Herr Spöri, 
daß Sie ausgezogen sind, die Belastbarkeit dieser 
Wirtschaft zu testen, mit dem Ergebnis, daß wir 
heute diese Debatte führen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Walther [SPD]: 
Das ist nicht wahr! Beweisen Sie das mal, 
Herr Kiep! — Gegenruf von der CDU/CSU: 

Natürlich ist das wahr!) 

Ich frage Sie, ob es wirklich sehr sinnvoll ist, die Un-
ternehmen zunächst einmal bis an den Rand dieser 
Probleme zu bringen, um dann die Arbeitsplätze, 
wenn sie in Gefahr sind, durch Staatshilfe — von Ih-
rer Seite immer wieder gefordert — zu sichern. 

(Abg. Dr. Spöri [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Spöri, ich bitte wegen der knappen 
Zeit sehr um Verständnis, wenn ich — entgegen mei-
ner sonstigen Übung — auf Fragen nicht antworte, 
aber ich bin von der Geschäftsführung angewiesen 
worden, absolut in der Zeit zu bleiben, weil jeder der 
Redner nur 30 Minuten Redezeit hat. 

(Dr. Spöri [SPD]: Nur ein Wort zum Export, 
Herr Kiep!) 

— Ich bitte sehr um Verständis; ich werde das bei al-
lernächster Gelegenheit mit besonderem Vergnügen 
nachholen. 

(Wehner [SPD]: Wenn Sie aus Hamburg zu

-

rück sind! — Heiterkeit bei der SPD) 

Erlauben Sie mir noch einige wichtige Bemerkun-
gen, was die weiteren Fragen der Wirtschaftspolitik 
betrifft. Zunächst einmal kommt es darauf an, dafür 
zu sorgen, daß unsere Unternehmen in ihrer Mög-
lichkeit, Gewinne zu erwirtschaften, gestärkt wer-
den, das heißt, wir brauchen mittelfristig eine Ver-
besserung unserer steuerlichen Situation unter an-
deren Rahmenbedingungen. Wenn ich sage „mittel-
fristig", dann nenne ich kein Jahr, weil die Chance 
für solche Maßnahmen erst dann gegeben ist, wenn 
die Konsolidierungsmaßnahmen im Bereich der 
Staatshaushalte greifen. In dem Augenblick aber, in 
dem die Handlungsfähigkeit zurückgewonnen wird, 
ist es unerläßlich, daß im Bereich der Steuern und 
der Belastungen notwendige und überfällige Maß-
nahmen unternommen werden. Ich möchte beson-
ders daran erinnern, daß wir im Bereich der gewinn-
unabhängigen Steuern und im Bereich der gewinn-
unabhängigen Steuern plus Körperschaftsteuer 
Maßnahmen einführen müssen, die zu einer Rendi-
teverbesserung der Unternehmen — auch im inter-
nationalen Vergleich — führen. 

Ich darf daran erinnern, daß es auch notwendig 
sein wird — Kollege Strauß hat gestern davon ge-
sprochen —, bei dieser Veränderung unseres Steuer-
systems die inzwischen verzerrte Relation zwischen 
direkten und indirekten Steuern wieder zu korrigie-
ren, und zwar in Richtung auf eine Verstärkung des 
Prozentsatzes der indirekten Besteuerung zugun-
sten des Bereichs der direkten Besteuerung. 

(Dr. Spöri [SPD]: Das haben wir doch jetzt! 
Sie sind doch dagegen!) 
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Diese Maßnahmen sind dringend notwendig, wenn 
wir die Ertragslage unserer Wirtschaft verbessern 
wollen. 

(Dr. Spöri [SPD]: Warum lehnen Sie dann 
die Verbrauchsteuererhöhung ab?) 

Voraussetzung aber ist die Konsolidierung der 
Staatsfinanzen. Voraussetzung ist eine deutliche 
Tendenz- und Trendwende, 

(Dr. Spöri [SPD]: Es ist schon gut, daß Sie 
nicht fragen lassen!) 

die Wende, von der der Bundesaußenminister und 
FDP-Parteivorsitzende in großer Ausführlichkeit 
vor dieser Debatte gesprochen hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich Ihnen sagen, daß wir sehr wohl erkennen, 
daß in Ihrem Programm Entscheidungen enthalten 
sind, die in die richtige Richtung zeigen. Wir haben 
j a auch als konstruktive Opposition erklärt, daß wir 
diese Maßnahmen mittragen und mitunterstützen 
wollen. Insgesamt können Sie bei Gott davon ausge-
hen, eine Opposition zu haben, die in dieser schwie-
rigen Lage bereit ist, mehr zu tun, als von Oppositio-
nen in solcher Situation im allgemeinen erwartet 
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Walther [SPD]: 
Das hat selbst die Bild-Zeitung noch nicht 

gemerkt, daß das so sein soll!) 

Wenn Sie uns den Vorwurf machen, daß wir in un-
seren Vorlagen und in unseren Aussagen nicht kon-
kret genug wären, 

(Walther [SPD]: Das ist wahr!) 

dann bitte ich Sie, sich doch wieder einmal daran zu 
erinnern, daß gerade dieses Angebot der Opposition 
die Aufforderung an die Regierung beinhaltet, durch 
konkrete Vorschläge den Rahmen auszufüllen, den 
wir mit unserem Angebot gesetzt haben. Ich bitte 
Sie, in der Öffentlichkeit und im Bundestag doch 
nicht ständig die Rollen zu verkehren und so zu tun, 
als ob wir die Regierung und Sie, meine Herren, die 
Opposition seien. 

(Wehner [SPD]: Sie bieten uns einen Leih-
wagen an!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte zum Schluß auch nach der Debatte des ge-
strigen Tages noch einmal daran erinnern, daß die 
Freien Demokraten und insbesondere ihr wirt-
schaftspolitischer Sprecher Graf Lambsdorff in der 
Vergangenheit als die Apostel der Marktwirtschaft, 
als diejenigen, die die richtige Richtung vertreten, 
durch die Lande gezogen sind und daß auch jetzt in 
dieser Debatte nach der Haushaltserklärung der 
Bundesregierung immer wieder zum Ausdruck kam: 
Wenn es einen Partner gäbe, wären wir ja im 
Grunde genommen bereit, aber es geht ja wohl doch 
nicht. Meine Damen und Herren, ich glaube, daß Sie 
allmählich das Ende der Fahnenstange dieser Poli-
tik erreicht haben. In dem Umfange, in dem deutlich 
werden wird, daß Sie gar nicht mehr imstande sind, 
mit den sachlichen Schwierigkeiten, die uns etwa in 
der Abwicklung des Haushalts 1981 und der Gestal-
tung der Haushalte 1982 folgende, bevorstehen, fer-

tig zu werden, wird auch deutlich werden, daß Sie zu 
einer Fortsetzung dieser Taktik, die einerseits das 
Banner der Marktwirtschaft vor sich herträgt, auf 
der anderen Seite aber die Partnerschaft mit einer 
Partei fortsetzt, die zu dieser marktwirtschaftsorien-
tierten Politik nicht j a sagt, nicht in der Lage sind. 
Nirgendwo habe ich dies deutlicher und präziser zu-
sammengefaßt gefunden als in einem Artikel, der 
vor einigen Tagen in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" erschien und der neben vielen kritischen 
Aussagen auch über die Opposition zum Thema der 
FDP etwas Entscheidendes aussagt. Ich zitiere: 

Indem die FDP die Tendenzwende fordert, hat 
sie eingeräumt, daß sie aus ihrer Sicht nötig 
sei. 

Weiter heißt es in diesem Artikel: 

Der große Kompromiß heißt, die SPD konze-
diert der FDP gesellschaftspolitische Reformen 
im Sinne der Emanzipation, die FDP konzediert 
der SPD die schrittweise Möglichkeit größerer 
ökonomischer Gleichheit. 

Meine Damen und Herren, dies ist der entschei-
dende Punkt für die Zukunft, dies ist die Überschrift 
über unsere Steuer- und Finanzpolitik der kommen-
den Jahre: Wenn es uns nicht gelingt, zusätzliche 
Leistungsbereitschaft unserer Menschen durch eine 
wiedereingeführte Belohnung von Leistung durch-
zusetzen, wenn es nicht wieder so ist, daß derjenige, 
der mehr leistet, auch mehr erhält als derjenige, der 
weniger leistet, wird die Leistungsbereitschaft wei-
ter geschwächt, wird Leistung nicht hinreichend er-
bracht und ist unser ganzes Bemühen um ein Wie-
deringangsetzen der Investitionstätigkeit letzten 
Endes zum Scheitern verurteilt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
eine schwache Leistung!) 

In diesem Sinne, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, meine ich, ist es wichtig, sowohl im Be-
reich der Besteuerung der Unternehmen als auch im 
Bereich der Besteuerung des einzelnen zur Kennt-
nis zu nehmen, daß Belohnung von Leistung in bei-
den Bereichen Voraussetzung ist, wenn Leistung er-
bracht werden soll. 

Zum Schluß: Alles dies — damit möchte ich das 
aufgreifen, was von anderer Seite gestern und heute 
gesagt wurde —, alle diese Veränderungen sind nur 
möglich in einem Klima des sozialen Friedens. Die 
wichtigste Rahmenbedingung für die Verwirkli-
chung unserer finanz- und wirtschaftspolitischen 
Ziele, für die Überwindung der strukturellen Proble-
me, vor denen wir stehen, ist die Erhaltung eines so-
zialen Klimas, das das Gespräch, das den Dialog 
möglich macht, das auch in Zukunft dafür sorgt, daß 
Partnerschaft anstelle von Klassenkampf die Ver-
haltensweise der Tarifpartner und der Politiker be-
stimmt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bundes-
kanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Debatte der letzten Tage 
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und der letzten Woche über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa und die jetzige Debatte über 
den Haushalt und die damit verbundenen Gesetze 
haben beide eine eigenartige innenpolitische Wet-
terlage beleuchtet. Die Opposition hatte geglaubt 
und gehofft, die beiden Koalitionsparteien in einem 
Tief anzutreffen. Letzten Donnerstag glaubte sie 
deshalb, sich mit ein paar kalten Kriegern als Red-
nern begnügen zu dürfen. Die Wirkung auf die Öf-
fentlichkeit jedoch war negativ, und die Wirkung auf 
die Koalitionsparteien war natürlicherweise stimu-
lierend. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Gestern nun haben CDU und CSU jeweils ihren 
ersten Mann ins Gefecht geschickt, aber die beiden 
Herren haben eigentlich bloß ihre Zettelkästen ge-
leert, und zur Sache haben wir wenig gehört. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Wirkung auf die Koalition war abermals stimu-
lierend, eine Regierungskoalition übrigens, Herr 
Kohl, die längst aus ihrem Tief herausgekommen 
war. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Ihre Worte und die des Herrn Strauß wie „unerträg-
lich", „zerrüttet", „grotesk", „feige", „betrogen", 
„Ignoranz", „Hypokrisie" usw. sind noch kein Ersatz 
für ein finanzpolitisches Konzept der Opposition. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich kann Herrn Strauß nicht mehr ansprechen; er 
ist schon wieder weg. Er ist eine Eintagsfliege ge-
blieben. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Aber ich muß doch sagen: Zitate aus Springers 
„Welt", aus „ddp", aus Balzac, aus Karl Marx und aus 
Murks — was es alles war — haben zwar viel Ge-
lächter ausgelöst, aber noch keine Aha-Erlebnisse. 
Wir hätten alle gerne einmal „aha" gesagt: Das also 
ist das Konzept, das ist des Pudels Kern. Nichts von 
„aha", bloß Zettelkasten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist klargeworden, warum das Konzept ausge-
blieben ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Ihnen haben 
wir auch kein Aha-Erlebnis gehabt!) 

obwohl beide von Ihnen über eineinhalb Stunden ge-
sprochen haben. Es ist klargeworden, daß Sie in den 
eineinhalb Stunden das Konzept nicht vorlegen 
wollten, weil Herr Strauß dagegen war. Er hat es 
auch geschrieben; wir haben es gelesen. Das ist ja 
auch ganz glücklich für ihn. Wenn er nicht dagegen 
gewesen wäre, hätte er ein Konzept offenbaren müs-
sen. So konnte er sagen: Es lag in meiner Strategie, 
es nicht zu offenbaren. 

Sie haben zusammen nichts, fast überhaupt nichts 
darüber gesagt — auch Herr Kiep eben nicht; die 
Hamburger werden es mit Ihnen, Herr Kiep, leicht 
haben, und auch Herr von Dohnanyi —, wie Sie denn 
handeln würden, wenn Sie eine Mehrheit besäßen. 
Sie müssen sich infolgedessen jetzt und in Zukunft  

allerhand Vermutungen über das gefallen lassen, 
was Sie wohl täten. 

Sie sind mit Ihren Reden dem Maßstab nicht ge-
recht geworden, den Minister Matthöfer mit seiner 
Rede gesetzt hatte. Frau Matthäus, Herr Westphal, 
Herr Posser und viele andere haben Sie mühelos 
überboten, was sachliche Konzeption und Darstel-
lungskraft angeht. 

(Beifall bei der SPD und FDP — Lachen bei 
der CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: 

Und Herr Lambsdorff?) 

— Ja, ich schließe Graf Lambsdorff ein. — Nun war 
es ja für die Sprecher der Opposition gar nicht so 
selbstverständlich, sie daß von den Sprechern der 
Koalition überboten wurden; denn die letztere war 
in der Tat mehrere Wochen lang in einer sehr mie-
sen Verfassung gewesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie bewerten Sie 
Ihre eigene Rede?) 

Die Koalition hat für ihr Konzept die Zeit von 
Montag, den 27. Juli 1981, bis Donnerstag, den 3. Sep-
tember 1981, gebraucht. Dazwischen lag eine längere 
Unterbrechung durch eine Sommerpause, was sich 
in der Tat als ein eindeutiger Fehler herausgestellt 
hat. 

Wir hatten in dieser Zeit insgesamt drei erhebli-
che Probleme zu lösen. Erstens: Wir hatten bei der 
Erarbeitung der Regierungserklärung nach der 
Bundestagswahl im letzten Herbst das Ausmaß der 
inzwischen eingetretenen weltwirtschaftlichen Re-
zession und der rezessiven Auswirkungen auf unser 
Land weit unterschätzt. Wir waren übrigens nicht 
die einzigen, die das unterschätzt haben. 

(Franke [CDU/CSU]: Wie 1976!) 

Die Auswirkungen, insbesondere die Arbeitslosig-
keit, haben in diesem Sommer erheblich zugenom-
men. Es bedurfte jetzt also in umgekehrter Richtung 
einer erheblichen Korrektur. 

Zweitens: Die Frage nach dem einzuschlagenden 
Weg setzte ein übereinstimmendes Urteil über die 
Ursachen dieser Rezession voraus. Das war noch re-
lativ einfach. Auch die Zielsetzung gemeinsam zu 
finden, nämlich Arbeitslosigkeit eindämmen, Auf-
schwung einleiten, Leistungsbilanzdefizit senken, 
Zinsen senken, war noch relativ einfach. 

Drittens: Sehr viel schwieriger war es, die Über-
einstimmung über die anzuwendenden Mittel und 
Instrumente zu finden, steuerliche Instrumente zum 
Anreiz von Investitionen, Abbau von steuerlichen 
und Haushaltssubventionen, Kürzungen von Ausga-
ben und Leistungen. Mir hat es leid getan, daß von 
diesen zum Teil sehr engagiert geführten Debatten 
innerhalb der Koalition etwas zuviel in die Öffent-
lichkeit gekommen ist; denn das hat vorübergehend 
Zweifel an der Handlungsfähigkeit der Koalition er-
laubt. Aber das liegt nun alles hinter uns. 

Ich sehe am Anstieg der D-Mark-Devisenkurse, 
daß die internationalen Märkte unsere Meinung tei-
len. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Ich will das gern erläutern: Der Anstieg der D-Mark 
beträgt seit dem Tag der Kabinettsbeschlüsse, seit 
dem 3. September, gegenüber dem Dollar und gegen-
über dem Pfund 6 %. Gegenüber anderen Währungen 
findet er auch statt — dies alles in bloß zwei Wochen, 
dies alles trotz der Tatsache, daß Geldanleger in 
New York in Dollar, in London in Pfund, in Paris in 
Franc natürlich nach wie vor sehr viel mehr Zinsen 
verdienen können als in D-Mark in Frankfurt oder 
in Düsseldorf. 

Herr Kohl, Sie haben davon gesprochen, daß der 
deutschen Volkswirtschaft Vertrauen not tue. Ich 
stimme Ihnen zu; das ist vollständig richtig. Aber ich 
fordere Sie dann auf, der Deutschen Mark und der 
hinter ihr stehenden deutschen Volkswirtschaft we-
nigstens ebensoviel Vertrauen zu schenken wie die 
internationalen Märkte der ganzen Welt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich erinnere mich an die teils Schadenfreude, teils 
Häme, als die D-Mark in diesem Hochsommer ge-
genüber dem Dollar sehr schwach erschien. Der Dol-
lar stieg auf 2,57 DM; gestern war er schon wieder 
auf 2,27 DM gefallen. Die D-Mark hat in wenigen Wo-
chen 30 Pfennig gewonnen. Die „FAZ" schreibt heute 
morgen dazu: 

Auf den internationalen Finanzmärkten ... 
setze sich mehr und mehr eine positive Beurtei-
lung der Entwicklung der deutschen Wirtschaft 
durch. Immer mehr Anleger zögen daher eine 
Anlage ihrer Mittel in D-Mark anderen Währun-
gen vor. 

Nun heißt es j a, hinter der „FAZ" stecke immer ein 
kluger Kopf. Herr Dr. Kohl, Ihrer war es diesmal 
nicht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Billig! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

— Das ist nicht billig, sondern das sind Tatsachen, 
und Sie machen dagegen hier den Nebelwerfer, Herr 
Barzel. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die von Herrn Strauß herausgegebene Wochen-
zeitung schrieb heute von einer — ich zitiere — „seit 
Jahren zu beobachtenden Schwächung der deut-
schen Wirtschaftskraft". Welch eine schwarzmaleri-
sche Verzerrung, die Angst auslösen soll! 

(Wehner [SPD]: Und das vor dem Oktober-
fest!) 

— Richtig. — Und welche Angstmacherei in Ihren 
Reden gestern bei Herrn Kohl, bei Herrn Strauß! Ge-
wiß haben wir große Probleme, aber unsere deut-
schen Probleme sind doch nun weiß Gott nicht grö-
ßer als die der anderen EG-Länder oder der Länder 
Nordamerikas, der anderen großen Industriestaa-
ten. Im Gegenteil, sie sind etwas kleiner. Und wir 
werden sie lösen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich höre, Herr Barzel, Sie werden nach mir reden, 
wie meistens. Ist es denn etwa nicht wahr, Herr Bar-
zel, daß wir — vom Großherzogtum Luxemburg ein-
mal abgesehen — in der ganzen Europäischen Ge

-

meinschaft und gegenüber Kanada, gegenüber 
Amerika die geringste Arbeitslosigkeit und den ge-
ringsten Preisanstieg gehabt haben und heute ha-
ben und daß dazu — unter damals anderen weltwirt-
schaftlichen, weltkreditpolitischen Bedingungen — 
unsere bisherige Haushalts- und Kreditpolitik sehr 
wesentlich und wohltuend beigetragen hat? Ist es 
denn nicht wahr, daß unsere Reallöhne hier in 
Deutschland, unsere realen Sozialleistungen, unsere 
realen Renten im Vergleich zu den soeben genann-
ten Ländern zur Spitze der ganzen Welt gehören? Ist 
es denn nicht wahr, daß die von Herrn Strauß dra-
matisch, künstlich beweinte Staatsquote — ich spre-
che von den Ausgaben des Staates, von Bund, Län-
dern und Gemeinden, und der Sozialversicherung — 
in  Deutschland fast gleich hoch ist wie in Frank-
reich, Italien und England, nämlich etwa 44 % des So-
zialprodukts? Was sollen denn alle diese Übertrei-
bungen, als ob es bei uns schlecht gehe? Was soll die-
ses Schreckensgemälde über die angeblich zerrütte-
ten Staatsfinanzen? Ist es denn nicht wahr, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Nein!) 

daß wir mit den Zinsen, die unser Staat alljährlich zu 
zahlen hat, deutlich unter England und Italien und 
Japan und den USA liegen, und zwar immer als An-
teil an den jeweiligen Staatsausgaben dieser Staa-
ten gerechnet? 

(Zuruf des Abg. Kiechle [CDU/CSU]) 

Ähnlich ist es beim öffentlichen Schuldenstand pro 
Kopf der Bevölkerung. Es gibt ein großes westliches 
Industrieland, das besser dasteht. Das ist Frank-
reich. Das wollen wir anerkennen — mit einem biß-
chen Neid im Hintergrund. Das müssen wir aner-
kennen. Frankreich hat eine solidere Finanzwirt-
schaft betrieben. Das ist wahr. 

Aber Sie sollen uns doch nicht erzählen, daß wir 
mehr Arbeitslose als Frankreich hätten oder daß wir 
niedrigere Löhne oder schlechtere Sozialleistungen 
hätten. Wir haben also etwas anderes, etwas Positi-
ves dafür eingehandelt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Noch eines will ich hier deutlich sagen. Wenn wir 
gegenwärtig wesentlich mehr Staatsausgaben kür-
zen wollten, wie einige Ihrer Redner in den letzten 
Wochen in der öffentlichen Debatte verlangt haben, 
dann könnten wir in der Tat auch die Gefahr defla-
tionistischer Entwicklungen auslösen. Auch das wol-
len wir nicht. Ich stimme mit der Brüsseler Kommis-
sion und ihrem Präsidenten Thorn überein, der mir 
vor wenigen Wochen in dieser Richtung einen be-
sorgten und mahnenden Brief geschrieben hat. 

Wenn wir heute die Staatsausgaben so weit brem-
sen, wie es durch den Haushaltsgesetzentwurf und 
die übrigen Gesetzentwürfe, die wir vorgesehen ha-
ben, geschehen soll, so tun wir das nicht wegen Ihres 
törichten Worts vom Staatsbankrott. Sondern wir 
begrenzen den Zuwachs der staatlichen Kreditauf-
nahme, weil wir den Kapitalmarkt von Kreditnach-
frage entlasten müssen und weil bei den heutigen 
weltwirtschaftlichen Bedingungen ein zusätzliches 
Defizit unsere Beschäftigungsprobleme nicht lösen 
könnte. Ich gebe ausdrücklich Herrn Matthöfer, 
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Frau Matthäus-Maier und Graf Lambsdorff recht, 
die diesen Punkt vorgetragen haben. 

Warum? Weil wir ermöglichen wollen, daß die Zin-
sen in Deutschlnd fallen können, damit die Unter-
nehmen und Gewerbebetriebe, die Bauherren und 
die Häuslebauer wieder zu normalen Zinsen Kredite 
und Hypotheken aufnehmen können, damit mehr 
gebaut wird, damit mehr investiert wird, damit un-
sere Wirtschaft weiter modernisiert wird, damit sie 
sich den wandelnden Strukturen der Weltwirtschaft 
noch schneller anpassen kann, damit noch weniger 
Öl verbraucht wird, damit insgesamt noch weniger 
Energie verbraucht wird, damit wir unsere Lei-
stungsfähigkeit an den Weltmärkten stärken, und 
dies alles, damit neue Arbeitsplätze geschaffen wer-
den. 

Billiger als gestern können wir gegenüber dem 
Ausland nicht liefern. Unsere Löhne und unsere So-
zialleistungen sind zu hoch dafür; wir wollen sie 
auch nicht senken. Das heißt also: unsere Lohn- und 
Lohnnebenkosten sind zu hoch dafür. Billiger wer-
den wir also nicht. Aber wir müssen moderner als 
gestern werden, leistungsfähiger; wir müssen ande-
re, neue Produkte anbieten, schneller, pünktlicher, 
einen besseren Service bieten. Bitte, Herr Dr. Kohl, 
schauen Sie sich doch die Exportzahlen an. Sie stei-
gen doch sehr schön. Verschließen Sie doch bitte 
nicht immer Ihre Augen, und nehmen Sie einmal die 
schwarze Brille ab, ehe Sie dieses Pult betreten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Modernisierung, diese Anpassung der 
Struktur unserer Volkswirtschaft an das, was die 
Weltwirtschaft von uns verlangt, geschieht letztlich 
zu dem Ziel, daß wir unseren Lebensstandard hal-
ten, damit wir mehr Arbeitsplätze und wieder hö-
here Beschäftigung erreichen können. 

Nun stehen wir alle unter starkem wirtschaftli-
chen Druck, nicht nur in allen westlichen Ländern, 
sondern auch in allen südlichen Ländern, übrigens 
auch in den östlichen Ländern. Es gibt gegenwärtig 
keine Gruppe von Staaten ohne schwerste wirt-
schaftliche Probleme. Es gibt tatsächlich eine Welt

-

Wirtschaftsrezession. 

In vielen uns vergleichbaren Ländern haben in 
den letzten zehn Jahren unter diesem Druck der sich 
wirtschaftlich verschlechternden Umstände viele 
Regierungen gewechselt: in Frankreich, in England, 
in Italien, in Norwegen, in Dänemark, in Holland, in 
Belgien, in Luxemburg, in Irland, in Schweden, in 
Kanada, in den USA. In vielen Staaten haben die Re-
gierungen sogar zweimal, ja mehrere Male gewech-
selt. Ob das in jedem Falle gerecht war, haben wir 
nicht zu beurteilen. Ob es den Staaten wirtschaftlich 
genützt hat, will ich auch nicht beurteilen. Bei uns — 
zum Leidwesen der Christlichen Demokraten — und 
übrigens auch in Österreich, auch in Japan hat bis-
her ein solcher Regierungswechsel nicht stattgefun-
den. Er ist auch nicht nötig und wird auch so bald 
nicht eintreten, Herr Kiep, auch nicht in Hamburg. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie hatten dieser Tage eine Chance, meine Damen 
und Herren von der Opposition. Wenige Augustwo

-

chen lang hatten Sie eine Chance, sich als ökono-
misch besser beschlagen darzustellen. Nun ist die 
Chance vorbei. Aber das ist auch gut so. Denn sonst 
würden Sie durch Spargewaltaktionen möglicher-
weise doch noch das soziale Netz und vor allem den 
sozialen Grundkonsens gefährden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Ja, ich meine, was ich sage. — Sie könnten auch 
die wirtschaftliche Erholung gefährden. 

Sie tun bei allen Reden so, als ob wir ein isoliertes 
Land seien. Aber wir verkaufen ein Viertel unseres 
Sozialprodukts auf den Märkten der Welt; fast ein 
Viertel ist Export. Wir können uns aus der Weltwirt-
schaft nicht abkoppeln. Wir sind fest verflochten, im 
Guten wie im Bösen, auch mit unseren Arbeitsplät-
zen. Wer für den Export arbeitet, hängt von den 
Märkten der Welt ab, und wer mit dem Import sein 
Geld verdient nicht minder. Wir können uns aus dem 
Geleitzug nicht entfernen. Was wir aber können und 
mit Erfolg tun und in der Vergangenheit mit großem 
Erfolg getan haben, ist, in dem Geleitzug der Indu-
strieländer das Land mit der geringsten Arbeitslo-
sigkeit und der geringsten Inflation zu sein. Das 
bleibt auch in Zukunft auf unserem mittleren Weg 
erreichbar, dem mittleren Weg zwischen einer rei-
nen Angebotsökonomie, wie das heute heißt, auf der 
einen Seite und einer reinen Nachfrageökonomie 
auf der anderen Seite. In der heutigen inflationisti-
schen Weltlage müssen wir an einem vernünftigen 
mittleren Weg zwischen Friedman hier und Keynes 
dort festhalten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Gewiß enthalten unsere Gesetzentwürfe und un-
ser Haushaltsgesetz vielerlei schmerzliche Details. 
Darüber ist schon ausführlich gesprochen worden. 
Auf zwei Details möchte ich noch einmal einge-
hen. 

Ich weiß, daß die Kürzung des Kindergeldes für 
die zweiten und die dritten Kinder um jeweils 20 DM 
für viele schwer zu akzeptieren ist. Ich muß hier al-
lerdings einfügen: Nach der Kürzung wird im gan-
zen Land für keine Familie das Kindergeld geringer 
sein als bis zum Jahre 1980 einschließlich. Kinderrei-
che Familien werden mehr haben als im Jahre 1980. 
Es scheint so, als ob die CDU/CSU im Bundesrat an 
Stelle dieser Kürzung beim Kindergeld eine Kür-
zung beim Bundesausbildungsförderungsgesetz — 
beim BAföG — für Schüler anvisiert. Das wäre je-
denfalls ein härterer Eingriff, und die Bildungschan-
cen der sozial Schwächeren würden betroffen — im 
Gegensatz zu dem gleichen Kindergeld, gleich für 
alle. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber wir werden sehen, was Sie im Bundesrat dazu 
vortragen. Ich will für meine Person sagen: Mir wäre 
an Stelle von Eingriffen in das Kindergeld am lieb-
sten gewesen, die steuerliche Absetzbarkeit der 
Kinderbetreuungskosten wieder zu beseitigen, die 
Sie im Bundesrat eingeführt haben. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 
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Das hat nämlich mit Gerechtigkeit wirklich nicht 
viel zu tun, was Sie da eingeführt haben, und es ko-
stet viel Geld. 

Die zweite Bemerkung zu einem wichtigen Detail 
betrifft den Verteidigungshaushalt. Der Etat des 
Bundesministeriums der Verteidigung wird im 
nächsten Jahr um dieselbe Rate ansteigen wie der 
Bundeshaushalt insgesamt: um 4,2 %. Das heißt, daß 
der reale Anstieg geringer sein wird als in den ver-
gangenen zehn Jahren. Allerdings sind auch die öko-
nomischen Voraussetzungen schlechter als damals. 
Allerdings sehen sich auch andere Staaten — auch 
die Vereinigten Staaten von Amerika — gezwungen, 
aus denselben Gründen ihre Verteidigungsetats, 
ihre Planungen etwas zu revidieren und zurückzu-
führen. 

Ich möchte hier aber mit aller Deutlichkeit sagen: 
Die Verteidigungsfähigkeit eines Landes hängt 
nicht allein von der Höhe der zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel ab. Sie hängt davon ab, ob diese 
Finanzmittel zweckentsprechend und vernünftig 
eingesetzt werden. Vor allem hängt sie aber davon 
ab, daß es junge Männer gibt, die Soldat sein wollen 
— auch wenn sie dazu keine große Lust und daran 
keine große Freude haben —, und daß es eine Ge-
samtgesellschaft gibt, die diese Motivation trägt und 
bestätigt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist bei uns tatsächlich der Fall. Kleine Ausnah-
men am Rande bestätigen die Regel. Niemand von 
uns sollte so tun, als ob eine Million oder eine Milli-
arde mehr oder weniger für die Bundeswehr auch 
nur zu einem kleinen Teil so entscheidend sein 
könnte wie — ich sage es noch einmal — die Motiva-
tion und die Ausbildung der jungen Männer und die 
Motivation der Gesamtgesellschaft, die sie tragen 
muß. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Flugstunden der Pilo-

ten!) 

Für den Haushalt gilt dasselbe wie für jeden Pri-
vatmann: Man kann dieselbe Mark nicht zweimal 
ausgeben. Das, was wir z. B. für unsere polnischen 
Nachbarn in diesem Jahr tun und im nächsten Jahr 
wiederum tun müssen — für die Umschuldung, für 
die Lieferung von Nahrungsmitteln, für die Liefe-
rung von gewerblichen Gütern —, muß natürlich an 
anderer Stelle eingespart werden. Wir halten diese 
über eine Milliarde DM pro Jahr hinausgehende 
Hilfe für Polen für notwendig, weil es den Menschen 
dort unvergleichlich viel schlechtergeht, weil es für 
sie unvergleichlich viel schwieriger ist als für jeden 
von uns und weil wir nicht so tun können und wollen, 
als ginge uns das Schicksal der Polen nichts an. 

(Beifall bei der SPD und der FDP und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das haushalts- und finanzwirtschaftliche Ge-
samtkonzept, das der Bundesfinanzminister vorge-
tragen hat, kann sich, wie ich meine, internationaler 
Kritik durchaus stellen. Es kann sich sehen lassen. 
Selbstkritisch müssen wir zugestehen, daß wir das, 
war wir zustande bringen, bis zum Mittwoch eigent-
lich deutlich unter Wert verkauft haben. Das war Ihr 

Glück, Herr Kohl. Das war Ihre Chance, aber Sie ha-
ben die Chance nicht genutzt. Wer Ihnen und Herrn 
Strauß gestern über drei Stunden zugehört hat, hat 
immer noch keine Ahnung davon, ob Sie ein anderes 
Konzept haben und wie dieses eventuell aussieht. 
Herr Kiep hat uns eben auch nicht schlauer ge-
macht. Die Sache mit dem Weihnachtsmann, den Sie 
am 23. Dezember nicht erschießen wollen, Herr 
Kiep, habe ich nicht verstanden. Was ich angeblich 
im Bundestag zu Ludwig Erhard gesagt haben soll, 
Herr Kiep, ist eine Erfindung Ihrer Propagandastel-
le. Zeigen Sie mir im Protokoll, was Sie meinen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Ich habe ja nicht ge

-

sagt: im Bundestag! Auf dem Parteitag in 
Bremen haben Sie es gesagt!) 

— Auch das bleibt Ihre Propaganda, Herr Kohl. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Ich kann es Ihnen ja 
vorlesen! — Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Wir 

haben es da!) 

— Sie lesen eine Meldung aus einer Bremer Zeitung 
vor, die ich seinerzeit dementiert habe. Das ist über 
zehn Jahre her. Sie haben heute nichts zu bieten. 
Deswegen wühlen Sie in den Zettelkästen der 60er 
Jahre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Kohl [CDU/CSU]: Der streitet aber auch al

-

les ab!) 

Ein Wort an die Arbeitnehmer und ihre Gewerk-
schaften. Hier weiß jedermann, daß ich bei großer 
Wertschätzung für tüchtige Unternehmensleiter 
und selbständige Handwerker, Gewerbetreibende, 
Freiberufler zeit meines beruflichen Lebens Mit-
glied einer DGB-Gewerkschaft bin und bleibe. Daß 
der Papst mit seiner neuen Enzyklika die Notwen-
digkeit freier Gewerkschaften überzeugend begrün-
det, erfüllt mich mit Genugtuung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Arbeitnehmer tragen in der jetzigen Wirt-
schaftslage eine schwere Last. Das gilt besonders in 
einigen Branchen, die in besondere Strudel der welt-
wirtschaftlichen Krise geraten sind: früher schon 
der Schiffbau — Herr Kohl wird ja wohl nicht sagen, 
die Sozialliberalen in Bonn hätten die Schiffbau-
krise gemacht —, heute der Stahl — da werden Sie 
wohl auch nicht sagen, daß wir das gemacht hätten 
— oder die Textilindustrie. 

Ich möchte gern Herrn Strauß nachrufen — nach 
dem, was er gestern über Arbeitslosigkeit sagte —: 
Die Stahlkocher — von Duisburg bis Dortmund und 
in Bremen oder Salzgitter oder in Niederbayern 
oder in Siegen oder in der Georgsmarienhütte oder 
an der Saar — werden wenig Verständnis dafür ha-
ben, daß wir zwar einerseits im Bundeshaushalt er-
hebliche Mittel für die Stahlindustrie zur Verfügung 
stellen, auch für soziale Zwecke, daß aber zum ande-
ren die Uneinigkeit der Vorstände der deutschen 
Stahlunternehmen unnötig die roten Zahlen verlän-
gert. Ich muß Ihnen sagen: Ich habe zu dem Urteil 
des IG-Metall-Vorstandsmitglieds Judith in dieser 
Sache mehr Vertrauen als zu manchem Vorstand 
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manches sehr großen, weltangesehenen deutschen 
Stahlunternehmens. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Vogel 
[Ennepetal] [CDU/CSU]: Meinen Sie Herrn 

Rohwedder?) 

Es ist nicht einfach für eine sozialliberale Bundesre-
gierung, der ganzen Stahlbranche zu sagen — das 
sagt Graf Lambsdorff —: Wir erwarten von euch, daß 
ihr alles tut, um die Preise zu erhöhen. — Es fällt ei-
nem nicht leicht, für Preiserhöhungen einzutreten. 
Aber wir haben das getan, wir tun das auch heute, 
weil wir wissen, daß Preise notwendig sind, die die 
Kosten decken. Ich habe kein Verständnis dafür, daß 
Quengelei und Eifersucht unter verschiedenen Vor-
ständen dies unnötig verzögern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ein arbeitslos werdender Stahlkocher hat wenig 
Verständnis für die Überlegungen, die der Minister-
präsident Strauß gestern zum Arbeitslosengeld an-
gestellt hat. Der Stahlkocher hat nämlich sein Leben 
lang Beiträge zur Arbeitslosenversicherung ge-
zahlt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und er ist auch nicht freiwillig ohne Arbeit, sondern 
er ist arbeitslos gegen seinen eigenen Willen und 
manchmal trotz seiner Verzweiflung. Ich stehe auf 
seiner Seite. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Seine Kollegen, auch seine Gewerkschaft, die Ge-
werkschaften insgesamt werden sich manches an-
ders erhofft haben. Wir hören ihnen zu, wir sprechen 
mit ihnen. Wir erklären ihnen auch in Tausenden 
von Belegschaftsversammlungen, was wir tun, 
warum wir es tun und warum wir es tun müssen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Was ihr nicht tut!) 

Wir haben dabei allenthalben eine Einsicht gespürt: 
Die Bürger und zumal die Arbeitnehmer sind zu 
Opfern durchaus bereit, aber sie wollen wissen, ob es 
alle trifft, ob es sorgfältig geprüft und abgewogen 
wurde und ob es Erfolg haben wird. Den Erfolg kann 
niemand garantieren. Schließlich stehen ganz Eu-
ropa und ganz Nordamerika in diesem Winter vor 
der höchsten Arbeitslosigkeit seit Jahrzehnten. Aber 
daß wir uns anstrengen, daß wir mit aller Kraft um 
diesen Erfolg ringen, das spüren sie. 

Ich gehöre zu denen, die wissen, daß es neben den 
Drückebergern und den Schwarzarbeitern Hundert-
tausende echter arbeitswilliger arbeitsloser Frauen 
und Männer in Deutschland gibt. Die Sorge um sie 
ist heute für mich die größte innenpolitische Sorge. 
Ich habe als Junge und als junger Mann miterlebt, 
wie mein behinderter Schwiegervater von 1929 bis 
1936, sieben Jahre lang, arbeitslos war. Ich habe es 
jede Woche miterlebt. Ich weiß, was es damals be-
deutete und was es heute bedeutet. 

Menschliche Arbeit ist der archimedische Punkt 
im Leben des Menschen, der archimedische Punkt, 
aus dem übrigens auch in der neuen Sozialenzyklika 
der Papst seine Soziallehre, die Soziallehre der Kir-
che entwickelt. Menschliche Arbeit wird dort zum 
Schlüsselproblem der sozialen Frage erklärt. Wer da 

glaubt, er könne die Lösung des Beschäftigungs-
problems allein den selbstheilenden Marktmecha-
nismen überlassen — wobei natürlich die Markt-
partner auch gefordert sind —, der könnte sich je-
denfalls auf dieses Lehrdokument des Papstes nicht 
berufen. 

(Beifall bei der SPD) 

Da wird das ganze ursprüngliche Bekenntnis der 
Soziallehre der katholischen Kirche zur Interven-
tions- und Gestaltungspflicht des Staates ausdrück-
lich bekräftigt. Mir liegt es sehr fern — ich bin ein 
Protestant —, den Papst und seine Enzyklika für 
meine politischen Auffassungen zu vereinnahmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es genügt ja, 
 wenn Sie damit Propaganda machen!) 

Wer aber allemal ideologische Krämpfe primitiv-ka-
pitalistischer Art vorführt — das ist ein Ausdruck, 
den ich der Enzyklika entnehme: Primitivkapitalis-
mus —, wer kritisiert, wenn ein Sozialdemokrat dem 
Staat den dem Staat zukommenden Teil der Verant-
wortung zuweisen will, der hat es noch ein bißchen 
notwendiger als ein Sozialdemokrat, Herr Kohl, 
diese Enzyklika zu lesen und sie sich innerlich zu ei-
gen zumachen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sage dies auch an bestimmte unternehmeri-
sche Adressen. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Was heißt „auch"?) 

Die Unternehmensleiter in Deutschland sollten an-
erkennen — viele tun es auch —, was sie an den Be-
legschaften, an den Betriebsräten in ihren Unter-
nehmen, was sie an den deutschen Gewerkschaften 
haben. Viele von Ihnen sind klüger, als die zweck-
pessimistischen Jeremiaden von BDI oder DIHT 
vermuten lassen, die Graf Lambsdorff eben apo-
strophiert hat. Viele der deutschen Unternehmens-
leiter leisten Vorzügliches. Gerade in diesen Tagen 
beweisen der gute Anstieg unserer Exportziffern 
und die Zielländer dieses Exportes diese Leistung. 

Bitte — das sage ich auch den Unternehmern —, 
lassen Sie es den Herrn Strauß wissen, daß entgegen 
seiner gestrigen Rede ihr „Unternehmergeist" kei-
neswegs „getötet" ist, wie er behauptet hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Lassen Sie Herrn Strauß auch die unternehmeri-
sche Erfahrung hören, daß soziale Sicherung, Be-
triebsverfassung und Mitbestimmung in den deut-
schen Unternehmen eine größere Stabilität geschaf-
fen haben als in vielen anderen Unternehmen vieler 
anderer Länder in Europa. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

An die Unternehmer, spezieller noch an die Ban-
kiers, wende ich mich mit der Bitte: Sagen Sie Herrn 
Strauß laut und deutlich, was Sie von seinem Ge-
schwätz über eine neue Währungsreform tatsäch-
lich halten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich nehme heute ein Wort wieder auf, das ich nach 
dem Ausbruch der ersten Ölkrise vor siebeneinhalb 
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Jahren gebraucht habe. Wir setzen unseren Kurs 
stetig fort, aber wir konzentrieren uns auf das, was 
jetzt vordringlich geworden ist: Kontinuität und 
Konzentration. Ich bin sicher: Das, was wir tun, wird 
wirken, wenn auch erst im weiteren Verlauf des 
kommenden Jahres. Unser Export steigt bereits, un-
sere Leistungsbilanz normalisiert sich bereits, un-
sere Zinsen werden sinken, unsere Investitionen 
werden steigen, und ebenso wird dann die Zahl der 
Arbeitsplätze steigen. 

Nun hat Herr Dr. Kohl, der Übung des Hauses ent-
sprechend, die Haushaltsdebatte gestern auch auf 
andere als Haushaltsthemen ausgeweitet. Seine ern-
sten und von mir ernst genommenen Passagen zu 
unserem Freundschafts- und Bündnisverhältnis zu 
den Vereinigten Staaten von Amerika finden, wie 
Sie wissen, die Zustimmung der Bundesregierung 
und beider Koalitionsparteien, ebenso Ihre Worte, 
Herr Dr. Kohl, über die amerikanische Schutz-
machtrolle in Berlin. Herr Genscher hat, für die 
ganze Bundesregierung sprechend, gestern schon 
darauf geantwortet; aber ich möchte heute aus-
drücklich auch mein eigenes Wort hinzufügen. 

Ich habe Herrn Minister Haig für seine Bekräfti-
gung des amerikanischen Engagements in Berlin 
ausdrücklich gedankt und habe ihn gebeten, das 
auch Präsident Reagan zu übermitteln. Herr Haig 
hat in Berlin in vorbildlicher, in gelassener Weise 
auf die ihn betreffenden Demonstrationen reagiert. 
Er hat in Berlin übrigens eine bedeutende Rede ge-
halten, in der, neben nachdenkenswerten Passagen, 
die Aufbruchstimmung in den Vereinigten Staaten 
von Amerika und der spezifisch amerikanische Opti-
mismus ohne Kraftmeierei zum Ausdruck gekom-
men sind. Ich freue mich, feststellen zu können, daß 
das Gleichgewicht der Angelpunkt der amerikani-
schen Sicherheitspolitik bleibt. Der Haig-Besuch in 
Berlin und übrigens auch hier in Bonn war eine ein-
drucksvolle Bestätigung deutsch-amerikanischer 
Freundschaft, der gemeinsamen westlichen Politik 
des Gleichgewichts und des Dialogs mit dem Osten, 
einer gemeinsamen Politik, der wir unsere Sicher-
heit, unsere Freiheit, auch unsere Weltoffenheit ver-
danken. 

Auf unsere amerikanischen Freunde ist Verlaß, 
und die amerikanische Nation kann sich auf uns 
Deutsche verlassen. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und bei Abge-
ordneten der CDU/CSU) 

Ich stimme Ihnen zu, beides hat tiefe Wurzeln in ge-
meinsamen Überzeugungen und Werten, die wir 
nicht vergessen machen lassen dürfen, auch wenn es 
bisweilen natürlicherweise Meinungsverschieden-
heiten und Interessengegensätze gibt und geben 
muß. Die gemeinsamen Werte tragen auch das 
Bündnis, das uns Schutz gewährt, zu dem wir nach 
unseren Kräften beitragen. Ich sage hier: Die 
Grundrechte in unserem Grundgesetz — manchem 
ist das nicht bewußt — stammen nur zum Teil aus 
deutscher und europäischer Tradition, zum ganz 
großen Teil stammen sie aus der Freiheitstradition, 
die in den Vereinigten Staaten von Amerika vor et

-

was über 200 Jahren begründet worden ist. Wir sind 
uns dessen bewußt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben mit dem amerikanischen Außenmini-
ster vor seinen wichtigen Begegnungen mit seinem 
sowjetischen Kollegen intensiv über die gemein-
same westliche Linie für die Rüstungskontrollver-
handlungen über die eurostrategischen Waffen ge-
sprochen. Die Konsultation darüber wird, wenn die 
eigentlichen Verhandlungen zu diesem Spezial-
thema im November beginnen, intensiv fortgesetzt 
werden, ebenso wie wir unsererseits konsultieren 
werden, wenn wir mit der sowjetischen Seite in Ge-
spräche eintreten. 

Ich habe übrigens — das möchte ich dem Hause 
sagen — Präsident Reagan bei dieser Gelegenheit 
offiziell zu einem Besuch in unserem Land eingela-
den. Wenn er kommt, wird er erfahren, daß es 
stimmt, was Herr Kohl gesagt hat, was Herr Gen-
scher gesagt hat und was ich sage: daß Deutsche und 
Amerikaner Freunde sind. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich will hier hinzufügen, daß wir die Gewaltakte 
gegen Angehörige der amerikanischen Streitkräfte 
und deren Einrichtungen zugleich als Anschläge ge-
gen unsere eigene Sicherheit und unsere Freiheit 
ansehen.  

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir verabscheuen ganz besonders die dabei erneut 
sichtbar gewordene Absicht zum Mord. 

Die Bundesregierung wird gemeinsam mit unse-
ren amerikanischen und all unseren europäischen 
Freunden alle Anstrengungen unternehmen, um 
den Kampf gegen den Terrorismus erfolgreich fort-
zusetzen. Wir wissen uns darin einig mit der über-
wältigenden Mehrheit aller Deutschen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Deswegen hatte und hat der Terrorismus in den ver-
gangenen Jahren und auch in der Zukunft in unse-
rem Land keine Chance. 

Nicht nur mit Amerika, auch mit den übrigen 
Staaten in Westeuropa ist das Netz unserer Partner-
schaft eng geknüpft. Konsultationen mit dem italie-
nischen Ministerpräsidenten Spadolini vor wenigen 
Tagen haben ein beiderseits großes Vertrauenskapi-
tal und eine Übereinstimmung in allen entscheiden-
den sicherheitspolitischen und außenpolitischen In-
teressen und in ihrer Bewertung offenbart. Dem ita-
lienischen Staatspräsidenten Pertini, einem euro-
päischen Staatsmann von ganz überragender mora-
lischer Autorität, habe ich für ein wichtiges Ge-
spräch zu danken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich denke aber auch mit Bewegung an die Begeg-
nung mit Papst Johannes Paul II. zurück, dem ich 
die Wünsche aller Deutschen, der Katholiken wie 
der Protestanten wie der Freidenker, zur Genesung 
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und zur Fortsetzung seiner Friedensmission über-
bracht habe. 

(Beifall bei der SPD, bei der FDP und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die jüngsten Gespräche in Norwegen, in Däne-
mark und demnächst mit dem österreichischen Bun-
deskanzler sind nur andere Beispiele des engen 
Kontaktes mit unseren Nachbarn, andere Beispiele 
des europäischen Zusammenhalts auch außerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft. Und, Herr Kohl, in 
Norwegen beruft sich nicht nur die sozialdemokrati-
sche Seite, sondern auch die konservative Seite, die 
nun vermutlich die Regierung bilden wird, auf un-
sere Außen- und Sicherheitspolitik, nicht auf Ihre 
Schwarzmalerei. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 
Dr. Kohl [CDU/CSU]: Hören Sie doch auf 

damit!) 

Von größter Bedeutung bleibt natürlich die 
deutsch-französische Zusammenarbeit — nach dem 
Willen beider Regierungen. Ich werde demnächst 
den französischen Staatspräsidenten besuchen. Die 
englische Ministerpräsidentin wird hierher kom-
men. In all diesen Gesprächen zeigt sich die Selbst-
verständlichkeit der engen Zusammenarbeit und 
der dauernden Konsultationen, die gewachsene 
Übereinstimmung in allen wichtigen Fragen. 

Wir können auf diesem europäischen Kapital wei-
terhin bauen, auch bei den schwierigen Diskussio-
nen über Anpassungen und Reformen in der Euro-
päischen Gemeinschaft, die das Bundeskabinett 
heute nachmittag beraten wird. Wir haben auf der 
Grundlage dieser umfassenden engen Beziehungen 
und Konsultationen sowie der guten Nachbarschaft 
in den letzten 12 Jahren der sozialliberalen Außen-
und Sicherheitspolitik viel erreicht bei der Herstel-
lung von Friedenssicherung, von Zusammenarbeit 
in Europa. Aus dem schmalen Weg der Ostpolitik 
von 1969 ist inzwischen eine breite, zweispurige 
Straße geworden. Und es steht dahinter eine ge-
meinsame westliche Politik, wie sie vor anderthalb 
Jahrzehnten im Harmel-Bericht beschrieben wurde: 
Militärische Sicherheit und Politik der Entspan-
nung stellen keinen Widerspruch dar, sondern eine 
gegenseitige Ergänzung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zuletzt wurde dies in der Erklärung der sieben Re-
gierungschefs in Ottawa bestätigt — unter Hervor-
hebung der Prinzipien des Gleichgewichts, der poli-
tischen Mäßigung, des Dialogs mit dem Osten und 
der Zusammenarbeit mit dem Osten. Wir werden al-
les tun, um die Bedrohung Mitteleuropas zu vermin-
dern und zu einem militärischen Gleichgewicht auf 
möglichst niedrigem Niveau zu gelangen. Ein not-
wendiger Schritt auf diesem Wege, Herr Dr. Kohl, ist 
der Doppelbeschluß über die europäischen Waffen-
systeme: Nachrüstung soweit wie nötig zur Herstel-
lung des ungefähren Gleichgewichts, aber soweit 
wie möglich gegenseitig vereinbarte Rüstungsbe-
grenzung zur Herstellung eines ungefähren Gleich-
gewichts. Konkrete Verhandlungsergebnisse wer-
den wir nur erreichen, wenn wir an beiden Teilen 

dieses Beschlusses festhalten und nicht, wie Herr 
Strauß es möchte, nur an dem einen Teil. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 
Dr.  Schwarz-Schilling [CDU/CSU]: Un

-

glaubliche Unterstellung! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Er hat auf dem Parteitag der CSU so gesprochen. 
Und wer so spricht, der stellt die Übereinstimmung 
der Allianz in Frage. Herr Strauß sollte dies nicht 
tun, er sollte das unterlassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ihnen, Herr Dr. Kohl, sage ich: Ich denke nicht 
daran, mich von dieser Haltung zu entfernen, die ich 
seit 1977 eingenommen habe, von diesem Doppel-
beschluß, den ich mit initiiert habe. Bitte, unterlas-
sen Sie solche mißverständlichen, unterschwelligen 
Verdachtszuweisungen! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das machen Sie 
doch jetzt auch!) 

- Ich habe ja genau zugehört, was Herr Dr. Kohl, 
mich adressierend, in dem Punkt gesagt hat. Ich 
bitte Sie, auch zur Kenntnis zu nehmen, Herr Dr. 
Kohl — im Gegensatz zu dem, was Sie gestern über 
die sogenannte Null-Option ausgeführt haben; ich 
stelle mich hier an die Seite des Außenministers 
Genscher —, daß ebenso Herr Außenminister Haig 
öffentlich die beiderseitige Null-Option als eine, viel-
leicht nicht sehr wahrscheinliche, aber an die Spitze 
der Verhandlungsziele zu setzende Option bezeich-
net hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich muß Ihnen auch zur Neutronenwaffe antwor-
ten. Die vieldiskutierte Frage einer möglichen Sta-
tionierung in Europa ist nicht aktuell. Darin sind wir 
uns mit den Verbündeten in Washington einig. Wir 
werden auch hier an der gemeinsamen Bündnislinie 
festhalten. Rüstungskontrollpolitik ist Teil unserer 
Sicherheitspolitik. Die Bundesregierung hat am 
13. April 1978 hierzu im Bundestag Ausführungen 
gemacht: Stationierung nur nach ernsthaften Rü-
stungsbegrenzungsverhandlungen, einstimmiger 
Bündnisentscheidung, nur, wenn wir nicht das ein-
zige Stationierungsland in Europa wären. 

Auch hierzu bin ich — nicht von Ihnen, aber von 
Herrn Kollegen Strauß — in unzulässiger Weise 
falsch zitiert worden. Ich lege Wert auf die Feststel-
lung, daß ich meine Meinung nicht geändert habe. 
Aber ich sage noch einmal: Es liegt überhaupt kein 
Anlaß vor, diese Sache heute zu debattieren. Sie ist 
absolut nicht aktuell und wird es auch morgen nicht 
werden. 

Andererseits bitte ich, die Bundesregierung sei-
tens der Opposition zu unterstützen, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Die brauchen Sie 
doch nicht, haben Sie erklärt!) 

wenn wir auf der Erfüllung eines Anspruchs beste-
hen, den wir Deutschen gemeinsam mit anderen 
Nichtnuklearwaffenstaaten und ihren Völkern im 
Atomwaffensperrvertrag gegenüber den Nuklear-
waffenstaaten erworben haben, des Anspruchs näm- 
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lich, daß sie ihre nukleare Rüstung vermindern. Ich 
füge hinzu: im Gleichgewicht vermindern, damit es 
realistisch möglich wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bin überzeugt, das Gespräch der Großmächte 
darf nicht abreißen. Dialog, Zusammenarbeit sind 
gerade in schwierigen Zeiten dringendes Gebot der 
Friedenswahrung. Alle Möglichkeiten dafür müssen 
genutzt werden. Deswegen sind der Außenminister 
und ich letzten Sommer zum sowjetischen General-
sekretär und seinen Mitarbeitern gefahren — um 
Positionen zu klären, Ansatzpunkte herauszufinden. 
Deshalb werden wir den Dialog mit der sowjetischen 
Seite beim Besuch von Generalsekretär Breschnew 
hier in Bonn im November fortsetzen. Und ich muß 
Ihnen sagen: Ich bin froh über diesen Besuch. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir werden vorher auch den ungarischen Premier-
minister hier sehen — natürlich liegt die größere Be-
deutung beim sowjetischen Generalsekretär. Ich 
hoffe, daß wir auch ein Treffen zwischen dem 
Staatsratsvorsitzenden der DDR und dem Bundes-
kanzler zustande bringen. Das muß aus zwei Grün-
den so sein: Zum einen, weil von uns Deutschen 
keine zusätzlichen Störungen der Lage in Europa 
ausgehen dürfen. Im Gegenteil: Wenn wir uns ge-
meinsam um die Entwicklung vernünftiger und gut-
nachbarlicher Beziehungen bemühen, dann können 
wir zu Zusammenarbeit und Vertrauensbildung bei-
tragen. Es ist deshalb wichtig, daß es nun endlich zu 
dieser — aus nicht von uns und auch nicht von ihm 
zu verantwortenden Gründen — verschobenen Be-
gegnung kommt, einer Begegnung ohne Vorbedin-
gungen. Die etwaigen Vorbedingungen, die einige 
schon formulieren wollen, lasse ich mir auch von 
niemandem vorschreiben. 

Zweitens ist es darum notwendig, weil Beispiele 
dafür gegeben werden müssen, daß Deutsche mit 
Deutschen reden und daß Deutsche auf Deutsche 
hören. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mit dieser Gesprächsbereitschaft und mit diesem 
Friedenswillen, dem Willen zu guter Nachbarschaft 
gegenüber dem Osten, fühlen wir uns ganz fest und 
sicher auf der Grundlage, die in unseren Westbin-
dungen durch die Europäische Gemeinschaft und 
die Nordatlantische Allianz gegeben ist. Ich bitte Sie 
sehr, Herr Abgeordneter Dr. Kohl, im Interesse un-
seres Volkes diese Gemeinsamkeit nicht durch pole-
mische Verzerrungen in Frage zu stellen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Barzel [CDU/CSU]: Das sagt der Mann, der 

uns die Friedensfähigkeit absprach!) 

Ich verstehe Ihre Sorge — und ich teile sie — 
über manche Verirrung, außenpolitische Verirrung, 
zumal, die man hier und da in unserem Land erlebt, 
gerade auch bei jungen Menschen, die für Unruhe 
und Verführung natürlich anfälliger sind als andere. 
Man spürt diese Anfälligkeit auch in anderen Län-
dern Europas, übrigens nicht nur Westeuropas. Die 
deutsche Jugend ist wahrscheinlich noch aus einem 
anderen Grunde in einer anderen Situation als die  

skandinavische oder die westeuropäische Jugend. 
Ein Mensch wächst normalerweise auf in der Gebor-
genheit durch die Familie, durch die Heimat. Viele 
von uns haben diese Geborgenheiten nach dem 
Kriege durch die Kriegsereignisse, durch die Ver-
treibung, durch die Flucht verloren und haben sie 
neu aufbauen müssen. Normalerweise wächst ein 
Mensch auch auf in der Geborgenheit in der eigenen 
Nation, in der selbstverständlichen Bindung an die 
eigene Nation. Diese ist aber für die heutige deut-
sche junge Mannschaft sehr schwer zu erleben. Ich 
verstehe, daß hier etwas fehlt. Ich verstehe, daß die 
jungen Leute eine besondere Verantwortung der 
Deutschen für den Frieden erkennen. Aber ich 
möchte ihnen auch sagen, daß sie sich bitte nicht 
einreden sollen, die Deutschen wüßten besser als 
alle anderen, was dem Frieden in der Welt 
frommt. 

Es gibt die Versuchung, die ich zu spüren glaube, 
die Wiederauferstehung alter falscher Vorstellun-
gen, als ob am deutschen Wesen, diesmal am deut-
schen Friedenswillen die Welt genesen solle. Sie 
möchten bitte auch nicht aus der eigenen Lebens-
angst eine Tugend machen, und sie möchten bitte 
die Lebensangst, die sie selber haben, nicht auf an-
dere zu übertragen suchen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gibt allzu viele, die eine Zukunft ohne Hoffnung 
malen, viele, die die Demokratie verunglimpfen, 
auch manche, die einäugig die Gefahren nur im We-
sten sehen wollen. Alexander Haig hat dazu ge-
sagt: 

Wir müssen vorsichtig sein, damit wir nicht die 
dünne Linie zwischen Freiheit und Anmaßung 
überschreiten. 

Er hat das in Berlin gesagt — ein nachdenkenswer-
tes Wort. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich selbst habe vor einigen Wochen bei einer im 
Fernsehen übertragenen Diskussion mit vielen Ju-
gendlichen in einer Kirche in meiner Vaterstadt, in 
Hamburg-Altona, zu zeigen versucht, wie man zuhö-
ren muß, wenn junge Menschen ihre Ängste um den 
Frieden aussprechen, zum Teil herausschreien, weil 
man unsere Politik des Gleichgewichts, des Dialogs, 
der Zusammenarbeit geduldig dagegenstellen und 
begründen muß und wie man Ängste abzubauen hel-
fen kann, indem man die Vernunft, die Gott in jeden 
Menschen eingepflanzt hat, in Arbeit setzt. Aber bit-
te: nicht einfach jeden als Kommunisten oder als 
Chaoten abtun, der seine Angst herausschreit. Es 
sind Ihre Söhne und Töchter genauso wie unsere. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ganz gewiß, Herr Abgeordneter Kohl, sind auch 
Kommunisten und Chaoten darunter. Den Politi-
kern, die auf solchen Kundgebungen reden und da-
mit ein Grundrecht aus Art. 5 unserer Verfassung in 
Anspruch nehmen, möchte ich sagen, daß sie immer 
auch die unerwünschten Folgen mit bedenken müs-
sen, daß sie ausreichende organisatorische Vorsorge 
gegen den Mißbrauch ihrer Demonstration treffen 
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müssen, um verantworten zu können, was insgesamt 
aus der Sache wird. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP — 
Wehner [SPD]: Das gilt auch für den 10. Ok-

tober hier in Bonn!) 

— Ich stimme Ihnen zu, Herr Kollege Wehner. 

Ich bin mit vielen Einseitigkeiten und Verfäl-
schungen solcher Reden und solcher Demonstratio-
nen zutiefst nicht einverstanden. Es muß immer wie-
derholt werden, daß z. B. die SS-20- und Backfire-Rü-
stung der Sowjetunion seit vier Jahren längst läuft 
— seit 1977 —, während die Pershing-Nachrüstung 
des Westens frühestens Ende 1983 beginnen kann. 

Ich sagte: Haigs Gelassenheit in Berlin war groß. 
Ich füge hinzu: Sie war beispielgebend; ein Beispiel 
auch für den einen oder anderen gestrigen Opposi-
tionsredner. Bitte lassen Sie solche Verdächtigun-
gen, die Sozialdemokraten führten Deutschland in 
die Neutralisierung, und lassen Sie die Verdächti-
gung, wir seien auf dem Wege zu einem deutsch-so-
wjetischen Bündnis! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich lese Ihnen, Herr Abgeordneter Kohl, die „In-
ternational Herald Tribune" von gestern vor, die von 
Ihnen spricht. Es ist eine der angesehensten Zeitun-
gen der Welt. Der Artikel beginnt mit dem Bericht 
über den terroristischen Angriff auf den amerikani-
schen General Kroesen bei Heidelberg und sagt: 

Wenn Politiker wie der christlich-demokrati-
sche Führer Helmut Kohl diesen Anschlag in 
denselben Zusammenhang stellen wie die De-
monstration gegen Minister Alexander Haig in 
Berlin vor ein paar Tagen, dann helfen sie den 
Terroristen, das zu erreichen, was eines ihrer 
vördersten Ziele sein könnte, nämlich einen 
Keil zu treiben zwischen die Vereinigten Staa-
ten von Amerika und ihre europäischen Verbün-
deten. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei der 
FDP) 

Der gestrige Leitartikel der „International Herald 
Tribune" schließt: 

Es ist deshalb notwendig, daß der westdeutsche 
Bundeskanzler Helmut Schmidt, daß der Präsi-
dent Reagan und daß die übrigen NATO-Führer 
diese Anschläge für das nehmen, was sie sind, 
nämlich die Arbeit einer winzigen Bande von 
Fanatikern, und daß sie sich nicht in überflüs-
sige Auseinandersetzungen durch fälschlicher-
weise aufgeregte öffentliche Meinung treiben 
lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sage Ihnen das, Herr Dr. Kohl, weil Sie davon 
geredet haben, der Kredit als Bündnispartner werde 
verspielt. Welch ein Zerrbild! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Welch ein Zerrbild des Antiamerikanismus haben 
Sie hier entrollt, und welch falsches Bild haben Sie 

damit sogar von der inneren Haltung Ihrer eigenen 
Partei gegeben! 

Wenn von Friedensbewegung die Rede ist — nicht 
alles, was sich so etikettiert, verdient diesen Na-
men —, lesen Sie bitte den Friedensappell des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes! Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund ist seit drei Jahrzehnten auf das engste 
mit den amerikanischen Gewerkschaften, mit der 
AFL/CIO verbunden, früher insbesondere mit der 
Person George Meanys und heute Lane Kirklands, 
beides Männer, die ich bei jedem Besuche, den ich in 
Washington gemacht habe, aufgesucht habe. An sei-
ner Verbundenheit mit Amerika kann niemand ei-
nen Zweifel haben. 

Wenn Sie den Appell lesen, werden Sie auch seine 
Ausgewogenheit erkennen und akzeptieren. Ich be-
grüße diesen Appell. Ich frage: Wie viele Abgeord-
nete Ihrer Fraktion haben diesen Appell der deut-
schen Einheitsgewerkschaft, der größten deutschen 
Friedensbewegung, inzwischen auch unterschrie-
ben? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist kein einäugiger Appell wie manch andere. Er 
ist nicht verblendet, er ist gleichgewichtsorientiert. 
Heinz Oskar Vetter zeigt damit gerade der gewerk-
schaftlich organisierten Jugend, wo es lang gehen 
muß. Es muß gehen in Richtung auf Gleichgewicht 
der Abschreckung, auf Gleichgewicht der militäri-
schen Mittel, auf Begrenzung dieser militärischen 
und Abschreckungsmittel im Gleichgewicht, auf Be-
grenzung der Rüstungen im Gleichgewicht, auf Dia-
log mit dem Osten zu diesem Zweck und zum 
Zwecke weiterer Zusammenarbeit, auf Sicherheit, 
auf Partnerschaft mit dem Osten, auf Zusammenar-
beit. Nur so kann der Frieden gefestigt werden. 

Zu diesem Zweck treffen wir dieses Jahr erneut 
Leonid Breschnew, zu diesem Zweck treffen wir die-
ses Jahr — zum dritten Mal in diesem Jahr — Präsi-
dent Ronald Reagan. Ich weiß, daß Reagan verhan-
deln will und daß er verhandeln wird. Ich weiß eben-
so, daß Breschnew verhandeln will und daß er ver-
handeln wird. Beide wollen verhandeln, weil beide 
davor Angst haben, daß der Frieden zum Teufel ge-
hen könnte. Und sie haben recht, davor Angst zu ha-
ben, sie haben recht zu verhandeln. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Trotzdem bleibt das ein schwieriges Verhandlungs-
geschäft — nicht zuletzt deshalb, weil so viel Ver-
trauen verlorengegangen ist. 

Wir Deutsche können und wollen mithelfen, Ver-
trauen zu bilden — nicht nur durch die vertrauens-
bildenden Maßnahmen, über die wir in Madrid re-
den —, Vertrauen neu zu bilden. Wir gehören zum 
Westen, aber wir können mithelfen, daß sich West 
und Ost verstehen. Wir gehören zum Westen, aber 
für uns hört Deutschland nicht an der Elbe auf, und 
Europa hört nicht an der Oder oder an der Weichsel 
auf. Wir ringen darum, daß sich die Europäer in West 
und Ost begegnen können. Auch darin sind sich FDP 
und SPD vollständig einig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Ich darf zusammenfassen. Der Haushalt 1982 und 

die dazu vorgelegten Gesetzentwürfe zeigen: Sozial-
demokratie und Freie Demokratische Partei bleiben 
eine handlungsfähige Partnerschaft. Partnerschaft 
heißt nicht, in allen Punkten einer Meinung zu sein. 
Partnerschaft heißt in fairer und sachlicher Zusam-
menarbeit die Probleme lösen, die gelöst werden 
müssen, heißt notfalls auch sich zusammenraufen, 
heißt vor allem anderen: gemeinsam Verantwortung 
tragen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Partnerschaft hat sich seit zwölf Jahren be-
währt. 

Hans-Dietrich Genscher hat kürzlich auf die Fra-
ge, was denn von dieser Koalition noch zu erwarten 
sei, die kürzeste — übrigens die einzig mögliche — 
Antwort gegeben. Er hat nämlich gesagt: die Ver-
wirklichung der Regierungserklärung vom Novem-
ber des Jahres 1980. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In jener Regierungserklärung haben wir die gro-
ßen Schwierigkeiten dargestellt, vor denen unser 
Land steht. Sie sind seither nicht kleiner, sondern 
größer geworden, sowohl in der Weltpolitik als auch 
in der Weltwirtschaft. Wir brauchen unsere Kraft, 
wir müssen sie zusammennehmen, um durch diese 
Schwierigkeiten durchzukommen: beharrlich in der 
Sache, aber auch behutsam im Umgang miteinan-
der. Dazu gibt es keine Alternative. Wir haben sie 
auch gestern nicht, wir haben sie heute nicht gehört. 
Ich weiß, Herr Barzel wird anschließend, wie schon 
häufiger, das vermissen, was er die „geistige Füh-
rung" nennt. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr! — Bei-
fall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 

SPD) 

— Da können Sie einmal sehen, wie gut ich Sie in-
zwischen kenne, Herr Barzel. — 

(Lachen bei der SPD und der FDP — Dr. 
Barzel [CDU/CSU]: Sie werden das noch 
merken! — Erhard [Bad Schwalbach] 

[CDU/CSU]: Und wir Sie!) 

Ich liebe Ihr anspruchsvolles Wort von der „geisti-
gen Führung" nicht; ich begnüge mich mit politi-
scher Führung. Ich habe übrigens in den Reden von 
Herrn Kohl und von Herrn Strauß keine Spur von 
geistiger Führung entdecken können. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Aber ich verlange sie von Ihnen auch nicht, Herr 
Kohl, Herr Barzel verlangt sie von Ihnen, die gei-
stige Führung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP — Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/ 

CSU]: Das liegt doch bloß an Ihnen!) 

Ich würde mich an Ihrer Stelle, Herr Dr. Kohl, mit 
der politischen Führung begnügen; das wäre auch 
schon sehr viel. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich stelle fest: Erstens. Wir sind auf dem richtigen 
Weg. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, Sie nicht, Sie nicht, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

die Opposition gewiß nicht, aber die Wirtschaft, die 
Gesellschaft, die Unternehmer, die Arbeitnehmer 
und die Verbraucher haben fabelhaft schnell und 
richtig reagiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch Un

-

sinn!) 

Sie haben weniger Heizöl und weniger Benzin ver-
braucht, damit wir uns an die neue Lage der Welt-
wirtschaft anpassen, damit wir mehr exportieren, 
damit wir uns am Weltmarkt behaupten, ohne daß 
unsere sozialen Sicherungen Schaden leiden. Der 
Haushalt 1982 weist unter verschärften äußeren Be-
dingungen die nächsten Schritte. Dies ist ein mittle-
rer Weg; von dem lassen wir uns nicht abbringen. 
Wir werden auch keine neuen Theorien, die draußen 
in der Welt vorgetragen werden, am Leibe der eige-
nen Wirtschaft und Gesellschaft experimentell aus-
probieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens. Wir werden den sozialen Frieden be-
wahren. Dazu ist dieser Haushalt ein Beitrag. Frie-
den und Stabilität nach innen sind notwendige Be-
dingungen auch für den äußeren Frieden. 

Drittens. Wir dürfen Selbstvertrauen haben, nicht 
weil wir übermütig wären oder weil wir die Schwie-
rigkeiten geringschätzten, sondern weil wir reali-
stisch das hoch einschätzen, was wir in Deutschland 
bisher erreicht und aufgebaut haben, weil Politik 
und Wirtschaft reaktionsfähig, weil sie handlungs- 
und leistungsfähig sind. Das Vertrauen in die Lei-
stungsfähigkeit dieses Landes auf der ganzen Welt 
ist unverändert groß, und mit Recht ist dieses Ver-
trauen in Deutschland groß. 

Viertens. Wir sind handlungsfähig und handlungs-
bereit, in der Wirtschaftspolitik wie auch in der aus-
wärtigen Politik. Wir sind und bleiben Partner im 
westlichen Bündnis, aus Überzeugung, aus Notwen-
digkeit; beide können von Tagesereignissen nicht 
unterhöhlt werden. 

Fünftens. Wir sind zur guten Nachbarschaft nach 
West und Ost, nach Norden und Süden bereit, fähig 
und willens. Ich appelliere an jedermann in unserem 
Staat, an alle Bürgerinnen und Bürger, an ihre Ver-
nunft: Das, was wir heute ins Werk setzen, ist sach-
gerecht und zweckmäßig, es ist zielstrebig und aus-
sichtsreich. Ich appelliere an ihre Einsicht, daß bloße 
Bekenntnisse zu hohen Zielen niemandem nützen, 
schon gar nicht, wenn sie mit Miesmacherei verbun-
den werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich appelliere an jedermanns Zuversicht und Be-
harrlichkeit. So wie bisher werden wir auch dieses 
Mal mit unseren Problemen fertig werden — viel-
leicht abermals ein bißchen besser als die anderen. 
Lassen Sie sich nicht eine moralische Krise der Ge- 
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sellschaft aufschwatzen, sondern bewahren Sie sich 
Ihren Mut und Ihr Selbstvertrauen! 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und meine Herren! Mir ist nach dem bisherigen 
Gang der Debatte danach, ein Kompliment zu vertei-
len — freilich nicht an Ihre Adresse, Herr Bundes-
kanzler. Ich möchte den bisherigen Rednern der Op-
position, allen voran dem Vorsitzenden, Helmut 
Kohl, ein Kompliment machen: Es ist nämlich gelun-
gen, den Kanzler, wenn auch nach 24stündiger Vor-
bereitungszeit, endlich zum Reden zu bringen, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

und dann auch noch zum Reden mit Energie zu brin-
gen. 

Stellen Sie sich mal vor, er würde mit dieser Ener-
gie die Bundesregierung führen, in seiner Fraktion 
sagen, wo es langgehen soll! Ja, das wäre doch gar 
nicht mehr auszuhalten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Seit der Wahl, Herr Bundeskanzler, sind Sie doch ei-
gentlich mehr auf Tauchstation gegangen. Und nun 
gehen Sie gleich ins andere Extrem und kommen 
energisch gegen die Opposition hierher. Als ich Sie 
hier so stehen sah, habe ich an manche gemeinsame 
Stunde zu Ende der 60er Jahre, als wir mit der APO 
und solchen Sachen zu tun hatten, und an ihre Sätze 
damals gedacht. Da fiel mir das ein. Damals haben 
Sie irgendwelchen jungen Leuten an den Kopf ge-
worfen, sie seien voll „elitärer Arroganz". Warum ist 
mir das wohl vorher eingefallen? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, nun stellen Sie sich mal vor, 
Sie wären bei den ersten innerparteilichen Nach-
richten — denn wenn die. Jusos in Berlin etwas ver-
anstalten, muß es doch innerparteiliche Nachrichten 
geben, die den stellvertretenden Parteivorsitzenden 
erreichen — über die Absicht, dort etwas zu initi-
ieren und etwas zu veranstalten gegen die Politik 
der USA und natürlich auch gegen Ihre eigene Poli-
tik, ins Flugzeug gestiegen und hätten dort mit die-
ser Energie gewarnt, das Falsche zu tun, Herr Bun-
deskanzler! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann hätten wir heute doch gar nicht diesen Teil 
dieser Debatte hier. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe auch schon mal die „Herald Tribune" ge-
lesen. Die kriegt man j a im Flugzeug ziemlich leicht; 
in Deutschland und der Welt. Was meinen Sie, was 
ich da alles schon über Ihre Politik und über Mitglie-
der Ihrer Regierung gelesen habe! Aber ich habe ei-
gentlich immer gedacht: Wenn ich etwas zu kritisie-
ren habe, sage ich das mit meinen schlichten Wor-
ten. Denn wer da nun gerade als Artikelschreiber in 
„Herald Tribune" dran ist, hat doch auch nicht jeden 

Tag den Heiligen Geist bei sich. Das ist doch nicht 
eine Quelle, mit der man nun den Westen insgesamt 
eigentlich hier zitieren kann. Nein, ich finde, das war 
eigentlich — verzeihen Sie, Herr Bundeskanzler — 
nicht das Niveau, wie Sie den Oppositionsführer an-
greifen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da müssen Sie schon etwas anderes als „Herald Tri-
bune" zur Hand haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun zu den wenigen Punkten Ihrer langen Rede, 
auf die zu antworten sich lohnt. 

Der erste Punkt war: Die D-Mark stehe seit dem 
Kabinettsbeschluß besser. Herr Bundeskanzler, le-
sen Sie heute die Zeitung mit dem letzten Bundes-
bankbericht. Dann werden Sie das nicht aufrechter-
halten können. 

Zweitens haben Sie lange ausgeführt, hier sei ei-
gentlich alles gut. Sie haben später in einer anderen 
Passage das selber dementiert, als Sie mit guten 
Worten über die Arbeitslosigkeit sprachen. Aber Sie 
können doch nicht sagen, hier sei alles gut, wenn kei-
nes der vier Ziele des Stabilitäts- und Wachstumsge-
setzes erreicht ist. 

Dann haben Sie etwas Neues geboten — ein Wi-
derspruch natürlich auch zu Ihrem Finanzmini-
ster —: es sei der Sinn dieser Politik, die hier be-
schlossen sei und die Sie großartig „Operation" oder 
so nennen, die Zinsen zu senken, und die Zinsen 
seien ein großes Wachstumshemmnis. Dann ist doch 
erst einmal zu fragen: Wie sind denn die Zinsen zu-
stande gekommen? Wir haben doch bisher von 
Herrn Matthöfer immer nur gehört, die Hochzinspo-
litik in der Bundesrepublik Deutschland sei die auto-
matische Folge der bösen Hochzinspolitik der Admi-
nistration in Washington. Jetzt plötzlich ist es hier 
möglich, die Zinsen durch hausgemachte Politik zu 
senken? Also sind ja wohl die deutschen Zinsen auch 
durch hausgemachte Politik, z. B. Verschuldungspo-
litik, in die Höhe gekommen, in der sie sind, Herr 
Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jeden Tag eine andere Wahrheit. Nein! 

Nun der dritte Punkt aus Ihrer Rede, Herr Bun-
deskanzler. Das sollten Sie sich noch einmal überle-
gen, ob Sie das aufrechterhalten wollen. Das war so 
böse wie Ihr Wort von der mangelnden Friedensfä-
higkeit. Gucken Sie mich hier an, ja — ich bin nicht 
friedensfähig!? Würden Sie wagen, mir hier das zu 
sagen? Oder einem von uns? Aber schreiben, nicht, 
Herr Kollege Wehner! Es ist ja so leicht, andere zu 
verleumden. Kommen Sie doch her und sagen Sie 
das hier! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen mal sehen, was dann hier los ist. 

So böse wie dieses Wort war das, wir seien nicht 
imstande, den sozialen Grundkonsens zu halten, wir 
würden ihn zerstören. Herr Bundeskanzler, Ihre Po- 
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litik der Schulden, der Inflation, der Arbeitslosigkeit, 
die zerstört diesen Konsens. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will mich nicht ereifern, Herr Bundeskanzler. 
Sie haben gesagt, ich sei berechenbar. Das finde ich 
ganz gut. 

Ich habe gestern abend gedacht: Du hast einen 
freien Abend, weil der Kanzler nicht gesprochen hat; 
eigentlich sollte er ja gestern kommen. Ich sagte: 
Was machst du mit dem freien Abend? Ich wollte 
mich nicht verabreden. Ich sagte mir: Der kommt 
aus Rom und liest bestimmt was aus der neuen En-
zyklika vor. Da habe ich mir gestern abend die En-
zyklika zur Hand genommen. 

(Lebhafter Beifall und Heiterkeit bei der 
CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, „Laborem exercens" — La-
teinstudium machen wir ja lieber unter vier Au-
gen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Sehen Sie, meine Damen, meine Herren, da kommt 
nun ein fundamentaler Satz in diesem neuen Lehr-
schreiben. Daran würde ich Sie doch gerne mal erin-
nern, Herr Bundeskanzler, wenn Sie das so loben. 
Da lobt der Papst in diesem neuen Lehrschreiben, 
aus dem Sie nur einen polemischen Satz zitierten, 
den ich noch gar nicht gefunden habe — aber ich 
habe nur einen Auszug, vielleicht haben Sie als Bun-
deskanzler den vollen Text —, da lobt er ausdrück-
lich eine Gesellschaftspolitik, die das Miteigentum 
an den Produktionsmitteln, die Mitbestimmung, die 
Gewinnbeteiligung, die Arbeitnehmeraktien und 
ähnliches bewirkt. Das könnte geradezu, verehrte 
Damen und Herren, aus einem Erfolgskatalog der 
CDU/CSU-Regierung 1961 entnommen sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn diese Dinge haben wir doch geschaffen. Das 
sind doch Sozialreformen, die Konrad Adenauer 
1957 in Auftrag gab und zum Zeichen dessen das Mi-
nisterium umbenannte in „Arbeit und Sozialord-
nung". Was haben Sie denn in den zwölf Jahren aus 
der „mehr Sozialordnung" gemacht? Sie haben ein 
bißchen Mitbestimmung daraufgesattelt und den 
Betrag des 312-DM-Gesetzes erhöht. Was haben Sie 
denn mit dem Miteigentum gemacht? Fehlanzeige in 
dieser Koalition. Wenn Sie sich also hier auf die En-
zyklika berufen wollen, finde ich das ganz gut, nur 
nützen auch da nicht die Worte, nur die Taten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ludwig Erhard: Nicht an ihren Sprüchen sollt ihr sie 
erkennen, sondern an ihren Früchten. 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, auf diesem Weg 
einer aus den Werten gestaltenden Gesellschaftspo-
litik weiter tätig wären, dann brauchten Sie hier 
nicht so alberne Sätze über geistige Führung zu sa-
gen — darauf komme ich zurück —, sondern dann 
würden Sie auch eine ganz andere Situation gegen-
über jungen Menschen haben. Sie haben doch jetzt 
keine Perspektiven. Sie haben doch das Gefühl, daß 
Sie für den Tag werkeln und daß Sie nicht einmal  

mehr am Sonntag eine Rede halten, die eine Per-
spektive gibt. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben dann das Zitat be-
stritten, daß Ludwig Erhard ins Gefängnis gehört. 
Eilfertige Helfer der Bundestagsfraktion haben mir 
zwei Quellen gegeben, einmal den „Spiegel" vom 
28. November 1966 mit diesem Zitat und dann den 
vom 12. Dezember 1966. Wenn es ein Dementi im 
„Spiegel" gegeben hätte, hätte es am 12. Dezember 
dort sicher nicht mehr gestanden, Herr Bundeskanz-
ler. 

Wenn Sie Franz Josef Strauß unterstellen, er wolle 
nur einen Teil des Doppelbeschlusses, dann sage ich 
ganz ganz schlicht: Dies ist infam! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben durch unseren Antrag das Haus veran-
laßt — und auf unserer Seite herrschte Einstimmig-
keit —, für beide Teile einzutreten. Sie haben Herrn 
Strauß gehört, Sie haben Herrn Kohl gehört, Sie ha-
ben andere gehört. Sie kennen auch unsere subtilen 
Einlassungen aus dem Auswärtigen Ausschuß. Di-
stanzieren Sie sich deshalb von dieser Unterstel-
lung. Es ist immer Größe, wenn man sich entschul-
digt oder einen Fehler zugibt. Sie haben ja auch zu-
gegeben, daß es ein Fehler war, über den Sommer 
hinweg eine Vertagung vorzunehmen. Es war auch 
ein Fehler. Kommen Sie her, und bringen Sie die Sa-
che wieder in Ordnung. Das würde die Zusammenar-
beit erleichtern. 

Herr Bundeskanzler, auf die USA und Berlin 
komme ich nachher in anderem Zusammenhang 
noch einmal zurück. An dieser Stelle nur eine Frage. 
Sie waren im Vorfeld der jüngsten Initiativen nicht 
in Berlin. Ich verstehe etwas von den Protokollre-
geln. Ich verstehe auch etwa von den — so will ich es 
einmal formulieren — Bildbedürfnissen Ihres Nach-
barn zur rechten in solchen Zusammenhängen. Ich 
weiß, wie schwierig es mit Berliner Protokollfragen 
ist. Aber hätte es Ihnen nicht gut angestanden, wenn 
Sie sich als deutscher Bundeskanzler im Hinblick 
auf diese Lage in Berlin und auf eine angekündigte 
Grundsatzrede des Außenministers der USA 
schlicht und einfach als der wichtigste Zuhörer in 
die erste Reihe gesetzt hätten, um so zu zeigen: „Ja-
wohl, ich bin einfach hier, wenn Sie hier etwas zu sa-
gen haben. Diese Geste will ich mir nicht nehmen 
lassen."? Ich glaube, das hätte Ihnen gut angestan-
den, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Dr. Ehmke [SPD]) 

— Herr Ehmke, guten Morgen! Ich freue mich, daß 
Sie sich melden. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, nun kommt etwas, bei dem 
Sie sich nun endlich einmal zu dem durchringen 
müssen, was Sie wirklich wollen. Sie haben die Op-
position in einer längeren Passage, die an den Kolle-
gen Kohl gerichtet war, um Unterstützung in sicher-
heitspolitischen Fragen gebeten. Das ist dieselbe 
Opposition, von der Sie behaupten, sie sei „nicht frie-
densfähig". Das ist dieselbe Opposition, von der Sie 
vor ein paar Wochen — ich glaube, auch an dieser 
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Stelle — gesagt haben: „Ich brauche die Opposition 
nicht." — Es hat doch keinen Zweck, Kanzlerworte 
so zum Blech eines Bauchladens zu degenerieren. 
Was wollen Sie nun eigentlich? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie brauchen viele von uns nicht zu ermuntern, 
den DGB-Appell zu unterschreiben. Warum verpaßt 
der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutsch-
land nach dem, was er in Berlin an mangelnder vor-
sorglicher energischer Befassung erlebt hat, im 
Bundestag die Chance, in dieser Richtung zu sagen: 
Ihr alle unterschreibt bitte den Krefelder Appell 
nicht!? Warum hat er das denn eigentlich nicht ge-
sagt? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, über die Frage der geistigen 
Führung werden wir uns doch nicht verständigen. 
Ich möchte Sie aber doch einladen, mir noch einmal 
eine Unterscheidung zu erlauben. Wir gehören beide 
der Kriegsgeneration an. Wenn Sie — das verstehe 
ich sehr gut — für einen Politiker, für einen Staats-
mann, für einen Bundeskanzler geistige Führung im 
Sinne von Weltanschauung, von Religion, von Ge-
schmack, von Kultur ablehnen, dann findet das 
meine Unterstützung. Das bedeutet doch aber nicht, 
daß Politik eine ungeistige Sache wäre. Die geistige 
Führung, die ich von Ihnen einfordere, Herr Bun-
deskanzler, ist doch, daß Sie sich auf die Wertent-
scheidungen des Grundgesetzes und die Grundent-
scheidungen unserer Außen- und Innenpolitik stüt-
zen und diese Entscheidungen kraftvoll nach vorne 
vertreten und allen entgegentreten, die z. B. Äquidi-
stanz zwischen USA und UdSSR, Äquidistanz zwi-
schen DDR und uns wollen. Wenn man das jungen 
Menschen nicht vermittelt, die Gott sei Dank nicht 
unsere Erfahrungen haben machen müssen, kom-
men sie doch eines Tages und fragen: Wofür eigent-
lich Bundeswehr und Wehrpflicht? Sehen Sie sich 
einmal Ihren Bericht zur Lage der Nation an. Das ist 
doch die große Verschweige. Sie müssen von diesen 
Wertvorstellungen reden. 

Herr Bundeskanzler, nun noch ein paar Worte zu-
nächst zu Ihrem Haushalt. Wir bekommen einen 
Haushalt vorgelegt, durch den die Schuldenlast des 
Bundes, die zur Zeit 264 Milliarden DM beträgt, um 
weitere 26,5 Milliarden DM auf über 290 Milliarden 
DM erhöht wird. Das nennen Sie Sparen. 

Herr Bundeskanzler, Sie legen eine mittelfristige 
Finanzplanung vor, die ausweist, daß ab 1983 die 
Zinsaufwendungen des Bundes die Neuverschul-
dung übersteigen, daß also ab 1983 die neuen Schul-
den nicht ausreichen, die Zinsen für die alten Schul-
den zu zahlen. Das nennen Sie dann Konsolidieren. 
Herr Bundeskanzler, Sie können doch nicht leug-
nen, daß Sie dabei bleiben, den Haushaltsausgleich 
weiterhin Jahr für Jahr durch neue Schulden zu su-
chen. Das ist doch nicht die Wende, meine Damen 
und meine Herren. 

Sie senken die investiven Ausgaben von 17 % im 
letzten Jahr unserer Regierung — übrigens zusam-
men mit Ihnen — im Jahre 1982 auf 13,7 %. Das nen-
nen Sie „Mut zur Zukunft". Sie legen einen Haushalt 
vor, durch den Sie das Kindergeld kürzen und lassen 

spüren — das ist Ihre Reaktion auf unsere eigene 
Zurückhaltung in der Diäten-Frage —, daß Sie be-
reit sind, die Ministergehälter zu erhöhen. Das nen-
nen Sie dann sozial, meine Damen, meine Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie legen einen Haushalt vor, in dem der Staats-
anteil fast 11 Prozentpunkte höher ist als in den 60er 
Jahren. Das nennen Sie dann liberal. Verzeihen Sie, 
das alles — ich muß dies sagen — ist unredlich. Ich 
finde, die Regierung motiviert ja nicht den Wirt-
schaftsaufschwung, sie frustriert; sie bewirkt nicht, 
sie hemmt. Ich kann nur auf das verweisen, was 
mein Kollege Waigel in einer der letzten Debatten 
aufs Trefflichste dazu hier vorgetragen hat. 

Herr Bundeskanzler, jetzt sprechen Sie selbst von 
Schulden. Vor einem Jahr — da hatten wir noch 
nicht einmal den Wahltag — war ungefähr der Tag, 
als die Beschimpfung der katholischen Bischöfe 
durch den Bundeskanzler erfolgte, weil die gewagt 
hatten, von Schulden zu sprechen. 

(Wehner [SPD]: Das war ja wohl keine Be

-

schimpfung, nicht? Es war doch wohl eine 
kritische Anmerkung!) 

— Dann war es ein brüskes Poltern. 

(Wehner [SPD]: Wählen Sie sich bitte 
aus!) 

— Herr Kollege Wehner, wenn Sie jetzt so reagieren, 
ermuntert mich das, daß vielleicht wir beide den 
Bundeskanzler bitten, sich bei den Herren für das zu 
entschuldigen, was er damals gesagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Das habe ich schon getan, Herr Barzel!) 

— Ich höre und akzeptiere gern, Sie hätten' das 
schon getan, Herr Wehner. 

(Wehner [SPD]: Ja!) 

— Dann stünde es dem Bundeskanzler gut an, Ihnen 
nachzufolgen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber das schlimme ist eigentlich — das werden 
Sie nicht ganz gerne hören —, daß doch diese Bun-
desregierung, gehemmt durch einen Teil dieser 
Fraktion, nicht das tut, was sie weiß und was sie ei-
gentlich könnte. Sie tut das, was ihr jetzt noch ge-
rade möglich ist, aber das ist weniger als das Nötige 
und das objektiv Mögliche. 

Herr Kollege Matthöfer, Sie haben doch hier in 
der letzten Haushaltsdebatte vorgetragen — ich zi-
tiere —: 

Entscheidend sind nicht staatliche Ausgaben, 
sondern unternehmerische Entscheidungen 
und Initiativen, Investitionen und Innovatio-
nen. 

Da kann ich nur sagen: Wie wahr! Nur: Was haben 
Sie eigentlich getan, um das hier zu verbessern? Ich 
wünschte, Ihre Taten auf dem Gebiet wären so, wie 
Ihre stramme Haltung vorgestern hier in Ihrer 
Rede. Stramme Haltung, in der Lage, Donnerwetter! 
Aber Ihre Worte sind doch keine Taten. Das sind 
wieder weitere Absichtserklärungen. 
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Herr Kollege Genscher, Herr Kollege Kiep hat aus 

Ihrem Wahlprogramm vorgetragen: Senkung der 
Gewerbesteuer, Privatisierung, Abbau der Bürokra-
tisierung; das steht doch da alles. Das sollte man viel 
mehr unter die Leute bringen als diesen Brief; denn 
von diesem Programm, Herr Kollege, ist doch auch 
nicht viel übriggeblieben. Wenn ich nun sehe, wie 
Sie hier gestern Ihren Brief, auf den Herr Kohl mit 
Recht abgehoben hat, interpretiert haben, dann ha-
ben Sie doch die Wende vom Horzizont in einen un-
gewissen Nebel vertagt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist doch alles nicht die Realität. Sie machen 
doch weiter: Haushaltsausgleich — ungewisse Risi-
ken — nur auf dem Papier durch Schuldaufnahme. 
Das soll weitergehen. 

Herr Kollege Lambsdorff, Sie haben doch hier im 
Januar einen guten Jahreswirtschaftsbericht vorge-
legt. Wir haben dem doch zugestimmt. Darin steht 
all das, was jetzt geschehen müßte. Sie nennen das 
nicht „Beschäftigungsprogramm", aber Sie sagen: 
Wir müssen wieder Wachstum und Vollbeschäfti-
gung erzeugen. Das ist doch prima! Sie brauchen 
sich doch nicht über ein Wort zu streiten, aber dort 
steht doch: mehr Initiative, mehr Anreiz für Private. 
Warum machen Sie denn das nicht? 

Da kommen Sie mit einem Programm her, das Sie 
heute morgen loben. Nun nehmen Sie einmal die 
Größenordnung, die Sie für Inzentivs, für Anreize 
zur Verfügung stellen, und vergleichen Sie die mit 
den Schulden oder mit den höheren Belastungen 
usw. Dann können Sie doch nun wirklich nicht sa-
gen, dies sei Ihre Priorität. Das stimmt doch einfach 
nicht. Das, was als Begründung der mittelfristigen 
Finanzplanung angegeben ist, stimmt eben damit 
auch nicht überein. 

Wenn Sie guten Rat brauchen — nicht von der Op-
position —: Der Wissenschaftliche Beirat bei Ihnen 
hat Ihnen doch im Februar — Datum: 23. Februar 
1983 — konkrete Vorschläge gemacht. Er fordert 
eine „Neuorientierung der Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik". Er wird dann ganz konkret und sagt 
auch, „ein Klima vorurteilsfreier rationaler Diskus-
sion muß geschaffen werden". Das gibt es also nicht. 
Wir haben heute von der Regierung nichts erlebt, 
was in diese Richtung geht. 

Der Wissenschaftliche Beirat sagte: 

Am Beispiel der Energiepolitik wird erkennbar 
werden, ob die Bundesrepublik Deutschland 
weiterhin den wirtschaftspolitischen Weg eines 
Industrielandes gehen will. 

Wir hören von Ihrer Seite mit Recht, daß dieses In-
dustrieland Vollbeschäftigung braucht, weil wir von 
der Arbeit leben. Wenn dieser Zusammenhang gebo-
ten ist, dann ist Ihre schlappe Energiepolitik doch 
unverantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Sachverständigenrat hat etwas früher, näm-
lich Ende 1980 gesagt, ihm sei es nicht möglich gewe-
sen, sich ein klares Bild über die energiepolitische 
Planung der Regierung zu verschaffen. Das ist der 

Sachverständigenrat, den Sie berufen haben, Herr 
Bundeskanzler. 

Jetzt, im August, brachten die fünf Institute, die 
die Strukturberichterstattung machen, ihre Gutach-
ten heraus. Da haben nicht nur der Wirtschaftsmini-
ster, sondern auch die Regierung laut gesagt: Wir 
stimmen zu. Da steht drin: Wir brauchen ein „Mehr 
an marktwirtschaftlicher Steuerung". Wo bleibt 
denn die Verwirklichung dieser Forderung? Was ha-
ben Sie denn in Ihrer praktischen Politik gemacht, 
um das wirklich in Ordnung zu kriegen? 

Herr Kollege Matthöfer, Ihre Politik kann doch 
nicht sein, daß wir den Rotstift zum nationalen Sta-
tussymbol erheben. „Rotstift, Rotstift über alles" löst 
doch nicht die Probleme. Die Frage ist doch: Wie 
werden wir wieder flott? Mit welcher Wirtschaftspo-
litik kriegen wir wieder Arbeit und volle Kassen in 
der Sozialversicherung und im Staatshaushalt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundesfinanzminister, ich höre dann auch 
noch Ihre faulen Ausreden, wie am 26. Juli dieses 
Jahres im ZDF. Er sagte — ich zitiere —, daß wir 
praktisch keine ökonomischen Probleme hätten, 
wenn wir unser Hauptproblem, das Leistungsbilanz-
defizit, und die hohen amerikanischen Zinsen, nicht 
hätten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Sie sind doch der Erfinder von Märchen, Herr Kolle-
ge. Wir hatten doch die Probleme vor diesen Zinsen. 
Wir hatten die Probleme vor diesem Defizit. Die Zin-
sen — das habe ich eingangs dargetan — haben et-
was mit Ihrer Politik zu tun. Das Defizit hat doch et-
was mit Ihrer Energiepolitik zu tun. Sie können doch 
nicht so tun, als gäbe es hier keinen Zusammenhang. 
Das ist gegenüber dem deutschen Volk nicht auf-
richtig, Herr Kollege Matthöfer. Ich könnte ein an-
deres Wort sagen, aber ich mag es nicht. 

Als Willy Brandt, der leider nicht hier ist — ob ab-
sichtlich, weiß ich nicht; ich gucke da noch nicht so 
ganz durch — 

(Dr.  Marx [CDU/CSU]: Gestern nicht, heute 
nicht! Er will sich nicht damit identifizieren! 

— Zurufe von der SPD) 

— Ehmke lacht, also bin ich auf einer guten Spur. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Als Brandt noch Kanzler war, da wußte der Bundes-
minister Schmidt die Krankheitsursache der Bon-
ner Politik noch genau zu erkennen und auch zu be-
nennen. „Unsicherheit ist Gift", sagte er, und er 
schrieb so. Brandt ging, Schmidt kam, das Gift 
blieb. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Es bekam nur einen anderen Namen. Jetzt sind im-
mer alle anderen schuld. Es kommt alles von drau-
ßen. Manchmal frage ich mich: Wozu haben wir eine 
deutsche Regierung? Lassen wir doch da, auf der Re-
gierungsbank, einen Computer aufstellen, wo wir ab-
fragen können, wo die Zahlen anders sind als bei 
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uns. Sie betreiben doch nicht genügende deutsche 
Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Dr. Ehmke [SPD]) 

— Ich räume doch ein, Herr Ehmke, daß von daher 
Probleme kommen, aber doch bitte keine Katastro-
phe. Übersehen Sie doch nicht den hausgemachten 
Teil der Probleme, die wir haben. 

Sie können doch nicht die Multis und die OPEC 
dafür verantwortlich machen, wenn hier eine Mil-
lion Wohnungen fehlen. Sie müssen doch diese Re-
gierungsbank da verantwortlich machen. Sie kön-
nen doch niemand verantwortlich dafür machen, 
wenn wir durch mangelnde Energiepolitik immer 
erpreßbarer werden, und zwar im Preis wie sozial 
wie auch politisch. Das geschieht doch nicht durch 
die Saudis, sondern durch diese Regierung. Wir hin-
dern Sie doch gar nicht daran. 

Niemand hindert Sie daran, die Investitions-
hemmnisse abzubauen. Herr Posser hat dazu ge-
stern eine ganz komplizierte Rede gehalten. Ich bin 
aber viel hausbackener. Ich denke immer noch an 
den Kanzler der vorvorigen Regierungserklärung, 
der die Formulare nicht lesen konnte und über Bü-
rokratie und solche Sachen gesprochen hat. Warum 
können Sie denn dagegen nichts machen? Sie sind 
doch lange genug im Amt. Sie tun es aber nicht, Herr 
Bundeskanzler. 

(Westphal [SPD]: Sie wollen soziales Miet-
recht abbauen! Das ist Ihr Investitions-

hemmnis!) 

— Verehrter Herr Kollege Westphal, das, was Sie 
jetzt machen, daß gerade jungen Menschen nicht ge-
nügend Sozialwohnungen zur Verfügung stehen, ist 
doch das Unsozialste, was es überhaupt gibt. Das hat 
mehr mit staatspolitischen Fragen und auch mit 
dem Verhalten von jungen Menschen zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, vielleicht erklären Sie doch 
einmal — nicht nur mit den abstrakten Worten des 
Bundesfinanzministers von vorgestern, sondern 
ganz praktisch — und rechnen aus, was Sie in den 
letzten zehn Jahren für öffentliche angebliche Inve-
stitionsprogramme ausgegeben haben. Dann legen 
Sie dem deutschen Volk vor, was diese gekostet ha-
ben. Fragen Sie dann, ob die Arbeitslosigkeit heute 
größer oder kleiner ist als damals. Fragen Sie, was 
Sie eigentlich mit dem ganzen öffentlichen effektha-
scherischen Strohfeuer erreicht haben. Wenn Sie 
von diesem Betrag einen kleinen Teil genommen 
hätten und für Steueranreize oder Prämien verwen-
det hätten, dann sähe die Sache doch ganz, ganz an-
ders aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die öffentliche Hand kann es nicht, und das ist 
kein Vorwurf an die öffentliche Hand. Ich komme 
aus dem Stand der Beamten. Beamte haben die 
Rechtsvorschriften anzuwenden, die wir beschlie-
ßen. Rechtsvorschriften sind die Summe der Erfah-
rungen bis gestern, und wirtschaftliches Wagnis ist 
Mut in die Zukunft. 

Lesen Sie folgendes vielleicht in der Debatte bei 
Ihnen nach, bevor Sie neue Milliarden verlangen! 
Herr Kollege Roth — ich sehe ihn nicht — sollte das 
einmal studieren, da er wohl dafür zuständig ist. Es 
gibt in Niedersachsen ein Mittelstandsinstitut, das 
dieser Tage ein Forschungsergebnis vorgelegt hat. 
Ich lese nur einen Satz vor: 

Allgemein ergab die Untersuchung, daß öffentli-
che Hilfstätigkeiten im Schnitt kurzfristig um 
86 %, langfristig um 108 % teurer als entspre-
chende private Leistungen sind. 

Am Schluß heißt es: 

Nach unserer Schätzung dürfte die Privatisie-
rungsreserve 

— das haben Sie doch versprochen, Herr Kollege 
Genscher — 

auf Bundesebene zwischen 10 und 20 % des Bun-
deshaushalts (nicht hoheitliche Tätigkeiten) 
umfassen. 

(Zuruf des Abg. Westphal [SPD]) 

Das sollten Sie wenigstens einmal ernsthaft prüfen, 
bevor Sie das aus irgendwelchen ideologischen 
Gründen abtun. 

Statt dies alles zu machen, bleiben Sie einfach zu-
sammen und tun nicht das Richtige. Die Vorschläge 
liegen auf dem Tisch. Meine Damen, meine Herren, 
das ist dann eben unverantwortlich. Herr Bundes-
kanzler, es wird dann noch mehr Arbeitslose ge-
ben. 

An einem Punkt kann ich Sie überhaupt nicht ver-
stehen. Sie haben doch nicht eine Koalitionszusage 
von der FDP an die SPD, sondern eine Koalitionszu-
sage unter Ihrer Kanzlerschaft. Der Kollege Wehner 
hat zur Zeit keinen Nachfolger für Sie im Ärmel. 
Warum regieren Sie da eigentlich nicht, Herr Bun-
deskanzler? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Warum lassen Sie sich alles das Vernünftige, was 
aus Ihren eigenen Papieren kommt, abhandeln, weil 
es da irgendwo Coppik und Co. oder irgendwelche 
Ideologen in der Wirtschaftfrage, Herr Roth viel-
leicht, gibt? Herr Bundeskanzler, das wäre, glaube 
ich, etwas Gutes. 

Ich muß — ich will das aus einer großen Besorgnis 
sehr gern tun — denselben Tatbestand, den wir in-
nenpolitisch alle kennen, daß etwas gemacht werden 
müßte, was wegen der Hemmnisse dort nicht geht, 
auch auf dem Gebiet der Außenpolitik feststellen. 
Auch auf dem Gebiet der Außenpolitik empfängt die 
Bundesregierung aus der Koalition mehr Hemmnis-
se, als es uns guttut. Herr Kollege Wehner, bevor Sie 
über den sonntäglichen Skandal in Berlin nörgeln, 
sollten Sie einmal prüfen, was Herren aus Ihrem La-
ger im Vorfeld der geistigen Aufbereitung geleistet 
haben. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dieser Sonntag wird uns allen teuer zu stehen kom

-

men. Da genügt es nicht, wenn sich der Außenmini

-

ster und der Kanzler hier nun hinstellen und nun 
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PR-Millionen suchen. Politische Haltung ist durch 
keine PR zu ersetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Realität der Koalition schadet — ich schließe 
hier nahtlos an Herrn Kohl an — unserer Geltung 
wie unserem Ansehen. Unser Wort wird bezweifelt, 
unsere Standfestigkeit und unsere Berechenbarkeit 
werde mit Fragen versehen. Da erklärt ein veritab-
les Mitglied der Bundesregierung, Minister Eng-
holm — Herr Kohl hat das zitiert —, der Kanzler 
werden wohl in der Sicherheitsfrage auf dem kom-
menden Parteitag keine Mehrheit mehr haben. Was 
geschieht? Nichts. Energisch läßt man wieder die 
Flügel schleifen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Der SPD-Vorsitzende ist gegen und der Bundes-
kanzler ist für den Beitritt Spaniens zur NATO. Bei-
des bleibt so stehen, zur freien Auswahl und zur 
Stärkung der Klarheit des deutschen Worts in aller 
Welt. 

Der SPD-Vorsitzende, auch hier — es tut mir leid, 
das sagen zu müssen — der Moskauer Meinung nä-
her als der heimischen Regierung, ermuntert die 
Skandinavier, den Erwägungen zur atomwaffen-
freien Zone näherzutreten. Die Bundesregierung 
will Sicherheitsfragen allein im Bündnis lösen. Herr 
Bahr sucht — illoyal und an uns hier vorbei — den 
Kontakt über Sicherheitsfragen in der Volkskam-
mer. Die Bundesregierung beschließt, den Bau und 
den Export eines U-Boots nach Chile zu genehmi-
gen, dann widerruft sie das wegen Gegenwind aus 
der Koalition. 

Die Bundesregierung stärkt saudiarabische Er-
wartungen auf deutsche Panzer, läßt aber dann die 
stolzen Herren im Burnus wie Bittsteller allein, wie-
der wegen Widerspruchs aus den eigenen Reihen. 
Der König war hier zum Staatsbesuch, der Kanzler 
war drüben, und nun sitzen wir hier den vierten Mo-
nat ohne einen Botschafter aus Riad. Das ist nicht 
mehr Verärgerung, das ist Protest. Das kommt uns, 
Graf Lambsdorff und Herr Bundeskanzler, teuer zu 
stehen — wegen mangelnder Tatkraft, Führung und 
Voraussicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unser neuer Botschafter in Israel könnte sich 
glücklich schätzen, wenn er dort auf der grünen 
Wiese neu anfangen könnte. Meine Damen und Her-
ren, er wird sich bei den dortigen politischen Tempa-
raturen ganz warm anziehen müssen. Das war eben 
ein „Glanzstück"; es ist das „Glanzstück", sich auf 
beiden Seiten Verärgerung zu verschaffen, sich zwi-
schen die Stühle zu setzen und sich herauszumanöv-
rieren. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Ja!) 

Das ist kein Glanzstück von Außenpolitik! Herr Kol-
lege Genscher, ich kann mir nicht vorstellen, daß das 
stimmt, daß Sie sich da und so „wohl" fühlen. 

Dann kam das nächste Exempel negativer Staats-
kunst: Griechenland und Türkei. Hü und hott, einer 
so, der andere so — wieder wegen Hemmnissen aus 
dieser Koalition. 

Über all dem schwebt dann — nebelverbreitend — 
Ihr Herr Vorgänger, der zugleich der Vorsitzende Ih-
rer Partei ist, Herr Bundeskanzler. Er macht sich 
weltweit zum öffentlichen Bürgen des Friedenswil-
lens der in Afghanistan gerade einen Angriffskrieg 
führenden Sowjetunion: Der rote Zar „zittere" um 
den Frieden. 

Sehen Sie, Herr Kollege Wehner, das alles hat Me-
thode: über Reagan die Augenbrauen erheben, 
Weinberger und Haig kritisieren, uns die Friedens-
fähigkeit absprechen und den Moskauern das Zit-
tern um den Frieden bescheinigen. Meine Damen 
und Herren, das hat doch Methode! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 
Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dann kommt es eben dazu, daß Ihre jungen Leute 
sagen, das müsse man eben selbst in die Hand neh-
men, das seien j a gar keine Verbündeten, sondern — 
der  Kollege Kohl hat das Zitat von Bahr gebracht —
„Besatzer". — Ja, wir haben Besatzer in Deutsch-
land: die rote Armee; die ist ungebeten da. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Aber die Amerikaner, die Engländer und die Franzo-
sen sind unsere Freunde, die wir hier gerne begrü-
ßen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So denke ich — und ich hoffe, daß Sie das so auf-
nehmen, wie ich es meine —, der Kollege Brandt 
müßte sich einmal darüber klarwerden — ich hätte 
ihn härter gefragt, wenn er hier säße —, ob er sich 
nicht manchmal selbst fragt, daß er das erzeugt, was 
er bestimmt fürchtet, nämlich deutschen Nationalis-
mus. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich könnte hierzu heute den sozialistischen „Ma-
tin" zitieren, aber ich brauche gar nicht ausländische 
Stimmen heranzuziehen. Ich habe hierzu die Be-
sorgnis des Bundesaußenministers im Ohr, die ich 
seinem Interview mit der „Zeit" entnommen habe, 
und im Ohr habe ich auch den Ton dessen, was er 
hier in der vergangenen Woche sagte — ich zitiere 
nach dem Protokoll —: 

Die Annahme, deutsche Interessen im Allein-
gang vielleicht besser verfolgen zu können, 
würde die Grundlagen unserer gesamten Politik 
in Frage stellen. 

Auch die Sicherung unserer besonderen Be-
lange in der deutschen Frage und im Rahmen 
der Entspannungspolitik ist nicht trotz des Zu-
sammenwirkens mit unseren westlichen Part-
nern, sondern nur im Zusammenwirken mit ih-
nen überhaupt erst möglich geworden. 

Ohne Grund redet doch der Vizekanzler nicht so! 
Und von uns hat doch keiner Anlaß gegeben, uns so 
anzusprechen und zu ermahnen. Das geht an Ihr La-
ger! Das ist eine Besorgnis, die der Bundesaußenmi-
nister hat, aber der Kanzler schweigt, verschweigt 
sich, verschweigt sich der Nation. Im Grundgesetz 
steht, er habe die Richtlinien der Politik zu bestim-
men. Die Wirklichkeit, Herr Bundeskanzler, läßt uns 
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das nicht wahrnehmen! Und das ist eine höfliche 
Formulierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Bei Gott!) 

Dieses Stück Sprachlosigkeit statt Führung — ich 
beschreibe das, was wir wahrnehmen, wieder höflich 
— wirkt dann auch auf die Lage junger Menschen 
ein, die wiederum Sie zu verantworten haben. Auf 
dem politischen Felde ist es doch — wie auch auf 
dem sozialen und ökonomischen — nicht so, daß uns 
der Himmel eine Prüfung unserer Leidensfähigkeit 
verordnet hätte. Da läßt sich doch eine Menge ma-
chen! Z. B. dies — ich bin auch hier konkret, Herr 
Bundeskanzler —: 

Erstens. Sie haben vom Besuch von Herrn 
Breschnew gesprochen. Ich glaube, es ist notwendig, 
die Häufigkeit dieser Besuche öffentlich zu erklären 
und zu begründen; sonst entstünde leicht der Ein-
druck, daß die Quantität dieser Besuche in die Quali-
tät unserer Politik umschlägt, und solche fragen-
den Vermutungen bekämen der deutschen Sache 
schlecht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich sähe es gern, wenn wir diesen hohen Besuch als 
Ausweis guter Nachbarschaft werten könnten. Lei-
der ist dem nicht so. Der Besucher ist verantwortlich 
für die Realität „DDR", 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut! So ist 
es!) 

für die Mauer, für die Abgrenzung. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Richtig!) 

Auch bemüht er sich darum, das westliche Bündnis 
zu zersetzen, die militärische Übermacht der So-
wjetunion zu stabilisieren und unseren Nachrü-
stungswillen zu beseitigen. Die Einmischung der So-
wjetunion in unsere inneren Angelegenheiten ist of-
fenkundig. Man denke nur an die Rede des Mos-
kauer Delegierten auf dem letzten KP-Parteitag 
hier. 

Es wird an Ihnen liegen, Herr Bundeskanzler, das 
alles in gehöriger Form zur Sprache zu bringen und 
darauf hinzuweisen 

(Schwarz [CDU/CSU]: Der braucht Hilfe!) 

— und diesen Hinweis nehmen Sie bitte ganz 
ernst —, wie sehr die internationale Lage entspannt 
würde, wenn die Sowjetunion den Plan der EG zum 
Frieden in Afghanistan annähme. Auch muß der Be-
sucher den festen Eindruck mitnehmen, daß wir wei-
ter nachrüsten werden, wenn nicht Gegenleistungen 
der Sowjetunion das erübrigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Herr Bundeskanzler, Sie sprachen da-
von, daß Sie Herrn Honecker sehen werden. Sie ha-
ben früher dazu erklärt — und ich unterstütze dies 
ausdrücklich —, das habe dann einen Sinn, wenn da-
bei etwas herauskomme. Herauskommen muß — 
und das ist keine Vorbedingung, sondern das Selbst-
verständliche — 

(Schwarz  [CDU/CSU]: Der Bundeskanzler 
hört gar nicht zu!) 

— er liest das nach, ich bin sicher — 

(Schwarz  [CDU/CSU]: Er sollte lieber zuhö

-

ren!) 

zunächst die verläßliche Vertragstreue der DDR. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Schändlich ist das, 
was der Kanzler macht!) 

Was da drüben hinsichtlich der Journalisten ge-
schieht, entspricht nicht den Verabredungen. Der 
Zwangsumtausch errichtet eine Finanzmauer und 
betrifft deshalb nicht nur den Geist, sondern den Ge-
genstand der Vereinbarungen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Elitäre Arroganz!) 

54 % weniger Berliner können dieser Kosten wegen 
von ihrem Recht noch Gebrauch machen. — Das ist 
die Auskunft des Regierenden Bürgermeisters von 
Berlin. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, was Herr Honecker im Okto-
ber 1980 in Gera gefordert hat — Staatsbürger-
schaft, Auflösung der Zentralen Erfassungsstelle in 
Salzgitter und Botschafteraustausch — bedeutet, 
um es beim Namen zu nennen, die Forderung nach 
Revision des Grundlagenvertrages zugunsten der 
DDR. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir können das nicht gewähren und haben hier 
nichts zu verschenken, auch nicht beim Bau der 
Autobahn Berlin-Hamburg. Ich habe dazu im April 
das Nötige gesagt. 

Herr Bundeskanzler, das dritte, was ich Ihnen sa-
gen möchte: Sie können auch in Europa etwas ma-
chen. Da schimpfen wir immer alle über die Um-
ständlichkeit des Verfahrens. Natürlich ist das um-
ständlich, weil man da einen Einstimmigkeitsfeti-
schismus aufgebaut hat. Aber der Kompromiß von 
Luxemburg — der Vertrag sieht Mehrheitsentschei-
dungen vor; Frankreich hat gesagt: Das wollen wir 
eigentlich nicht; andere dachten ähnlich, haben es 
aber nicht gesagt — sieht vor, daß sich keines der 
Länder in wesentlichen Fragen überstimmen lassen 
soll. Und de Gaulle ließ wissen, wesentliche Fragen 
seien vielleicht zwei pro Jahr, sicher nicht fünf. 

Wie wäre es denn, wenn Sie anregten, daß sich alle 
Regierungen verpflichten, die vorher erkennbaren 
Fragen vorher als im nationalen Interesse beson-
ders zu unterstreichen. Dann könnte nicht in irgend-
einer Sitzung ein Beamter kommen und sagen: Wir 
sind noch nicht soweit, wir mögen noch nicht. 
Dann gibt es nicht das große Liegenlassen. Sie könn-
ten Europa allein durch diesen Verfahrensvorschlag 
wieder ein ganzes Stück flottmachen, meine Damen 
und meine Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Vierte: Und das liegt mir nun besonders am 
Herzen; da würde ich, Herr Bundeskanzler, doch 
sehr herzlich darum bitten, daß ich vielleicht 

Schwarz [CDU/CSU]: Der Bundeskanzler 
hört nicht zu! „Elitäre Arroganz" war noch 

ein harmloses Wort!) 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. September 1981 	3055 

Dr. Barzel 
das geneigte Ohr der beiden Herren vorn auf der Re-
gierungsbank finde. Ich möchte also versuchen, Ih-
nen das Vierte nahezubringen. Ich will die Frage 
stellen, die uns alle angeht, wenn wir draußen im 
Lande sind: Warum eigentlich ist der Westen, warum 
sind wir draußen in der Friedensfrage oft in der De-
vensive? Die Moskauer kämpfen doch in Afghani-
stan. Sie verantworten weitgehend die blutige und 
traurige Spur ihrer Politik, die 15 Millionen Flücht-
linge z. B. zeichnen. Und sie haben doch vor- und 
übergerüstet. 

Warum ergreift nicht das Bündnis die Initiative 
mit einem lauten und sichtbaren konkreten Frie-
densplan? Warum tut es das nicht? Es käme so in die 
Vorhand und drehte die Beweislast um. Das, zum 
Beispiel das, könnten Sie tun, Herr Bundeskanzler. 
Es stünde Ihnen wohl zu Gesicht. Wie sonst — ver-
zeihen Sie — wollen Sie eigentlich mit Ihrer Kanz-
lerschaft in die Geschichte eingehen? 

(Schwarz [CDU/CSU]: Tut er sowieso nicht 
mehr!) 

Zerbröselt zwischen roten Zahlen? In den Sand ge-
treten von Eppler, Coppik und Genossen? 

(Wehner [SPD]: Was soll denn dies Ge-
schwätz? Irgendwann sollte man auch eine 
Form von Anstand wahren! Es steht Ihnen 
schlecht an, daß Sie so herummosern!) 

— Herr Kollege Wehner, es ist sehr interessant, an 
welcher Stelle Sie losgehen. 

Die Friedfertigen sitzen doch im Westen, verehrte 
Damen und Herren. Die USA haben nach dem Krieg, 
Herr Kollege Wehner, die Macht, welche ihnen über 
Jahre der alleinige Besitz der Atomwaffe gab, weder 
eingesetzt noch mißbraucht. Sie haben in den letzten 
Jahren in Abrüstungsfragen vorgeleistet: keine 
Wehrpflicht, kein B-1-Bomber, keine Neutronen-
waffe unter Carter. Die Antwort der Sowjetunion 
war Überrüstung. Warum sucht nicht der Westen die 
geistige und politische, auch die psychologische Ini-
tiative? Sie liegt doch auf der Straße, man muß sie 
nur greifen. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Dann man los!) 

— Das im Bündnis durchzusetzen, Kollege Ehmke, 
wäre sicher eine bessere Politik für uns Deutsche, 
als Herrn Breschnew küssen und das Weiße Haus 
bekritteln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das wäre auch besser, als im Anflug eines neuen 
Größenwahns unserer verletzbaren Republik die 
„Brückenfunktion zwischen Ost und West" zuordnen 
zu wollen. Das ist eine lebensgefährliche Utopie, so 
gefährlich wie der Versuch, eine „Friedensgarantie" 
für den Nahen Osten anzubieten. 

Herr Kollege Wehner, Marxisten sind immer be-
müht, im Gegner ein schlechtes Gewissen zu erzeu-
gen. Das ist die Methode des nationalen wie des in-
ternationalen Klassenkampfes. Und so bemühen sie 
sich, in uns der Nachrüstung wegen ein schlechtes 
Gewissen zu erzeugen. Sie haben bei vielen Erfolg, 
die da schon sauertöpfisch mit dem schlechten Ge-
wissen herumlaufen. Ich frage mich manchmal, ob 
alle die, die da mit Transparenten „Frieden" herum-

laufen, wissen, daß sie ihn mehr gefährden als der 
Nachrüstungsdoppelbeschluß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier finde ich nun gegen Schluß doch eine Mög-
lichkeit, wenigstens in einer Sache dem Herrn Bun-
deskanzler zuzustimmen. Ich stimme Ihnen zu, Herr 
Bundeskanzler, wenn Sie vor einiger Zeit in Ihre 
Partei hineinriefen: 

Hört endlich auf, euch suggerieren zu lassen, als 
ob die Amerikaner unsere Feinde und die Rus-
sen unsere Freunde seien. 

Das haben Sie einmal gesagt. Stellen Sie sich einmal 
vor, Sie hätten das den Initiatoren in Berlin direkt 
ins Gesicht gesagt, und Sie würden so öfter spre-
chen. Sie würden ja nicht so reden, Herr Bundes-
kanzler, wenn Sie nicht wüßten, daß in Ihrem Lager 
auch so gedacht wird. 

Meine Damen und Herren, um Deutschland wird 
gekämpft, um seine innere Ordnung wie um seine 
außenpolitische Zuordnung. Herr Bundeskanzler, 
Herr Kollege Schmidt, da geht es um mehr als um 
Ihren verdienstvollen Einsatz bei der Hamburger 
Hochwasserkatastrophe. Die Geschichte wird Sie an 
dem messen, was Sie in dieser Zeit für Deutschland, 
in Deutschland und um Deutschland getan haben. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Da kommt er aber gut 
weg!) 

Das wird der Maßstab sein. 

Meine Damen, meine Herren, ich habe einige kon-
krete Punkte genannt, innen- und außenpolitisch. 
Man könnte also, wenn man wollte, aber man kann 
nicht, weil man sich nicht traut. Wenn man sich der 
Kanzlermehrheit sicher wäre, würde es hier wohl 
anders aussehen. Dann ginge es auch leichter. Aber, 
verehrte Damen und Herren, wer es leicht haben 
will, soll nicht Bundeskanzler werden. 

(Wehner [SPD]: Wenn Ihnen das heute 
schon des Spottes wert ist: Wollten Sie das 

nicht mal?) 

— Es ist doch eine ganze Weile her, Herr Kollege 
Wehner, und Sie haben ja einiges dazu getan, das auf 
verschiedenen Wegen zu verhindern. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, überlegen Sie einmal, ob Sie 
nicht dem Bild zustimmen können, das ich einmal 
gebraucht habe: „Eine Mütze macht noch keinen 
Lotsen, und ein Lotse ist noch kein Kapitän." Das 
Schiff Bundesrepublik Deutschland ist in rauher 
See. Es braucht einen Kapitän, der nicht sagt, mor-
gen kämen die Wellen noch höher, und der sich nicht 
unter Deck zum Schweigen verzieht. Da bedarf es ei-
nes Kapitäns, der Zuversicht gibt und Kraft aus-
strahlt und der zeigt, wo es langgeht. Sie sollten sich 
einmal prüfen, Herr Bundeskanzler, ob Sie seit dem 
Tage der Bundestagswahl diesem Anspruch genügt 
haben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wehner. 
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(Zuruf von der CDU/CSU: Wieder einer, der 
keinen Nachfolger findet! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU — Gegenrufe von der 

SPD) 

Wehner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Da sind heute Worte gewechselt worden, als 
ginge es — — 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ich weiß. Kommen Sie doch hierher, dann wird 
man noch mehr Ihr Geblödel hören, Herr Soundso! 
Sie sind ja bekannt dafür, Sie stehen auch im Proto-
koll dafür. 

Allen Ernstes: „Der Worte sind genug gefallen, 
laßt uns nun endlich Taten sehen", so lautet ein Satz. 
Kommen wir dazu, wozu wir gewählt worden sind, 
zur wirklichen Behandlung dessen, was der Haus-
haltsplan 1982 diesen gewählten Abgeordneten auf-
erlegt, statt hier so zu tun, als könne man anfangen, 
Risse in politische Erlebnisse und politische Hand-
lungen — oder versäumte Handlungen — hineinzu-
bringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer schreit, hat 
unrecht!) 

Herr Kollege Barzel, mir tun Sie leid; nicht deswe-
gen, weil Sie sich hier heute in dieser Weise wieder 
einmal in dem Gefilde auswärtiger Politik betätigt 
haben, um darüber unterschiedliche und gegensätz-
liche Meinungen auszutauschen. Ich bin froh gewe-
sen, als Sie sich am Anfang dieser Periode wählen 
ließen und Wert darauf gelegt haben, Vorsitzenden 
des Auswärtigen Ausschusses zu werden. Ich bin 
auch heute noch der Meinung: Gut, daß der Mann, 
den ich sehr bedaure für vieles, was er in den ver-
gangenen Jahren hat ertragen müssen, eine wirkli-
che Möglichkeit hat. 

Nun haben wir heute gesehen, wie er die erste 
Möglichkeit hatte. Aber bitte, ich enthalte mich allen 
Spottes. Wir könnten jetzt einige Stunden miteinan-
der über das reden, was Sie angerührt oder wozu Sie 
sich geäußert haben. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Über Wehner! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich bitte Sie um Entschuldigung. Was führen Sie 
denn noch für Namen ein? Was denn noch? Wieso 
bringen Sie das in einen Zusammenhang mit Herrn 
Barzel? So dumm bin ich nicht, wie Sie mich ein-
schätzen, meine Herren, die Sie da am Rande sit-
zen. 

Nein, ich will mit aller Eindringlichkeit sagen: 
Dies hier ist die Sitzung des gewählten Bundestages, 
in der eine Beratung stattfindet, der Ausschuß-, Ar-
beitskreis- und Fraktionssitzungen vorausgegangen 
sind. Ich suche heute noch nach dem, was zu Papier 
gebracht worden ist über die Absichten der Christ-
lich Demokratischen und der Christlich-Sozialen 
Union, die hier ja eine gemeinsame Fraktion darstel-
len. 

Ich kann mir gut vorstellen, wie schwer das ist, 
weil es da mehrere Gründe gibt. Die einen sagen: 
Jetzt aber den „Roten" und ihren Koalitionspartnern 
eins überbraten! Dann gibt es die anderen, die sagen, 

welche Forderungen ihnen am meisten liegen. Und 
dann gibt es die, die andere trösten — — 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wie ist es mit 
der SPD?) 

— Lassen Sie mich doch mal weiter meiner Phanta-
sie Ausdruck geben. 

Da sind die, die genau wissen: Die eigentliche Aus-
einandersetzung kommt, wenn wir an die Mauer des 
Bundesrats zu stoßen scheinen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Pfeffermann 
[CDU/CSU]) 

— Sie können doch einem alten Fuhrmann nichts 
einreden, als wüßte er nicht, was diese Sachen be-
deuten, um die gerungen werden werden muß. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Sie tun mir wirklich leid, Herr Barzel. Jetzt wollen 
Sie am Ende dieser kurzen Debatten, während deren 
diejenigen, die für uns — das betrifft Sie, das betrifft 
unsere Seite — Verantwortung dafür haben, wie nun 
in den zuständigen Ausschüssen gearbeitet wird, 
wozu man eigentlich zwei plenarsitzungsfreie Wo-
chen brauchte, damit man mit dem Problembündel, 
um das es hier geht, fertig werden kann, nämlich mit 
dem Bundeshaushalt 1982 — — 

(Erhard  [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Wer macht denn die Sitzungsordnung? — 
Dr.  Kohl [CDU/CSU]: Lassen Sie es uns 
doch so machen, wie Sie es sagen! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Gut, daß Sie darauf so reagieren. Ich würde mich 
freuen, wenn bei allen Unterschieden, die wir haben, 
Übereinstimmung darüber besteht, daß in den Aus-
schüssen die Möglichkeit zu intensiver Erörterung 
des Haushaltsplans 1982 und seines Ausgleichs be-
stehen sollte, nachdem diese Möglichkeit hier ver-
geudet worden ist. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU]) 

Ich denke, Sie haben das nicht nur so dahingesagt. 
Wir können doch ernsthaft darüber reden. 

Mancherlei unterschiedliche und auch gegensätz-
liche Einschätzungen und Vorstellungen sind wäh-
rend dieser Debatten des gestrigen Tages und des 
heutigen Halbtages hervorgetreten. Da wird die Be-
legschaft allmählich immer dünner, wie das eben 
Sitte ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie meinen Ihre 
Fraktion?!) 

- Ich meine natürlich immer alle. Warum regen Sie 
sich denn auf? Ich bin doch nicht so dumm, wie Sie 
meinen. Ich weiß ganz genau, daß die Gleichheit al-
ler Parlamentarier in diesem Punkt leider nicht un-
terschätzt werden darf. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

— Na also. Was regen Sie sich auf? 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU — 
Abg. Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] 

zeigt in Richtung SPD-Fraktion) 
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Wehner 
— Quatschkopf. Hören Sie einmal, was zeigen Sie 
immer mit dem Finger? Wir sind doch hier nicht auf 
der Straße. Wir sind doch im Plenarsaal des Bundes-
tags. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Was immer wir voneinander halten, gemeinsame 
Notwendigkeit ist, auf der Grundlage der Ausfüh-
rungen des Bundesministers der Finanzen die Kom-
promisse zu suchen und zu finden, die der Bundesre-
publik Deutschland und den Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern dienen. Ich danke dem Bundeskanzler 
ausdrücklich — ich nehme an, ich darf das im Na-
men der sozialdemokratischen Fraktion auch für 
alle ihre Mitglieder sagen — für seine heutigen Aus-
führungen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Nach diesen Debatten geht es um folgendes: in 
den Ausschüssen bemüht zu sein, Leistungsfähig-
keit und Sicherungsnotwendigkeit gleichgewichtig 
zu machen. Ich denke dabei an die Debattenausfüh-
rungen, die gestern und zum Teil auch heute zum 
Haushaltsplan zu hören waren, z. B. an den Beitrag 
des Herrn Finanzministers Posser aus Nordrhein-
Westfalen mit ganz interessanten Details, auf die ich 
heute gerne eingegangen wäre. Aber ich bin in einer 
völlig falschen Umgebung. Sie reden jetzt über große 
Politik, Sie reden jetzt darüber, wie der eine den an-
deren dahin boxt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Ja, sicher. Ich gönne Herrn Barzel dieses Erlebnis 
von fast einem Jahr Vorsitz im Ausschuß für aus-
wärtige Angelegenheiten. Ich freue mich bei aller 
Gegnerschaft, daß er wieder etwas gefunden hat, das 
ihn aus — mir sehr verständlichen — Leiden heraus-
führt, die ihm auferlegt gewesen waren. Nehmen Sie 
das bei allem, was wir aneinander auszusetzen ha-
ben, bitte ernst. 

Aber wir hätten auch noch Herrn Kieps Ausdruck 
über Dauerbrenner zu behandeln. Das alles geht 
heute nicht mehr, weil dann die Besetzung immer 
dünner wird. Das kann ich gut verstehen. Die einen 
haben noch das, die anderen haben noch das. Das ist 
ja kein Ausdruck für Faulenzerei. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Nein. Bitte, wir müssen an die Arbeit. Ich hätte es 
gern gehabt, wenn man wenigstens den zweiten Tag, 
der ja nur ein Halbtag ist, für diese Debatten, Bun-
deshaushalt 1982, wirklich noch nutzbar gemacht 
hätte. Das ist anders gelaufen. Das ist jetzt eine Sa-
che, die vorwiegend in den Ausschüssen oder in den 
Arbeitskreisen behandelt werden muß. 

Aber in dem Verlauf dieser Debatten hat man ei-
nes lernen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Herrn 
Strauß?!) 

— Ja, z. B. habe ich es bei Herrn Strauß gelernt — im 
Unterschied zu manchem, was Herr Strauß geäußert 
hat und was ich auch immer einmal wieder ins Ge-

dächtnis anderer zu rufen, zurückzurufen oder ein-
zuprägen versuche. 

Ich hatte mir gestern erlaubt, dem bayerischen 
Regierungschef, also dortigen ersten Mann — wenn 
man das so sagen darf, ohne ihm zu nahe zu treten; 
er ist ein Übermann —, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

eine Frage zu stellen in bezug auf eine Rede, die er 
am 18./19. November 1974 gehalten hat, die soge-
nannte Sonthofener Rede. „Wir müssen sie ...

" 

 — so 
lautet das wörtlich; aber keine Angst, ich wiederhole 
nicht, was ich ihn gestern gefragt habe. Er hat dar-
auf mit einer Einschränkung dessen geantwortet, 
was in der Sonthofener Rede durch ihn sonst noch 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— ja, also — historisch geworden ist. Der Mann ist 
ein historischer Mann. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Es ist ein Stück Geschichte eines Parlaments und ei-
nes Landes, der Bundesrepublik. — Nein, nein, las-
sen Sie mich das Ihnen noch einmal genau in Erin-
nerung bringen. Sie sind ja alle, was das Parlament 
betrifft, nicht so lange drin, wie ich es bin oder auch 
der Herr Strauß es war, der ja raus ist und inzwi-
schen in höhere Sphären gestiegen, nämlich Chef ei-
ner Landesregierung geworden ist. 

(Lachen bei der SPD) 

Damals hat der damalige Kollege und heutige Mi-
nisterpräsident in Richtung und mit dem Finger auf 
uns, wie das bei Ihnen inzwischen j a Mode zu sein 
scheint — oder es wird nachgeahmt, weil er es so 
macht —, gesagt: 

Wir müssen sie so weit treiben, daß sie ein Haus-
haltssicherungsgesetz vorlegen müssen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie 
schon!) 

oder den Staatsbankrott erklären müssen oder 
drastische Steuererhöhungen mit abermals ein-
schneidenden negativen Folgen für die Wirt-
schaft. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Den Rest sollten Sie sich noch einmal anhören, 
damit Sie sehen, ob der Wehner schwindelt oder ob 
das wirklich so drinsteht. 

Vorher haben wir gar keinen Grund, mehr öf-
fentliche Investitionen und Anreiz für private 
Investitionen zu verlangen. Ich habe gesagt: Ich 
stimme diesen Grundsätzen zu, bloß soll man 
sie jetzt nicht verkünden. Wir haben durch Zu-
warten gar nichts verloren. Das blöde Gerede, 
ihr habt j a keine Alternative, mit dem dann wir 
uns immer hineintreiben lassen also in eine 
Mitverantwortung, interessiert ja doch die 95 % 
der Wähler nicht. Ich will 

— so betonte er — 

überhaupt nicht im kleinen sagen, was wir uns 
vorstellen mit der Sanierung der öffentlich-
rechtlichen Krankenkassen, mit Berufsausbil- 
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Wehner 
dung, mit Krankenhausfinanzierung usw. usw. 
Nein, wir müssen sagen: Ihr seid doch an der Re-
gierung, ihr habt doch in diesem Staat seit fünf 
Jahren diese Wirtschaft ruiniert. 

(Beifall und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ha, ha, ha, ich kann nur lachen über das, was Sie 
alles beklatschenswert finden; Sie sind mir Klatsch-
basen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Lassen Sie mich weiter auf den gemeinsam be-
kannten, wenn auch von unterschiedlichem Ver-
trauen getragenen Herrn Franz Josef Strauß kom-
men: 

Wir müssen doch jetzt endlich einmal Schluß 
machen, das Risiko zu privatisieren, die Ge-
winne zu sozialisieren und die Entscheidungen 
zu kollektivieren. Das sind die drei Schlagworte. 
Damit ist diese allmählich immer kränker ge-
wordene Wirtschaft nicht mehr zu retten. Damit 
komme ich zu einem Punkt, d. h. Anreiz zu pri-
vater Investition. 

Nun haben Sie bitte keine Angst, daß ich Ihnen den 
auch noch ins Gedächtnis bringe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weiterlesen!) 

— Ich denke nicht daran. Denn sonst werden Sie sa-
gen: Der hat uns den Strauß durch seine lange Vor-
leserei so geschmackswidrig gemacht; 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist Ihnen unangenehm!) 

das möchte ich nicht verantworten müssen. Nein, 
nein, nehmen Sie von einem, der nach Ihrer Sprech-
weise und Ihrer denunziatorischen Art, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Unglaublich! — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

politisch Andersdenkende zu disqualifizieren — — 
Ich habe immer diese scheußliche Broschüre bei mir 
— Herr Zimmermann, Sie wissen j a, wo das Loch ge-
lassen worden ist 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— ja, ja, hier haben Sie das —, in der Sie von der 
„Moskau-Fraktion" in der SPD als Gefahr für unsere 
Freiheit geschrieben haben. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Ist das Ihr 
Haushaltsbeitrag? — Zurufe von der CDU/ 

CSU: Haushalt!) 

— Ja, sicher. Sie haben jetzt so sehr über Politik ge-
sprochen, daß ich erklären möchte, wo das seinen 
Humusboden — das ist j a alles Dünger, was Sie da 
zusammenholen — hat. Das war alles, worauf es mir 
in dem Zusammenhang ankam. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Auf 
dem Humus wächst was!) 

Wir könnten auch noch diesen letzten Halbtag 
miteinander über vieles reden, was nun nach Schluß 
dieser Debatten zu sagen notwendig ist. Aber wir 
müssen, soweit das menschenmöglich ist, einiges 

versuchen. Wir müssen erstens es fertigbringen, die 
Wahrheit zu sagen, d. h. vor allem — — 

(Beifall und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sehen Sie, da sind wir j a einig. Dann brauchen 
wir nur zu sagen: wir müssen genau herausfinden, 
was die einen und die anderen unter Wahrheit ver-
stehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Wir müssen zweitens zu Zusammenarbeit fähig 
sein. Das heißt vor allem, bemüht zu sein, im Bun-
destag und im Bundesrat zu konstruktiven, effekti-
ven und gerechten Beschlüssen zu kommen. 

Drittens gilt es, Vertrauen zu stärken. Das heißt 
vor allem, der schlimmen Versuchung zu widerste-
hen, die großen Probleme dieser Zeit dazu zu miß-
brauchen, die Menschen in eine sie lähmende Angst 
zu jagen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Alle diese Dinge sind leider in der Art, wie jetzt Aus-
einandersetzungen geführt werden, enthalten. 

Das wollte ich, da es ja bald dem Schluß dieser De-
batte zugeht und noch einige bedeutende — — Ich 
sehe ihn schon. Er knetet immer die Hände, ob dann 
noch genug — so wie jetzt — davor sitzen werden: 
der Herr Dregger. Er möge uns bitte diesen Vormit-
tag bis über den Mittag hinaus auch noch das Ver-
gnügen geben. 

Schönen Dank für Ihre große Aufmerksamkeit 
und gute Wünsche für die Ausschußtätigkeit, mit der 
jetzt der Haushaltsplan 1982 zustande gebracht wer-
den muß. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Engelhard. 

Engelhard (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wer auch nur etwas von Wirtschaft ver-
steht — er braucht da nicht an der ständigen Ermah-
nung durch den Bundeswirtschaftsminister Maß zu 
nehmen —, weiß, daß in der Wirtschaftspolitik nicht 
nur das richtige Konzept zum Erfolg führt, sondern 
daß Wirtschaftspolitik zu einem Großteil Psycholo-
gie ist. 

Der Haushalt 1982 ist sicher eine schwierige Ope-
ration. Aber es geht nicht nur um das Ergebnis. 
Draußen wird man in diesen Tagen darüber hinaus 
aufmerksam verfolgen, wie bei der ersten Lesung 
das Parlament — alle drei Fraktionen — und die 
Bundesregierung die Sache dargestellt haben und 
ob man als Bürger aus den Äußerungen das Ver-
trauen haben kann, auf einem guten Weg, auf einem 
Weg der Konsolidierung und der Besserung zu sein, 
die wir, ganz gleich, wo wir sitzen, wünschen. 

Ich habe es als interessant empfunden — die Kol-
legen werden es ebenso verfolgt haben —, daß bei al-
ler Gegensätzlichkeit in diesen Tagen der böse Ton 
ausgeblieben ist. 
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Engelhard 
Selbstverständlich muß die Opposition sagen — 

das ist ihr gutes Recht —: Unsere Aufgabe ist es 
nicht, euch die Arbeit abzunehmen; ihr stellt die 
Bundesregierung, leistet diese Arbeit, und wir sagen 
euch, was ihr versäumt habt. Das ist alles ganz klar. 
Aber Aufgabe und Erfüllung sind zweierlei. 

Die Art und Weise, wie das die Opposition weithin 
getan hat, ist bei uns nicht ohne Beachtung geblie-
ben. Der Bürger, der in diesen Tagen diese Debatte 
verfolgt hat, wird den Eindruck gewonnen haben, 
daß alle Parteien ihre Rolle zu spielen haben, daß 
aber der gemeinsame Wille, zu einem Ergebnis zu 
kommen, vorhanden ist, wobei sich jeder in die Rolle 
des anderen hineindenkt und die Opposition in der 
Hoffnung, einst wieder die Regierung zu stellen, be-
reits jetzt ihren Beitrag in einer Weise leistet, die 
deutlich macht, daß auch sie sich mit diesem Pro-
blem zu Recht und als eine leistungsfähige politi-
sche Partei beschäftigt. 

Ich greife drei Beiträge heraus, und zwar in der 
Reihenfolge, in der sie geliefert wurden: den Beitrag 
des Bundesfinanzministers, den Beitrag des Kolle-
gen Häfele zu Beginn der Aussprache, der natürlich 
seine Rolle für die Opposition zu spielen hatte, aber 
doch deutlich werden ließ, daß man zusammenkom-
men kann und daß man sich mit der Problematik 
ernsthaft, sachbezogen und ohne das ständige Be-
streben, dem andere eins auszuwischen, beschäfti-
gen kann und schließlich den Beitrag von Graf 
Lambsdorff, der in dem Konzert dieser Drei klar ge-
macht hat, daß hier der Wille zur Zusammenarbeit 
vorhanden ist. 

Dann nahm der Kollege Dr. Barzel das Wort. Ich 
habe mir überlegt: man könnte überhaupt hier an-
ders antworten und einen anderen kleinen Beitrag 
leisten, wenn Sie nicht gesprochen hätten. Aber das 
soll den großen Trend dessen, was ich eben ausge-
führt habe, nicht unter den Teppich kehren. Wir wol-
len uns hier nicht irremachen lassen. 

Nein, Herr Kollege Barzel, ich verstehe nicht, wie 
Sie der Versuchung erliegen konnten, kraft der Bril-
lanz der Formulierung sich um die Wirksamkeit der 
Worte zu bringen. 

(Beifall bei der FDP) 

Denn Sie sind insofern völlig aus der Rolle gefallen, 
als Sie der Versuchung nicht widerstanden haben, 
mit einem Klingelbeutel schillernder, glänzender, 
leuchtender Worte vor dieses Parlament zu treten 
und dabei jene Bescheidenheit, die die Opposition in 
dieser Debatte ausgezeichnet hat, völlig beiseite zu 
wischen. Die Bescheidenheit ist es j a, die die Wirk-
samkeit oft ausmacht. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Da tritt jemand von der Opposition vor die Öffent-
lichkeitund sagt, gewandt zur Regierungsbank: „Ihr 
Nichtskönner, ihr Versager! Oh, wären wir nur an 
eurer Stelle gewesen, wir hätten euch vormachen 
können, wie man auch schwierige Fragen zu lösen 
weiß." 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Gar nicht meine 
Worte!) 

Daß man sagt, man sei der Bessere, ist legitim. Das 
wird bei günstigem Wahlausgang, schließlich auch 
ausgewiesen durch das Wahlergebnis, vom Bürger 
geglaubt. Aber generell sich zu überheben und zu sa-
gen: „Wir hätten dies alles gekonnt, wir wären ja fä-
hig gewesen" — wer glaubt denn dies? Wer kann es 
heute noch ernst nehmen, wer glaubt es Ihnen, wenn 
Sie die Bedrängungen, die uns durch den Ölpreis, 
durch die OPEC auferlegt wurden — zwar nicht der 
alleinige Grund des Übels —, und die sich mittler-
weile in der gesamten Bevölkerung voll herumge-
sprochen haben, mit einer Handbewegung hier vom 
Pult zu wischen suchen, als sei dies alles nichts ge-
wesen. 

(Beifall bei der FDP) 

Nicht diese OPEC, nein, die Unfähigkeit dieser Bun-
desregierung, mit diesem gewaltigen Problem umzu-
gehen, das sei es. 

Herr Kollege Barzel, mehr Worte bedarf es eigent-
lich nicht, weil ich glaube, daß Sie Ihren politischen 
Freunden keinen Gefallen getan haben, weil da ver-
sucht wurde, ein Stück von der Ernsthaftigkeit weg-
zunehmen, die bisher diese Debatte in diesen Tagen 
bestimmt hat. 

Nun wäre es reizvoll, noch einen Moment bei dem 
zu verweilen, was wir für die Zukunft lernen können. 
Ich will nicht wiederholen, was Graf Lambsdorff zur 
Wende gesagt hat. Aber da möchten wir auch alle zu-
sammen sehen. Sie, Herr Dr. Barzel, werden auch 
nicht bestreiten, daß bestimmte Begriffe die Gesell-
schaftspolitik prägen und Erwartungen der Bürger 
auf uns zukommen. Sie werden zugeben, daß dies al-
les auch nicht spurlos an Ihrer Partei vorbeigegan-
gen ist. Da können wir uns im Kreise der Drei ein-
mal darüber unterhalten, welche Lehren zu ziehen 
sind. 

Im Zusammenhang mit der Haushaltskonsolidie -
rung wird viel von der Gerechtigkeit gesprochen. 
Dazu scheint mir persönlich wichtig, sich einmal in 
dem politischen Bereich mit diesem Begriff wieder 
ernsthaft auseinanderzusetzen und den Begriff wie-
der so auszuformen, wie es seiner unverzichtbaren 
Bedeutung entspricht, und gleichzeitig dafür zu sor-
gen, daß er nicht zu einem billigen Schlagwort ver-
kommt, das, ich sage es einmal so hart, bei jedem 
Dreck herhalten muß, benützt zu werden. „Gerech-
tigkeit erhöhet ein Volk." Oder der heilige Augustin 
— wir wissen es —: Ohne Gerechtigkeit wären die 
Staaten nichts anderes als große Räuberbanden. 
Aber was bedeutet es mittlerweile, wenn wir über 
Gerechtigkeit sprechen?: Die Vorstellung herrscht 
vor, daß jeder übers Jahr gerechnet auf 12,50 DM ge-
nau zugemessen das Seine und ihm als richtig Er-
scheinende bekommen muß; sonst sei die Gerechtig-
keit fundamental verletzt. Das, mit der Klage über 
die Normenflut kombiniert, ergibt eine interessante, 
nicht aufzulösende und ungenießbare Mischung. 

(Beifall bei der FDP) 

Zu der Frage, daß die Bürger heute hoffen, daß wir 
Erfolg haben und daß wir — um das Wort des Kolle-
gen Gärtner gegenüber der Opposition aufzugreifen 
— nicht zu kurz gesprungen sind: Wir kennen die 
Schwierigkeiten, die Unwägbarkeiten und die Bela- 
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stungen, die im Zusammenhang mit dem Haushalt 
noch auf uns zukommen können. Wir sind aber si-
cher, daß wir diese Herausforderungen bewältigen 
werden, weil heute die Bereitschaft bei der Bevölke-
rung — wenn man ihr die Wahrheit sagt — vorhan-
den ist, nicht nur etwas beizutragen, sondern dar-
über hinaus auch wirkliche Opfer zu bringen. Aber 
diese Bereitschaft besteht nur dann, wenn man si-
cher sein kann, daß dies nicht eine unablässige 
Kette immer neuer Beratungen, immer neuer Aus-
einandersetzungen und immer stückweise zugeteil-
ter Belastungen sein wird. Regierung und Parla-
ment — die Opposition eingeschlossen — müssen 
vielmehr nicht nur den Willen, sondern die Fähig-
keit haben, die Dinge hier tatsächlich in den Griff zu 
bekommen. Ich glaube, das wird uns nur gelingen, 
wenn wir umgekehrt der Bevölkerung deutlich ma-
chen, daß die Herausforderungen einer veränderten 
Situation — wie es der Bundesaußenminister darge-
stellt hat — von uns auch aufgenommen werden 
können. 

Ich habe das Wort von der Gerechtigkeit gespro-
chen, weil wir heute schon bei der kleinsten Ausein-
andersetzung in der Gefahr sind, die Bewegungsfä-
higkeit zu verlieren. Wir müssen flexibler sein. Die 
hehren Prinzipien, die diesen Staat tragen, einen 
Rechtsstaat und Sozialstaat, dürfen nicht verletzt 
sein. Sie dürfen nicht verletzt werden. 

Aber was ist Gerechtigkeit? Was ist sozial? Muß 
man hier beim Zaune stehenbleiben, der sich einem 
vordergründig in den Weg stellt, oder muß man nicht 
über den Zaun hinaus ins Morgen schauen? Kann es 
richtig sein, daß jede Überlegung in diesem Bereich 
— man mag zu ihr politisch stehen wie immer — mit 
Tabuworten blockiert wird, die den Weg versperren? 
Das ist keine Frage einer politischen Partei. Das er-
leben wir j a alle. 

Ich erinnere mich in diesem Zusammenhang an 
die Zeit, als ich Mitte der 50er Jahre das Kirchen-
rechtliche Seminar in Erlangen besuchte. Dort ha-
ben wir uns nicht nur über den Corpus juris Cano-
nici unterhalten, sondern damals habe ich auch so 
manche Lebensweisheit mit auf den Weg bekom-
men, die auch für die Politik nützlich sein kann. Pro-
fessor Liermann sagte einmal, man solle über das 
Problem nachdenken, daß es Tabus gäbe, die als 
Waffe eingesetzt werden können, um einen Men-
schen zu vernichten. Wer im mittelalterlichen Eu-
ropa ein Glied aus der Gesellschaft herausnehmen 
wollte, wer jemanden völlig vernichten wollte, der 
mußte nur sagen, dieser Mensch glaube nicht an 
Gott. Heute, so sagte er damals, scheine es ihm, rei-
che es aus, um einen Menschen zu vernichten, zu sa-
gen, er habe nicht sozial gehandelt, er sei nicht 
sozial. 

(Beifall bei der FDP — Reddemann [CDU/ 
CSU]: Oder er sei nicht regierungsfähig!) 

Wir wissen, welche Bedeutung der sozialen Gesin-
nung, dem sozialen Handeln im Sozialstaat zu-
kommt. Was ich — neben der kritischen Anmerkung 
zur Gerechtigkeit — zum Sozialbegriff zu bedenken 
geben wollte, ist, daß wir uns selbst nicht den Weg 
verstellen dürfen, wirkliche Sozialstaatlichkeit, wie 
schon bisher in der Vergangenheit, im großen Wurf  

zu erreichen. Wir dürfen uns nicht selbst den Weg 
durch kleine Fußangeln verstellen und — uns gegen-
seitig in falscher Weise beschuldigend — Tabus auf-
richten, die uns daran hindern, das zu leisten, was 
uns allen als Aufgabe gestellt ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Dregger. 

(Walther [SPD]: Was versteht der vom 
Haushalt?) 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Das werden Sie gleich 
merken. — Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wir alle hatten heute morgen viel Anlaß zum La-
chen, wir alle lachen j a auch gern. Ohne Humor wäre 
Parlamentarismus eh nicht zu ertragen, aber am 
Schluß der Debatte möchte ich doch die Frage stel-
len, ob denn eigentlich die Lage unseres Landes zu 
solchen Freudenkundgebungen Anlaß bietet, ob 
denn alle Beiträge der Lage dieses Landes gerecht 
geworden sind. Ich meine nicht meine unmittelba-
ren Vorredner. Herr Wehner hat wehnerisch gespro-
chen 

(Walther [SPD]: Gut!) 

und Herr Engelhard philosophisch. Ich meine vor al-
lem den Bundeskanzler und den Bundeswirtschafts-
minister, die sich meinem Eindruck nach doch sehr 
oberflächlich über die Lage des Landes hinwegge-
plaudert haben. Wie ist sie denn, die wirtschaftliche 
und finanzielle Lage? 

(Walther [SPD]: Das hat der Herr Kiep 
heute schon festgestellt!) 

Sie läßt sich knapp wie folgt beschreiben: Unsere Po-
sition in der Weltwirtschaft ist nicht mehr die alte. 
Sie ist beeinträchtigt. Der finanzielle Handlungs-
spielraum des Staates ist nahezu vollständig ver-
spielt. Der steigenden Arbeitslosigkeit und der stei-
genden Geldentwertung, die die Fünf-Prozent-
Marke weit überschritten haben, steht die Bundes-
regierung hilflos gegenüber. Ich glaube, daß die Ge-
werkschaften in ihrer Kritik recht haben. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Die Tatsache, daß die beiden Koalitionspartner ein 
völlig unterschiedliches Konzept zur Therapie besit-
zen und daß sie sich gegenseitig protokollarisch be-
stätigt haben, in welchen Punkten sie nicht überein-
stimmen, läßt doch nichts Gutes für die kommenden 
Jahre erwarten. 

Heute morgen wurden die Leistungsbilanz, ihre 
Entwicklung, ihre Tendenzen sehr optimistisch dar-
gestellt. Aber wie ist sie denn wirklich? Wir hatten 
1980 das höchste Leistungsbilanzdefizit aller Länder 
der Erde. 

(Walther [SPD]: Auch ganz neu!) 

In den ersten sieben Monaten dieses Jahres ist die-
ses Defizit nicht zurückgegangen, sondern noch wei-
ter angestiegen. Selbst wenn die Abwertung der 
D-Mark gegenüber dem Dollarraum unseren Export 
beflügelt, ist doch wiederum mit einem Leistungsbi-
lanzdefizit zu rechnen, das das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung vorsichtig auf 20 bis 25 Mil-
liarden DM schätzt. Die Bundesbank war zu vorsich- 
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tig, eine ähnliche Aussage zu machen. Ich glaube, 
man wird nach wie vor das Leistungsbilanzdefizit 
und seine Entwicklung als bedrohlich bezeichnen 
müssen. 

Für diese Entwicklung gibt es gewiß verschiedene 
Ursachen. In den Lohn- und Lohnstückkosten haben 
wir unsere Hauptkonkurrenten auf den Weltmärk-
ten, die USA und vor allem Japan, inzwischen weit 
überrundet. Diese Spitzenposition in den Löhnen 
und den Lohnnebenkosten ist tragbar, solange wir 
leistungsfähiger sind als die anderen und solange 
wir das übrige Kostenniveau, Steuern und Abgaben, 
Energie und anderes auf einem niedrigen Stand hal-
ten. Aber diese Voraussetzung ist entfallen. Die 
Energiekosten steigen dramatisch. Unsere Rech-
nung für den Energieimport 1981 wird voraussicht-
lich 85 Milliarden DM betragen. Das ist mehr als das 
Doppelte des Betrages von 1978. Zwar hat die Preis-
bremse den Ölimport mengenmäßig reduziert, aber 
die Preisexplosion hat das mehr als ausgeglichen. 

Die Koalition — und das ist mein erster Vor-
wurf — 

(Walther  [SPD]: Jetzt kommt etwas Neu-
es!) 

hat auf die Ölpreisschübe der Jahre 1973 und 1979 
nicht angemessen reagiert. Statt die Kernenergie zu 
forcieren, wie es Frankreich getan hat, hat man ihre 
Entwicklung zum Teil gestoppt, zum Teil verzögert. 
Die Mehrkosten der Verzögerung, die bei jedem 
Kraftwerk mehrere hundert Millionen DM betragen 
— für die Zeit von 1974 bis 2000 sind Mehrkosten in 
Höhe von etwa 100 Milliarden DM bei allen Kraft-
werksbauten errechnet worden —, gehen in den 
Strompreis ein und belasten damit die Wirtschaft 
ebenso wie den Geldbeutel der breiten Schichten un-
seres Volkes. 

Die Brennstoffkosten je Kilowattstunde betragen 
auf Kernkraftbasis knapp 2 N,  auf Steinkohlebasis 8 
bis 10 Pf und auf Ölbasis ca. 15 Pf. Nimmt man die In-
vestitionskosten hinzu, so ergibt ein Gesamtkosten-
vergleich, daß in der Grundlast Strom auf Ölbasis 
das Dreifache, Strom auf Steinkohlebasis das Dop-
pelte kostet wie Strom auf Kernkraftbasis. 

(Walther [SPD]: Woher wissen Sie das?) 

— Das können Sie nachlesen. 

(Walther [SPD]: Wo denn?) 

Frankreich, dessen Gaullisten und Kommunisten 
zur Zeit nicht gegen, sondern für die Kernenergie 
demonstrieren und dessen sozialistischer Präsident, 
von einigen Korrekturen abgesehen, die forcierte 
Kernkraftpolitik seines Vorgängers fortsetzt, wird 
im Jahre 1990 in der Stromerzeugung von Öl und 
Gas unabhängig sein. Wir werden es nicht sein. 
Schon jetzt bemüht sich die französische Wirt-
schaftswerbung, deutsche Unternehmen mit einem 
hohen Energieverbrauch mit dem Hinweis auf diese 
Tatsachen nach Frankreich abzuwerben. 

Hinzu kommt, daß die Antikernkraftpolitik einen 
in Deutschland besonders leistungsfähigen Indu-
striezweig in seiner Existenz gefährdet, nämlich die 
Kraftwerksindustrie. Die Schwierigkeiten in 
Deutschland führen auch zu Erschwerungen im Ex-
port, wo die deutschen Kraftwerkshersteller eine 

Spitzenstellung hatten — aber nicht mehr haben —, 
weil ihre Kraftwerke als die besten und die sicher-
sten der Welt galten. Inzwischen hat der bedeutend-
ste deutsche Hersteller mitgeteilt, daß seine Kapazi-
tät nur noch zu 50 % ausgelastet und er gezwungen 
sei, sich von hochqualifizierten Wissenschaftlern, In-
genieuren und Facharbeitern zu trennen. Selbst 
wenn es für sie eine andere Verwendung geben wird 
— bei ihrer hohen Qualifikation ist das anzuneh-
men —: ihre Intelligenz, ihr Können und ihre Erfah-
rungen gehen der deutschen Kraftwerksindustrie 
auf Dauer verloren. 

Meine Damen und Herren, wir leugnen nicht, daß 
die Kernkraft technische Risiken enthält, aber wir 
sind überzeugt, daß diese Risiken technisch be-
herrschbar sind. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Rich

-

tig!) 

Unser Angewiesensein auf Öl- und Gasbezüge dage-
gen enthält ein politisches Risiko, das nicht be-
herrschbar ist. 

Wenn man das alles zusammennimmt, die Ver-
teuerung der Energie in Deutschland,die Folgen für 
unsere internationale Wettbewerbsfähigkeit, die Ri-
siken, die damit verbunden sind, muß man leider sa-
gen, daß die Antikernkraftpolitik weiter Teile der 
SPD und zum Teil auch der FDP in ihren Folgen ei-
nen Anschlag auf die Zukunft Deutschlands als In-
dustrienation bedeutet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zur Verminderung unserer internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit hat die Abkoppelung des Bil-
dungssystems vom Beschäftigungssystem beigetra-
gen. Die Folge ist, daß wir mit immer mehr arbeitslo-
sen Akademikern rechnen müssen, die wahrschein-
lich weniger glücklich sind als Ingenieure und Fach-
arbeiter, die uns fehlen. Die verfehlte Oberstufenre-
form an unseren Gymnasien und der Kampf um den 
Notenquerschnitt haben dazu geführt, daß von der 
Möglichkeit, die jetzt gegeben ist, Fächer abzuwäh-
len, in der Weise Gebrauch gemacht wird, daß insbe-
sondere naturwissenschaftliche Fächer, weil sie 
schwer sind, Mathematik, Physik, Chemie, abge-
wählt werden. Daß das deutsche Abitur in der 
Schweiz nicht mehr allgemein anerkannt wird, daß 
sich die Farbwerke Hoechst gezwungen sahen, ei-
nen wichtigen Forschungsauftrag an eine amerika-
nische Universität zu vergeben, daß Nobelpreise für 
Naturwissenschaften anders als früher in der Regel 
an Deutschland vorbei in die USA gehen, all das be-
einträchtigt unsere internationale Wettbewerbsfä-
higkeit auch auf wirtschaftlichem Gebiet. 

Auf derselben Linie liegt es, daß sich bei uns im 
Hinblick auf technische Großprojekte das Florian

-

Prinzip und eine allgemeine Technikfeindlichkeit 
ausbreiten. Es gibt nur wenige Bürgerinitiativen, die 
für etwas sind. Unklare Gesetze und Rechtsverord-
nungen — wobei ich den Eindruck habe, daß die Un-
klarheit nicht selten gewollt ist, um sich vor unange-
nehmen Verantwortungen zu schützen — und die 
Fülle der Rechtsinstanzen führen in Deutschland zu 
einer Prozeßdauer, wie wir sie aus anderen Ländern 
nicht kennen. Wir laufen Gefahr, daß bei uns in 
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Deutschland nahezu alles verhindert, aber kaum 
noch etwas gemacht werden kann, und ich glaube, 
mit dieser Mentalität werden wir den Wettbewerb 
nicht bestehen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein positiver Faktor ist das nach wie vor gute Be-
triebsklima. Unsere Arbeitnehmer sind am Erfolg 
ihres Unternehmens interessiert, unsere Betriebs-
räte leisten eine gute, sehr häufig eine hervorra-
gende Arbeit. Ich kann nur allen Unternehmern und 
den Gewerkschaften empfehlen, an diesem Element 
sozialer Stabilität aus der Adenauer-Zeit festzuhal-
ten und es mit Nachdruck zu pflegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Das politische Klima hat sich dagegen verschlech-
tert. Die Adenauersche Sicherheitspolitik und ihre 
eindeutige Westbindung wurde durch eine Ost-West

-

Politik abgelöst, die von den Koalitionsparteien und 
ihren führenden Vertretern recht unterschiedlich 
interpretiert wird. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
kann man sagen!) 

Der Gegensatz zwischen dem Bundeskanzler und 
dem Bundesaußenminister auf der einen Seite und 
der Parteiführung der SPD auf der anderen Seite ist 
unübersehbar. All das führt zu Unsicherheiten, die 
sich auch auf die Investitionsentscheidungen der 
Unternehmer, auch der ausländischen Unterneh-
mer, auswirken. Der Rabatz auf unseren Straßen, 
Gewaltdemonstrationen und Hausbesetzungen sind 
ebenfalls nicht dazu angetan, zu Investitionen in 
Deutschland anzuregen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Die Anti-Haig-Demonstration in Berlin hat uns 
nicht nur politisch geschadet, sie bedeutet auch ei-
nen Anschlag auf die Attraktivität Berlins als Indu-
striestandort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schädlich ist die häufig gebrauchte Ausrede der 
Bundesregierung, den anderen gehe es noch 
schlechter. 

(Cronenberg (FDP]: Weniger gut!) 

Wir haben das beste und, wie Sie nicht bestreiten 
werden, auch das kostspieligste Sozialsystem der 
Erde. Wer es erhalten will — wir wollen es erhalten, 
von Mißbräuchen und Übertreibungen abgesehen — 
kann sich nicht an den Fußkranken der Weltwirt-
schaft, sondern nur an den Besten orientieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Maßstäbe werden neben der Schweiz, die als 
kleineres Land nicht voll vergleichbar ist, von Japan 
und den Vereinigten Staaten von Amerika gesetzt. 

Die Ausgangslage Japans ist im Hinblick auf Roh-
stoffe und Energie im eigenen Land, auf Entfernun-
gen zu den Absatzgebieten schwieriger als die unse-
re. An Japan beeindruckt der ungebrochene Lei-
stungswille, die außerordentliche Lernbereitschaft, 
die Förderung der Hochbegabten auf Elite-Universi-

täten, die Zusammenarbeit zwischen Betriebsleitun-
gen und Arbeitnehmern mit dem Ziel, die Effizienz 
und die Rentabilität ihres Betriebes zu erhöhen. Es 
ist daher kein Wunder, daß die Werftindustrie, die 
optische Industrie, die elektronische Industrie, die 
Autoindustrie ihre Konkurrenten entweder über-
rundet haben oder dabei sind, es zu tun. 

Auch die Vereinigten Staaten von Amerika sind 
als künftige Konkurrenten sehr ernst zu nehmen. 
Ob die Wirtschaftstheorie des Präsidenten Reagan 
richtig ist, darüber kann man diskutieren. Entschei-
dend ist, daß es dem amerikanischen Präsidenten 
gelungen ist, die Amerikaner zu motivieren. So wie 
sich die Malaise hier ausbreitet, so breitet sich der 
Optimismus in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika aus. Entscheidend ist, daß es ihm gelungen ist, 
die Amerikaner wieder zu ermutigen, zu ihren alten 
Tugenden zurückzukehren: weniger Bürokratie, we-
niger Steuern, mehr wirtschaftliche Effizienz, weni-
ger leeres Pathos, mehr Wahrnehmung der nationa-
len und — wie Haig es in Berlin demonstriert hat — 
auch der Bündnisinteressen. 

Wir können die Politik Reagans nicht kopieren 
und die der Frau Thatcher schon gar nicht. Aber Lei-
stungsbereitschaft, Sozialpartnerschaft, geistige 
und politische Führung, von der Optimismus aus-
geht, die Rückkehr zu den Prinzipien, Einstellungen 
und Handlungsweisen, die uns in den 50er und 60er 
Jahren großgemacht haben, das ist möglich und 
dringend notwendig. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir fordern die Regierung noch einmal auf, die 
ideologischen Bremsklötze wegzuräumen, die dem 
Fortschritt entgegenstehen. Im Kraftwerksbau lie-
gen ca. 30 Milliarden DM brach. Die dadurch verur-
sachte Arbeitslosigkeit ist insbesondere von der 
SPD verschuldet. 

In der Kommunikationstechnik ist der Investi-
tionsstau noch gravierender. Die deutschen Zei-
tungsverleger wollen sich an einem Satelliten betei-
ligen, der vom Großherzogtum Luxemburg aus in die 
Luft geschossen wird. 

(Zuruf von der FDP: Wollen sie doch gar 
nicht!) 

Das Großherzogtum Luxemburg hat weniger Ein-
wohner als z. B. der Main-Kinzig-Kreis in Hessen. 
Aber die Luxemburger haben den Vorzug, daß sie 
nicht von Bonn aus regiert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
FDP: Stimmt doch alles nicht!) 

Deswegen kann in Luxemburg geschehen, was in 
Deutschland nicht mehr möglich ist. Das Investi-
tionshindernis hier heißt Helmut Schmidt, der die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten vor priva-
ter Konkurrenz schützen möchte. 

(Zuruf von der SPD: Warum ziehen Sie ei

-

gentlich nicht dahin?) 

Am absurdesten, meine Damen und Herren, ist 
die Lage im Wohnungsbau. Wir haben Wohnungsu-
chende, die keine Wohnungen finden. Dafür haben 
wir leerstehende Wohnungen — übrigens meistens 
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im Besitz der öffentlichen Hand —, die dann besetzt 
werden, wobei die Besetzer nur selten Wohnungsu-
chende sind. Wir haben anlagesuchendes Kapital, 
das im Gegensatz zu früher den Wohnungsbau mei-
det und entweder in zweifelhafte Abschreibungsob-
jekte oder gleich nach Amerika fließt, und wir haben 
arbeitslose Bauarbeiter. 

Meine Damen und Herren, dafür Spekulanten ver-
antwortlich zu machen, ist schlicht lächerlich. Spe-
kulanten haben nur dann eine Chance, wenn die Po-
litik die Marktkräfte auszuschalten versucht. Das 
geht nur in begrenztem Umfange, weil der Markt 
ausdrückt, was die Menschen brauchen und was sie 
wollen. 

Wir brauchen ein Mietrecht, das neben den Inter-
essen der Mieter auch die berechtigten Interessen 
der Vermieter beachtet. Wir brauchen einen Grund-
bestand billiger Sozialwohnungen, die dann aber 
auch denen vorbehalten werden, die sie benötigen, 
was j a heute nicht der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn wir nicht dem 
schlimmen Beispiel der sozialistischen Länder mit 
ihren viel zu wenigen und dazu verlotterten Woh-
nungen folgen wollen, müssen wir unsere Woh-
nungswirtschaft ein Stück liberalisieren — eine Auf-
gabe, die die Liberalen in einer Koalition mit der 
SPD sicher nicht verwirklichen können. 

Neben der Beeinträchtigung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit ist es der Verlust des finan-
ziellen Handlungsspielraums des Staates, der uns 
gegenüber der Gefahr steigender Arbeitslosigkeit 
weitgehend hilflos macht. Wie sehr dieser Hand-
lungsspielraum durch das Versagen der Koalition 
verlorengegangen ist, zeigt ein Blick auf die Ent-
wicklung der Schulden. Im Jahre des Regierungs-
wechsels, 1969, vor zwölf Jahren, hielten sich Schul-
denaufnahme und Schuldrückzahlungen nahezu die 
Waage. 

(Dr. Mertens [Gerolstein] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Die Nettokreditaufnahme des Bundes im Jahre 1969 
betrug 1 Million DM, eine einzige Million DM. In den 
20 Jahren von 1949 bis 1969, Jahren des Aufbaus und 
eines dementsprechend hohen Kreditbedarfs, be-
trug die durchschnittliche Nettoneuverschuldung 
des Bundes 0,7 Milliarden DM, also 700 Millionen 
DM, pro Jahr. Für dieses Jahr ist die Nettoneuver-
schuldung des Bundes mit 33,8 Milliarden DM ver-
anschlagt. 33,8 Milliarden DM für ein einziges Jahr, 
das ist das 48fache des Betrages, der von 1949 bis 
1969 im Jahresdurchschnitt aufgenommen wurde. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Und damit wird 
man nicht auskommen!) 

Meine Damen und Herren, die ersten beiden Fi-
nanzminister der Koalition, Alex Möller und Karl 
Schiller, traten zurück, um dadurch vor einer Fi-
nanzpolitik zu warnen, die sie für verhängnisvoll 
hielten. Dann kam ein neuer Mann, Helmut 
Schmidt, der die Hemmungen seiner Vorgänger 
nicht hatte. Unter seiner Verantwortung, zunächst 
als Bundesfinanzminister und dann als Bundes-

kanzler, begann die Fahrt in den finanziellen Ab-
grund. 

Jetzt rufen die Gewerkschaften, bei steigender Ar-
beitslosigkeit verständlicherweise, nach Beschäfti-
gungsprogrammen. Aber woraus sollen sie finan-
ziert werden? Aus Rücklagen? Das geht nicht; denn 
in der Zeit des Überflusses wurden keine Rücklagen 
gebildet. Aus Schulden können Beschäftigungspro-
gramme nicht finanziert werden, weil hohe neue 
Schulden aufgenommen werden müssen, um den 
Schuldendienst — Verzinsung und Tilgung — für 
alte Schulden, die in der Zeit des Überflusses aufge-
nommen wurden, zu leisten. Beschäftigungspro-
gramme aus Steuern zu finanzieren, würde die Ar-
beitslosigkeit nicht senken, sondern erhöhen. Wer 
Arbeitslosigkeit bekämpfen will, muß die Steuern 
senken, sie aber nicht erhöhen. Das geht jedoch 
nicht, weil der finanzielle Handlungsspielraum ver-
lorengegangen ist — siehe oben. 

Herr Bundeskanzler, es gibt keinen Politiker, der 
in ähnlichem Ausmaße schuldig geworden ist an der 
Arbeitslosigkeit, die jetzt bei uns entsteht, und an 
der schweren Hypothek, die die Zukunft unseres 
Landes, insbesondere der jungen Generation bela-
stet. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Unter Schmidt allein 190 Milli

-

arden DM!) 

Aber was soll geschehen? Der Parteivorsitzende 
der FDP, Herr Genscher, hat von der Notwendigkeit 
der Wende gesprochen. Er hat sie nicht bewirken, ja 
nicht einmal einleiten können. Herr Wehner hat ihm 
sofort erklärt, daß das mit der SPD nicht zu machen 
sei. In der Tat, eine sozialistische Partei ist ihrer Na-
tur nach außerstande, einen Staatshaushalt zu sa-
nieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Lachen 
bei der SPD) 

Und eine sozialistische Partei ist ihrer Natur nach 
außerstande, den Steuer- und Abgabendruck auf Ar-
beitnehmer und Unternehmer zu lockern. Ohne 
diese Lockerung wird es keinen Aufschwung ge-
ben. 

(Zuruf des Abg. Schmidt [Hamburg] 
[SPD]) 

— Ich weiß, daß Sie es bis zum Oberleutnant ge-
bracht haben, Herr Schmidt. Aber ich finde, daß 
diese militärischen Dienstgrade in dieser Debatte 
keine Rolle spielen sollten; denn wenn heute einer 
scheinbar schneidig war, dann sind Sie es gewesen. 
Ich habe nur Tatsachen aufgeführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, damit das konjunktur-
politisch Notwendige, die Steuern zu senken, es der 
Bundesbank zu erleichtern, die Zinsen zu senken, 
die staatlichen Investitionsausgaben zu erhöhen — 
es  geschieht auf allen drei Feldern das Gegenteil —, 
möglich wird, muß unser Land eine Durststrecke 
durchschreiten, die die SPD und FDP verschuldet 
haben. Der Staat muß seine laufenden Ausgaben er-
heblich vermindern, was leider nicht schlagartig 
geht. 



3064 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. September 1981 

Dr. Dregger 
Neben den Transferleistungen sind die Personal-

ausgaben der größte Ausgabenblock. Dazu möchte 
ich einige Bemerkungen machen. In den 70er Jahren 
haben sie sich verdreifacht, von 62 Milliarden DM 
auf 176 Milliarden DM. Davon entfallen 60 % auf Ein-
kommensverbesserungen, 40 % auf Stellenvermeh-
rungen. 

(Westphal [SPD]: Wieviel bei den Ländern 
und wieviel beim Bund?) 

-- Das bezieht sich auf Bund, Länder und Gemein-
den, die öffentliche Hand insgesamt — völlig richtig. 
Das hat gar nichts mit Bund und Ländern zú tun. Es 
geht um die gesamte öffentliche Hand. 

(Westphal [SPD]: Nennen Sie mal den Bund 
extra, Herr Dregger!) 

Aber Sie wissen j a auch, daß die Länder und Ge-
meinden in erster Linie Gesetze des Bundes auszu-
führen haben und der Bund dafür kein Geld über-
weist. Es hat also gar keinen Sinn, das hin- und her-
zurechnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Befassen wir uns lieber mit den Fakten! Die Zahl 
der öffentlich Bediensteten hat sich in den 70er Jah-
ren um 1,1 Millionen vermehrt, während die Zahl der 
Beschäftigten in der Privatwirtschaft in der gleichen 
Zeit um 1,3 Millionen zurückgegangen ist. Der öf-
fentliche Dienst ist als Auffangbecken für den Ar-
beitsmarkt völlig ungeeignet. Er erdrückt die öffent-
lichen Haushalte, was die so dringend benötigten öf-
fentlichen Investitionen unmöglich macht. Ferner 
kann uns der öffentliche Dienst nicht vor der japani-
schen Konkurrenz schützen. Das kann nur eine lei-
stungsfähige Industrie. Damit die Industrie lei-
stungsfähig sein kann, muß erreicht werden, daß der 
öffentliche Aufwand nicht so hoch ist und daß die 
daraus erwachsende Steuerlast sie nicht erdrückt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In den letzten Wochen war häufig von einem Son-
deropfer des öffentlichen Dienstes die Rede. Dabei 
wurde verkannt, daß es nicht nur Staatssekretäre 
und Ministerialräte gibt, sondern auch Postschaff-
ner und Beamte des einfachen und mittleren Dien-
stes, denen es wirtschaftlich nicht besser geht als 
gleichgestellten Arbeitnehmern in der Privatwirt-
schaft. Den Eindruck zu erwecken, der öffentliche 
Dienst bestehe in erster Linie aus Leuten, die sich 
vor anstrengender Arbeit drücken wollen, ist unan-
ständig, wie ich finde. Wir sollten glücklich sein, daß 
wir zu den wenigen Ländern der Erde gehören, die 
einen intakten öffentlichen Dienst haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Timm 
[SPD]: Selbst unter Sozialdemokraten!) 

Trotzdem muß der Personalaufwand vermindert 
werden. Dafür gibt es nur einen erfolgversprechen-
den Ansatzpunkt, nämlich die Erkenntnis: Wir ha-
ben zu viele öffentliche Aufgaben, wir haben zu viele 
und zu komplizierte öffentliche Vorschriften, und 
wir haben zu viele öffentliche Bedienstete, zu viele 
Staatsdiener. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Um ein Beispiel zu bilden: Die Koalition hatte vor 
der Bundestagswahl die Absicht, ein neues Jugend-
hilferecht zu schaffen. Das hätte zur Einstellung von 
14 000 weiteren Staatsdienern geführt, und zwar mit 
einem Kostenaufwand von knapp 1 Milliarde DM im 
Jahr. Meine Damen und Herren, nicht alles, was Po-
litikern einfällt, und erst recht nicht alles, was Ideo-
logen einfällt, darf gemacht werden, schon deshalb 
nicht, weil man es nicht bezahlen kann. 

Neben der Aufgabenbegrenzung steht die Aufga-
benvereinfachung. Wir brauchen weniger Vorschrif-
ten, weniger Rechtsbehelfe, wohl auch weniger Ge-
richtsinstanzen, und wir brauchen schnellere Ent-
scheidungen. All das hängt zusammen. Nicht die Bü-
rokratie vermehrt sich selbst, sondern die Regie-
rung vermehrt und verschlechtert den öffentlichen 
Dienst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn die Kosten für den öffentlichen Dienst über-
borden, dann gilt es nicht, den öffentlichen Dienst zu 
verändern, sondern die Politik zu verändern, und 
das ist unsere Absicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich zum Abschluß dieser Überlegun-
gen zur Wiederherstellung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit und der finanziellen Handlungsfä-
higkeit unseres Staates noch ein Zitat von Rainer 
Barzel aus seiner ersten Rede als Oppositionsführer 
im Jahre 1969 bringen. Damals hat Rainer Barzel 
der Bundesregierung Brandt/Scheel zugerufen: 

Sie treten Ihr Amt an bei Vollbeschäftigung, sta-
bilem Geld und wohlgeordneten Finanzen. 

Keiner dieser Tatbestände trifft heute noch zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Tat, Sie konnten 1969 aus dem Vollen schöp-
fen, und Sie haben es ohne Rücksicht auf die Zu-
kunft getan. Sie haben Wohltaten verteilt und Pflich-
ten reduziert, Sie haben unser Volk nicht mit der 
Wirklichkeit vertraut gemacht, Sie haben es mit fal-
schen Informationen gefüttert, Sie haben es einge-
lullt. Dabei wurden die Gebote der Wahrheit und des 
Anstandes aufs schwerste verletzt, insbesondere vor 
Bundestagswahlen. Niemand hat das sarkastischer 
und treffender zum Ausdruck gebracht als unser 
Kollege aus der SPD-Fraktion, Herr Gansel. Er sagte 
nach der letzten Bundestagswahl: 

14 Tage nach der Bundestagswahl 1976 wurden 
wir über die wirkliche Lage der Rentenfinanzen 
aufgeklärt; 14 Tage nach der Bundestagswahl 
1980 wurden wir über die wirkliche Lage der 
Staatsfinanzen aufgeklärt; ich schlage vor, die 
nächste Bundestagswahl um 14 Tage zu ver-
schieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So der Kollege Gansel. 

Meine Damen und Herren, wenn diese Bundesre-
gierung im Amt bleibt, wird die Terminverschiebung 
nichts nutzen. Ihre Propagandisten werden in der 
Lage sein, auch vor der nächsten Bundestagswahl 
die Wahrheit zuzudecken. Leidtragender ist unser 
demokratisches System, das auf diese Weise seinen 
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I Kredit insbesondere bei der jungen Generation ver-
spielt. Leidtragende sind alle Parteien, nicht nur die 
schuldigen, sondern auch diejenigen, die die Wahr-
heit gesagt haben und dafür der unchristlichen Pa-
nikmache bezichtigt worden sind. 

Trotzdem: Wenn die Wende auch schwer sein mag, 
sie ist möglich. Sie kann nicht von einer abgewirt-
schafteten Regierung ausgehen, die kein Vertrauen 
mehr genießt, sie kann nur von einer neuen Regie-
rung ausgehen. Nicht eine schwache Regierung zu 
stützen, sondern sie abzulösen liegt jetzt im demo-
kratischen und nationalen Interesse. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich noch eine zweite Herausforde-
rung nennen. Manche Bürger fragen sich: Was ist 
das für ein Staat? Kann er das Recht, kann er uns 
noch schützen, unsere Bewegungsfreiheit, unser Ei-
gentum? Oder muß sich dieser Staat vor der Gewalt 
zurückziehen, muß er mit ihr paktieren? 

Ferner: Welche Chance haben noch Polizeibeam-
te? Können sie sich gegen Gewalttäter noch durch-
setzen, oder sind sie nur noch hilflose Zielscheiben 
für Molotow-Cocktails, Eisenkrampen und sonstige 
Schlagwerkzeuge? 

Was hier vorliegt, kann nur als Verfall des Rechts-
bewußtseins und der demokratischen Gesinnung ei-
nes Teils der Gesellschaft bezeichnet werden. Dieses 
Problem ist mit polizeilichen Mitteln allein nicht zu 
lösen. Meine Damen und Herren, die Polizei wird 
zum Prügelknaben, wenn sie von der Politik, von der 
Publizistik und vielleicht auch teilweise von der Ju-
stiz im Stich gelassen wird. 

Anti-Haig-Demonstrationen oder Anti-Bundes-
wehr- Demonstrationen aus Anlaß öffentlicher Ge-
löbnisfeiern wirken sich für das politische Bewußt-
sein unserer Bevölkerung katastrophal aus, wenn 
daran auch junge Mitglieder der SPD und teilweise 
der FDP beteiligt sind. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
weiß der Wehner ganz genau!) 

Die SPD hat sich darauf beschränkt, in beiden Fäl-
len die Gewaltanwendung zu verurteilen, nicht aber 
die politische Zielsetzung dieser Demonstrationen 
selbst. 

(Walther [SPD]: Das ist nicht wahr!) 

Auch Herr Kollege Genscher ist gestern im wesentli-
chen auf den Gewaltaspekt ausgewichen. 

Natürlich ist es zulässig, gewaltlos gegen alles zu 
demonstrieren. Aber nicht alles, was zulässig ist, ist 
verantwortbar. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Wer die Bundeswehr und den Außenminister der 
Garantiemacht unserer Freiheit in dieser Weise at-
tackiert, gefährdet die innere und die äußere Sicher-
heit unseres Landes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer Hausbesetzungen toleriert und dadurch schein-
bar legitimiert, bejaht das Faustrecht und löst den 
Rechtsstaat auf. 

(Zuruf des Abg. Dr. Kohl [CDU/CSU]) 

Ein zweites Problem der Innenpolitik brennt uns 
auf den Nägeln; Herr Kollege Genscher hat es ge-
stern angesprochen. — Bitte schön. 

Genscher (FDP): Herr Kollege Dregger, würden 
Sie bitte einräumen, daß ich entgegen Ihrer Behaup-
tung, ich sei auf den Gewaltaspekt ausgewichen, ge-
stern ganz ausdrücklich unter Bezugnahme auf eine 
Rede, die ich vorher im Bundestag gehalten habe, 
die Demonstration als solche wegen ihrer Zielrich-
tung verurteilt habe? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Kollege Genscher, 
Sie haben sich gestern — ich habe genau zugehört — 
in  erster Linie mit dem Gewaltaspekt beschäftigt, 
dann aber auch in einem Nebensatz gesagt, daß Sie 
natürlich die Zielsetzung dieser Demonstration be-
dauern. 

Genscher (FDP): Darf ich Sie dann fragen, Herr 
Kollege Dregger, ob es nicht insgesamt unsere Auf-
gabe ist, uns in erster Linie mit gewaltsamen De-
monstrationen auseinanderzusetzen? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Kollege Genscher, 
ich bin der Meinung, daß bei diesen Demonstratio-
nen der politische Aspekt, nämlich die Demonstra-
tion gegen das Instrument unserer äußeren Sicher-
heit, die Bundeswehr, und gegen den Außenminister 
der Garantiemacht unserer Freiheit, noch schwer-
wiegender ist als der Gewaltaspekt, dem wir ja auch 
bei anderen Demonstrationen zu begegnen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein zweites Problem der Innenpolitik hat Herr 
Kollege Genscher gestern angeschnitten, nämlich 
das Ausländerproblem. Meine Damen und Herren, 
Deutschlands Ostgebiete kamen am Ende des 
Kriegs unter fremde Herrschaft. Die vertriebenen 
Deutschen — etwa 12 Millionen — haben wir bei uns 
aufgenommen. Wir haben es gern getan. Das gilt 
auch für alle, die noch den Weg zu uns suchen soll-
ten. 

Wir haben inzwischen in unserem auch dadurch 
noch dichter besiedelten Land außerdem über 
4,5 Millionen Ausländer aufgenommen, und ihre 
Zahl steigt weiter. Wir haben das selbst eingeleitet. 
Wir wollten weniger arbeiten, wir wollten die Ar-
beitszeit verkürzen. Wir wollten — sagen wir es of-
fen — die weniger angenehmen Arbeiten Auslän-
dern überlassen. Den Ausländern, die auf unseren 
eigenen Wunsch gekommen sind, sind wir verpflich-
tet. 

Aber jetzt überschwemmt uns auch noch eine Flut 
von Scheinasylanten und von Familienzusammen-
führungen, wobei wir beachten sollten, daß die Stel-
lung der Frau und der Familie in der islamischen 
Welt eine andere ist als in unserer Welt. Bei diesem 
Zustrom wachsen die menschlichen und sozialen 
Spannungen, insbesondere in unseren Großstädten. 
Es ist zu befürchten, daß sie sich eines Tages entla- 
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den wie in Großbritannien, das nur 2,3 Millionen 
Ausländer und nicht 4,5 Millionen Ausländer bei 
sich hat und das mit diesen Problemen nicht fertig 
wird. 

Ich will unsere grundsätzliche Position noch ein-
mal kurz umreißen, die wir seit 1977 in einer großen 
Zahl von Initiativen im Bundestag und Bundesrat 
vorgetragen haben, die aber nahezu sämtlich am Wi-
derstand eines Teils der Koalition gescheitert sind. 
Wir sind Mitglied der Europäischen Gemeinschaft, 
in der Freizügigkeit vereinbart ist. Das gilt. Wir be-
kennen uns zum Grundrecht auf Asyl für politisch 
Verfolgte. Aber dieses Grundrecht auf politisches 
Asyl wird nicht aufrechtzuerhalten sein, wenn wir 
nicht endlich wirksame Barrieren gegen den Zu-
strom von Scheinasylanten errichten. 

Und noch eines — das sollte vielleicht auch der 
Herr Außenminister hören —: Es ist nicht notwen-
dig, daß alle politisch Verfolgten der Welt ihre Zu-
flucht in der Bundesrepublik Deutschland finden. Es 
ist eine humanitäre Aufgabe der ganzen Mensch-
heit, vertreten durch die UNO, in allen Kontinenten 
und in allen Kulturkreisen Auffangfelder für poli-
tisch Verfolgte zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Länder Südostasiens, Vietnam benachbart, leh-
nen es z. B. ab, bei sich Vietnamflüchtlinge aufzu-
nehmen. Warum? Weil diese zum größten Teil chine-
sischer Nationalität sind und weil es der Bevölke-
rungspolitik dieser Länder widerspricht, den Bevöl-
kerungsanteil der sehr tüchtigen Chinesen in ihren 
Ländern zu erhöhen. Vom humanitären Standpunkt 
aus halte ich das nicht für vertretbar. 

Die kleine Bundesrepublik Deutschland ist, wie 
ich meine, schon aus ökologischen Gründen nicht in 
der Lage, die humanitären Defizite aller Länder der 
Welt auszugleichen. In der Ausländerpolitik brau-
chen wir Herz und Verstand, Herz für unsere Mit-
menschen und Verstand, der verhindert, daß wir der 
nächsten Generation Probleme hinterlassen, mit de-
nen sie nicht fertig werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Mertes hat in einem anderen Zu-
sammenhang gesagt, wir sollten nach bestem Wis-
sen und Gewissen urteilen. Das Gewissen kann das 
Wissen nicht ersetzen — man hat oft den Eindruck, 
daß das der Fall ist —, wie umgekehrt das Wissen 
auch nicht das Gewissen ersetzen kann. Aber beides 
sollten sich in diesem Zusammenhang alle, die sich 
mit diesem schwerwiegenden Problem beschäftigen 
— auch die Kirchen —, angelegen sein lassen, damit 
wir so menschlich wie möglich, aber auch so ver-
nünftig wie möglich dieses Problem einer Lösung 
zuführen. 

Ich möchte anregen, Herr Bundesaußenminister, 
daß Sie einmal überlegen, ob es nicht gut wäre, wenn 
die Bundesrepublik Deutschland in der UNO eine 
Initiative ergreifen würde, um in allen Kulturkrei-
sen der Erde, in allen Kontinenten dafür zu sorgen, 
daß politische Flüchtlinge Aufnahme finden; denn 
für sie selbst ist es sicherlich sehr viel besser, wenn 

sie in ihrem Kulturkreis statt bei uns eine Bleibe fin-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Mertes 
[Gerolstein] [CDU/CSU]: Das ist eine kon

-

struktive Idee!) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr 
Bundesfinanzminister. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich werde nicht auf die Teile der Rede von Herrn 
Kollegen Dregger eingehen, die ganz offenbar mehr 
dem hessischen Landtagswahlkampf gewidmet wa-
ren: Probleme der Oberstufe, der Polizei. Sprechen 
Sie einmal mit den sieben CDU/CSU-Innenmini-
stern der Länder, die ja in unserem Lande die 
Hauptverantwortung für die Ausübung von Polizei-
funktionen haben! 

Ich will mit Ihnen auch gar nicht streiten, daß es 
besser ist, Flüchtlinge in ihrem Kulturkreis zu be-
lassen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Aber Herr Matthö

-

fer, dem Herrn Börner stimmen Sie doch 
zu, was die Oberstufe betrifft?) 

— Ich freue mich ja, daß Herr Dregger auf den Bör-
nerschen Kurs einschwenkt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Nur, ich frage: Muß er das unbedingt hier im Bun-
destag in der Debatte zum Haushalt 1982 tun? —

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das ist der neue 
Frankfurter Humor der Sozialdemokraten! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich stimme Herrn Dregger, wie gesagt, auch zu, daß 
es besser ist, Flüchtlinge in ihrem Kulturkreis zu be-
lassen. Ich frage mich nur: Wer waren denn die er-
sten, die mit enormem Aufwand — ich meine natür-
lich: Publizitätsaufwand — vietnamesische Flücht-
linge zu uns geholt haben? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

War das nicht der Herr Ministerpräsident Albrecht? 
War das nicht der Frankfurter Oberbürgermeister 
Wallmann? Ich habe zwar überhaupt nichts Jage-
gen, daß dies gemacht wird, lieber Herr Dregger, 
aber Sie können nicht beides machen, nämlich auf 
der einen Seite latente Ausländerfeindschaft schü-
ren 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

und gleichzeitig auf der anderen Seite Publizität ab-
kassieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Kohl [CDU/CSU]: Da gab es doch wirklich 
Quoten der Bundesländer! Das wissen Sie 
doch! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ich komme noch einmal auf Herrn Dregger zu-
rück. Aber ich will mich jetzt zunächst einmal mit 
Herrn Barzel auseinandersetzen, der wenigstens ei-
niges zum Haushalt gesagt hat. 
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Ich bin ein bißchen enttäuscht. Ich habe mir Mühe 

gegeben, 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Er doch 
auch!) 

in der Rede darzustellen, wie dieser Haushalt in sei-
nen ökonomischen Zusammenhängen, in der beson-
deren Situation, in der wir jetzt sind, zu verstehen 
ist. Ich habe mich bemüht, darzulegen, was nun für 
die nächsten Schritte wichtig ist, um bei der Ober-
windung der Schwierigkeiten voranzukommen. Das, 
was ich hier gehört habe, insbesondere auch in der 
letzten Rede wieder, sind die alten Klischeeargu-
mente. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Was hat denn 
der Herr Wehner beigetragen?) 

Nun werde ich j a nicht müde, ich werde Ihnen also 
wiederum all dies unverdrossen widerlegen müssen; 
tut mir leid. 

Herr Barzel stellt die rhetorische Frage: Wer 
treibt die Zinsen? Als Antwort verweist er dann auf 
die hausgemachte Inflation. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Auf den hausge-
machten Teil!) 

— Ja, jetzt kommen Sie schon zu einem hausge-
machten Teil. Dann brauchen wir nur noch zu fra-
gen, wie groß der ist. Lieber Herr Barzel, die Bundes-
republik Deutschland ist wie kein anderes Land der 
Welt in die internationale Arbeitsteilung eingebet-
tet. Auch die Japaner haben keinen so hohen Anteil 
wie wir. Der Anteil der Einfuhr am Bruttosozialpro-
dukt im Jahre 1980 betrug 29 %. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Völlig 
neu!) 

— Lieber Herr, „völlig neu". Wenn das, was neu ge

-

wessen wäre, von Ihren Rednern hier hätte vorge-
tragen werden müssen, dann hätten wir den ganzen 
Vormittag nichts als Schweigen gehabt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Friedmann [CDU/CSU]: Was hat denn der 

Herr Wehner vorgetragen?) 

Die durchschnittliche Preissteigerung 1980 betrug 
bei der Einfuhr 16,5 %. Rund ein Drittel des Bruttoso-
zialprodukts, das eingeführt wurde, wurde mit einer 
durchschnittlichen Preissteigerung von 16,5 % einge-
führt. Wir in der Bundesrepublik dagegen hatten 
eine durchschnittliche Preissteigerungsrate von 
5,5 %. Sicher ist da auch ein hausgemachter Teil an 
Inflation. Wir haben geschichtlich immer 1 %, 2 % In-
flation gehabt, wenn Sie das Inflation nennen wol-
len. Aber zu sagen, die Politik dieser Bundesregie-
rung sei etwa an den Ölpreissteigerungen, an den 
anderen Preissteigerungen schuld, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
hat niemand gesagt!) 

die dazu geführt haben, daß die Einfuhren eine 
durchschnittliche Preissteigerungsrate von 16,5 % 
aufweisen, ist falsch. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Aber die Bundes-
regierung ist schuld an der Stagnation bei 

der Kernenergie!) 

— Aber hier wird von hausgemachter Inflation ge-
sprochen, die die Zinsen in die Höhe treibt. Ich sage 
Ihnen: Wer die falsche Diagnose stellt, hat auch die 
falsche Therapie. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Und die falschen Er

-

gebnisse, wie Sie! — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Meinen Sie jetzt die Bundesregie

-

rung?) 

Darum geht's mir doch jetzt. Es geht in der Tat um 
drei ganz wichtige Faktoren, die für die Inflation 
verantwortlich sind. Es lohnt sich doch, über unser 
Leistungsbilanzdefizit und über seine Komponenten 
zu sprechen, hinsichtlich derer man nichts machen 
kann, etwa bei den internationalen Transfers. 

Wir haben die Entwicklungshilfe j a nicht gesenkt, 
sondern wir haben sie in all diesen Jahren über-
durchschnittlich erhöht. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir sind mittlerweile der größte Nettozahler in Eu-
ropa. Wir zahlen jetzt schon so viel für Europa, daß 
dies so nicht weitergehen kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wie ist es denn mit den Käufen an Waffen im Aus-
land? Wie ist es mit der Ausbildung unserer Piloten 
in den USA? Das muß doch alles bezahlt werden. Wir 
wollen das auch weiter bezahlen; da können wir we-
nig einschränken. 

Auch wollen wir die Ausgaben unserer Touristen 
nicht einschränken. 40 Milliarden DM in diesem 
Jahr, doppelt so viel wie das gesamte amerikanische 
Volk im Ausland ausgibt, geben unsere Bürger im 
Ausland aus. Wir haben nichts dagegen, weil das ja 
in Ländern ausgegeben wird, die unsere besten Kun-
den sind. Unsere Probleme im Außenhandel liegen 
doch nicht in Jugoslawien, Italien, Frankreich, Spa-
nien oder Portugal. Sie liegen doch im wesentlichen 
bei den hohen Ölpreissteigerungen. Und deshalb 
muß man da ansetzen. Deshalb war es falsch, daß 
Sie die Minieralölsteuererhöhung abgelehnt ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Es war falsch, daß Sie 
die Nutzung der Kernenergie nicht voran

-

getrieben haben!) 

Wir werden mit unserer Politik Erfolg haben. Und 
wir werden sagen, wer die falsche Therapie hatte 
und wer die richtigen Therapiemaßnahmen abge-
lehnt hat. Das war unpopulär. Wir nehmen diese Un-
popularität gern auf uns. Wir werden das auch in Zu-
kunft machen. 

Keine Volkswirtschaft der Welt ist in der Lage, ei-
nen zusätzlichen Kaufkraftentzug von 30 Milliarden 
DM, der in zwei Jahren — 1978 und 1980 — aufgetre-
ten ist, durch höhere Ausfuhren zu verkraften oder 
die Verbrauchs- und Produktionsstrukturen so zu 
ändern, daß man so drastisch viel mehr Öl in so 
kurzer Zeit spart. Deshalb war das Leistungsbilanz-
defizit fast unvermeidlich. Nun, wir sind da auf gu-
tem Weg. 

Ich komme zum zweiten Punkt: Wir haben hohe 
amerikanische Zinsen. Bitte, ich will niemandem 
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dreinreden. Aber für die ganze Weltwirtschaft haben 
sie natürlich eine enorme bremsende Wirkung. Das 
bezweifelt doch keiner. Auch wenn wir immer noch 
ein Deport zugunsten der DM von 5 oder 6 % haben, 
fließt natürlich vor allem kurzfristiges Kapital in die 
USA, solange keine Aufwertungserwartung für die 
DM besteht. Deshalb haben die hohen amerikani-
schen Zinsen im Zusammenhang mit unserem Lei-
stungsbilanzdefizit die hohen deutschen Zinsen er-
forderlich gemacht. Und die hohen deutschen Zin-
sen haben die Investitionen behindert. Diese Zusam-
menhänge sind doch ganz und gar unbestritten. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wozu das Finanz-
defizit des Staates entscheidend beiträgt!) 

Und nun kommen sowohl der Herr Barzel wie der 
Herr Dregger wieder zu der Schuldendiskussion. Zu-
nächst einmal, Herr Barzel: Es ist nicht richtig, was 
Sie sagen, nämlich die Programme, die wir gemacht 
haben, hätten keinen Einfluß auf die Arbeitslosig-
keit gehabt. Was unterscheidet uns denn von ande-
ren? Wir müssen 97 % des Öls einführen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Ich habe gebeten, 
einmal vorzulegen, was was bewirkt hat. 
Ich habe nicht das behauptet, was Sie mir 
jetzt unterstellen. Zum zweiten Mal unter-
stellen Sie mir etwas, was ich nicht gesagt 
habe! — Dr. Ehmke [SPD]: Armer Barzel!) 

— Es ist natürlich unfair, zu verlangen, daß gewis-
sermaßen jeder Satz einer Haushaltsrede studiert 
und dann nicht einmal darauf eingegangen wird. 
Aber ich habe Ihnen in dieser Haushaltsrede die 
Schwierigkeiten dargelegt, die rein methodisch

-

technisch — jeder Ökonom wird Ihnen das bestäti-
gen — bestehen, um zu sagen, wie viele Arbeits-
plätze denn da geschaffen worden sind. Das können 
Sie vielleicht in der ersten Stufe noch kontrollieren. 
Wir bauen eine überbetriebliche Berufsausbildungs-
stätte, und in der Zeit, in der das Geld dort ausgege-
ben wird, werden soundsoviel Arbeitsplätze geschaf-
fen. Aber schon in der zweiten Stufe ist es anders, 
wenn diese Einkommen, die zusätzlich geschaffen 
worden sind, ausgegeben werden und sich multipli-
kativ in der ganzen Wirtschaft ausbreiten und völlig 
diffundieren und man überhaupt keine Ursachen-
analyse mehr anstellen kann. Das sind ganz globale 
Schätzungen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Kühba-
cher? 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Ja. 

Kühbacher (SPD): Herr Bundesminister Matthö-
fer, wenn der Kollege Barzel Ihnen nicht glaubt, 
würden Sie ihn vielleicht auf den Bericht der Deut-
schen Bundesbank hinweisen, die diagnostiziert hat, 
daß im Frühjahr 1980 der höchste Beschäftigungs-
stand, die höchsten Arbeitsplatzzahlen in der Bun-
desrepublik gewesen sind, die es je gegeben hat? 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Ich be-
danke mich für den Hinweis, Herr Kühbacher. Da-
mit ist freilich die Frage von Herrn Barzel nicht be-
antwortet, welches Programm welche Wirkungen  

gehabt hat. Diese Frage ist nicht methodisch sauber 
zu beantworten. Deshalb werden Sie von mir gewiß 
keine Antwort darauf erwarten. Aber es gibt doch ei-
nen wirklichen Vergleich, den Sie zwar ablehnen, 
den ich aber für legitim halte. Das ist der Vergleich 
mit anderen Volkswirtschaften, die etwa so struktu-
riert sind, wie sich unser Volk eine Struktur geschaf-
fen hat. Warum sollen denn Italien, Frankreich, 
Großbritannien, die USA, Kanada, Belgien und was 
weiß ich mit der Bundesrepublik Deutschland nicht 
vergleichbar sein? Wenn Sie die Länder, die ich ge-
nannt habe, auf Arbeitslosigkeit untersuchen und 
deren Arbeitszahlen dann auf die Größenordnung 
der Bundesrepublik umrechnen, dann werden Sie 
finden, daß wir gut eine Million Arbeitslose im 
Schnitt weniger haben als diese Länder. Dies, Herr 
Kollege Barzel, ist die Wirkung unserer Programme 
und unserer Maßnahmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bitte, mir das nicht übelzunehmen. Ich sage Ih-
nen noch einmal: Wer sagt, wir hätten diese Kredite 
nicht aufnehmen dürfen, der sagt: ihr hättet eine 
Million Arbeitslose mehr in Kauf nehmen müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Barzel [CDU/CSU]: Das ist eine Behaup

-

tung!) 

Herr Kollege Barzel, nun haben wir eine Sache, 
die können Sie nachrechnen. Das ist das Verhältnis 
Steuersenkung und Ausgabenprogramme. Das Ver-
hältnis ist folgendermaßen: Nehmen wir einmal das, 
was von 1974 bis zu diesem Jahr gemacht worden ist. 
Dann werden Sie finden, daß wir Ausgaben insge-
samt — Bund, Länder und Gemeinden zusammen, 
denn Gesetze haben wir gaemeinsam gemacht —
in Höhe von 37 Milliarden DM getätigt haben. Wenn 
Sie die Steuerentlastungen zählen, nach dem Ent-
stehungsjahr gerechnet, kommen Sie auf 65,5 Milli-
arden. Es ist also ein Verhältnis von knapp 2 zu 1. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Bitte schön, Herr Kollege Häfele. 

Vizepräsident Windelen: Eine Zwischenfrage, bit-
te. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Matthöfer, könnten 
wir uns darauf verständigen, daß wir die Rückgabe 
von heimlichen Steuererhöhungen künftig nicht 
mehr als Steuersenkungen bezeichnen? 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Ich bin 
mit Ihnen der Meinung, daß das starke Anwachsen 
insbesondere der Lohnsteuer immer mal wieder, 
wenn wir es können, von Zeit zu Zeit korrigiert wer-
den sollte. Aber Sie werden auch nicht bezweifeln, 
daß dadurch zusätzliche Kaufkraft in den Taschen 
der steuerzahlenden Bürger verbleibt, die arbeits-
platzwirksam ausgegeben wird. Nur dieses ist ge-
sagt. 

Wenn man aber gleichzeitig — wie auch der Herr 
Kollege Strauß gestern — wieder davon spricht, di-
rekte und indirekte Steuern in ein besseres Verhält-
nis zu bringen, dann frage ich mich, warum Sie aus 
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Popularitätshascherei unsere Erhöhung bei Ver-
brauchsteuern, also indirekten Steuern, ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
SPD — Dr. Häfele [CDU/CSU]: Das war gar 

nicht die Frage!) 

Sie können nicht das eine tun, wenn Sie das Verhält-
nis wieder in Ordnung bringen, gewissermaßen nur 
das Angenehme, Steuersenkungen, mitbeschließen, 
ohne dann aber, was auch erforderlich ist, nämlich 
auch die — weil sie mengenmäßig bezogen sind und 
nicht wertmäßig wachsen — immer wieder nachhin-
kenden indirekten Steuern zu erhöhen. Beides wer-
den Sie nicht können. 

Vizepräsident Windelen: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage? 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Ja, ich 
habe Zeit, bitte schön. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Ich wäre doch dankbar, 
wenn Sie auf die ursprüngliche Frage zurückkämen: 
daß es sich hierbei nicht um Steuersenkungen in 
den letzten Jahren handelt, sondern nur um Rück-
gabe von heimlichen Steuererhöhungen, die ja 
durch das Zusammenwirken von Progression und 
Inflation entstanden sind. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Lieber 
Herr Häfele, was ist denn heimlich an einem Pro-
gressionstarif, und was ist denn heimlich an den öf-
fentlich bekannten Inflationsraten? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Jeder mit einer normalen Volksschulbildung kann 
sich ausrechnen, was passiert, wenn beides zusam-
mentrifft. Insofern ist da überhaupt nichts Heimli-
ches daran. 

Der Herr Kollege Barzel hat eine interessante 
Rechnung angestellt, nämlich den bekannten Ver-
gleich, daß die Nettoneuverschuldung nicht aus-
reicht, um die Zinsen zu zahlen. Lieber Herr Kollege 
Barzel, je niedriger wir die Nettoneuverschuldung 
setzen, desto eher erreichen wir den glorreichen Zu-
stand, wo wir die Zinsen damit nicht mehr zahlen 
können. Haben Sie sich das schon einmal überlegt? 
Haben Sie sich Ihre Milchmädchenrechnung schon 
einmal richtig verinnerlicht, welch methodisch an-
greifbaren Punkt Sie hier vorgetragen haben? 

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel [CDU/CSU]) 

Wenn wir Glück haben, können wir im nächsten 
Jahr mit der Neuverschuldung drastisch herunter-
gehen. Dann müssen wir natürlich immer noch die 
Zinsen weiterzahlen. Selbstverständlich werden 
diese zurückgehen, weil die Zinsen allgemein zu-
rückgehen, usw., usw., im Vergleich zum Brutto-
sozialprodukt, im Vergleich zum Bundeshaushalt. 
Aber diese Rechnung aufzustellen — — 

(Dr.  Barzel [CDU/CSU]: Nennen Sie aber 
mal die absoluten Zahlen! Die Unfähigkeit, 
mit öffentlichen Krediten noch überhaupt 

etwas zu machen!) 

— Ich komme nachher noch zu den Dreggerschen 
ökonomischen Argumenten. 

Eines möchte ich Ihnen zur Außenpolitik sagen, 
Herr Barzel, als jemand, von dem Sie wissen, daß er 
enge Verbindungen zu Spanien auch in jenen dunk-
len Zeiten der Franco-Diktatur gehalten hat, als 
Herr Strauß noch in Madrid Vorträge gehalten hat, 
in denen er die Bundesrepublik Deutschland und 
Franco-Spanien als die beiden „Pfeiler des antikom-
munistischen Bündnisses in Europa" bezeichnete. 
Selbst in jenen dunklen Zeiten bin ich nach Spanien 
gegangen. Eines habe ich mich immer gefragt, wenn 
man etwas sagte: Wie werden die Spanier reagieren? 
Meine spanischen Freunde werden es mir nicht 
übelnehmen, wenn ich das sage: Wie wirst du reagie-
ren, wenn du dich auf einen extremen Ehrenstand-
punkt stellst? So wird auch der Spanier reagieren. 
Normalerweise hat man recht mit dieser Annah-
me. 
Lieber Herr Kollege Dr. Barzel, der Bundeskanz-

ler hat sich nicht für den Eintritt Spaniens in die 
NATO ausgesprochen. Es ist Sache des spanischen 
Volkes, darüber zu entscheiden. Wir haben hier 
keine Ratschläge zu geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich würde Ihnen im Interesse der Sache raten, sich 
nicht in innerspanische Angelegenheiten — und sei 
es auch nur durch Rat — einzumischen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Barzel [CDU/CSU]: Sagen Sie das doch 

Herrn Brandt!) 

Vizepräsident Windelen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Bitte 
schön. 

Vizepräsident Windelen: Kollege Petersen zieht 
seine Wortmeldung zurück. Damit ist das gegen-
standslos, Herr Minister. 

(Zuruf von der SPD: Das war es auch schon 
vorher! — Heiterkeit bei der SPD) 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Nun zu 
der Frage des Leistungsbilanzdefizits, die Herr 
Dregger angeschnitten hat. Er sagte, die Bundes-
bank sei zu vorsichtig gewesen, sich zu äußern. Kei-
neswegs! Der Vizepräsident der Bundesbank, den 
ich als sehr gutén Ökonomen wirklich schätzen ge-
lernt habe, hat heute morgen im Deutschlandfunk — 
also  keineswegs unter Ausschuß der Öffentlichkeit 
— erklärt, es sei eine Tendenzwende eingetreten. 
Das Leistungsbilanzdefizit habe sich deutlich ver-
ringert. Dennoch müsse sich das Exportwachstum 
weiter fortsetzen. Wenn diese Entwicklung länger 
anhalte, sei auch eine Zinssenkung nicht auszu-
schließen. Schon jetzt gebe es auf dem Kapitalmarkt 
bei den Zinsen rückläufige Tendenzen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Ich habe nur ge

-

sagt, daß er keine Zahlen genannt hat!) 

Er macht dann das, was ich auch getan habe: Er 
warnt davor, zu erwarten, dies würde alles von selbst 
so weiterlaufen. Wir dürfen jetzt, wie ich sagte, nicht 
lockerlassen, sondern müssen weiter alles tun, um 
den Ölverbrauch zu drosseln und um die Leistungs- 
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und Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft zu er-
höhen. 

Nun kamen Sie wieder mit der alten Klamotte 
„Kernenergie". 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Alte Klamotte? 
Was heißt denn das?) 

Es hieß, der Ausbau der Kernenergie sei verzögert 
worden; deshalb hätten wir ein Leistungsbilanzdefi-
zit. Lieber Herr Dregger, wer hat den Ausbau denn 
verzögert? Sind Sie dem, wie ich das habe berufsmä-
ßig machen müssen, schon einmal Punkt für Punkt 
nachgegangen? Haben Sie einmal gemeinsam mit 
der KWU, gemeinsam mit dem Innenminister und 
gemeinsam mit den Betreibern analysiert: Wo hakt 
es denn eigentlich? Was kann der Bundesgesetzge-
ber tun, damit die Bahn wieder freigemacht wird? 
Woran liegt es denn, daß das Kraftwerk in Wyhl in 
Baden-Württemberg nicht gebaut wird? Warum un-
terhalten Sie sich nicht einmal mit Herrn Späth oder 
mit dem Innenminister darüber? Der Bau dort wird 
durch Gerichte verzögert. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Eben! Von den 
Gerichten habe ich gesprochen!) 

— Ach so! Ich dachte, Sie hätten gesagt — habe ich 
denn gar nicht richtig zugehört? —, die Arbeitslosig-
keit sei von der SPD verschuldet. Sie haben wörtlich 
— im Zusammenhang mit Kraftwerken — gesagt, 
Herr Dregger, die Arbeitslosigkeit sei von der SPD 
verschuldet. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ja, im Zusam-
menhang mit Kraftwerksprojekten! Die ha-

ben Sie doch nicht flottgemacht!) 

Und die Gerichte werden von der SPD besetzt?! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, auch!) 

Langsam komme ich dahinter, warum die CSU das 
Grundgesetz abgelehnt hat. Wir haben das Grund-
gesetz angenommen. Vielleicht sind wir deshalb an 
der Arbeitslosigkeit und an den unabhängigen Ge-
richten schuld. Das mag schon so sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dann hat Herr Dregger endlich neue Verbündete 
gefunden — darüber war ich doch sehr verblüfft —: 
die französischen Kommunisten, die auch für Kern-
kraft sind. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Das sind doch aber nicht nur die französischen, son-
dern auch die anderen Kommunisten: In der DDR, in 
der Sowjetunion, überall sind die Kommunisten — 
immer feste drauf — für Kernenergie. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Nur in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht!) 

Herzlichen Glückwunsch zu den Verbündeten! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP — Dr. Kohl [CDU/CSU]: Packen Sie 

doch ein!) 

— Lieber Herr Kohl, ich habe etwas dagegen, mit 
Kommunisten in eine Reihe gestellt zu werden — 
auch von Herrn Dregger. Merken Sie sich das! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Wir haben Sie doch gar 

nicht angegriffen!) 

Sie haben dann eine Bemerkung gemacht, die Sie 
— Sie werden mir zustimmen, wenn ich Ihnen das 
sage — nicht wiederholen sollten. Wir geben uns 
Mühe — ich persönlich auch —, Kernkraftwerke im 
Ausland zu verkaufen. Ich finde es nicht gut, daß Sie 
sagen — ich habe mir das hier mitgeschrieben —: 
Unsere Kernkraftwerke galten als die besten der 
Welt. 

(Zuruf von der SPD: Falsch!) 

Lieber Herr Dregger, unsere Kernkraftwerke sind 
die besten der Welt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist doch wichtig. 

Dr. Dregger [CDU/CSU]: Warum ist denn die KWU 
nicht mehr ausgelastet?) 

Warum machen sie uns draußen, wenn wir Kern-
kraftwerke verkaufen wollen, das Leben schwer, in-
dem Sie behaupten, sie seien nicht mehr die besten 
in der Welt? Was soll denn das? 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Stellen Sie doch 
nicht die Tatsachen auf den Kopf! Ihre Par- 
teifreunde sind es, die Ihnen das Leben 

schwer machen!) 

Übrigens darf ich Ihnen noch eine weitere klei-
nere Bitte, was die Terminologie angeht, vortragen. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist keine Nation. 
Deshalb sprechen Sie bitte in Zukunft nicht mehr 
von der Bundesrepublik Deutschland als Industrie-
nation! Tun Sie mir terminologisch den Gefallen! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU]: Herr Matthöfer, das Beste ist, Sie set- 
zen sich auf Ihren Platz! Das ist eine Zumu

-

tung, was Sie uns hier bieten! — Dr. Jennin

-

ger [CDU/CSU]: Wir haben vereinbart: 13 
Uhr Schluß der Sitzung! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU: Hinsetzen! — 5! Set

-

zen!) 

Einige Worte noch zu der Geschichte mit dem öf-
fentlichen Dienst. Ich habe das in meiner Rede ge-
sagt, weil ich mir dachte, daß so etwas schon kommt. 
Der Bund hat seit 1975 6 000 Posten abgebaut. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Des Bundeskanz

-

lers liebstes Kind!) 

Das heißt: Wenden Sie sich an Ihre Länderkollegen, 
da, wo die Union führend ist. Da ist der Zuwachs er-
folgt und, wie ich gesagt habe, durchaus nicht zu Un-
recht. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: In Hessen über

-

durchschnittlich!) 

Natürlich war es richtig, sich um die innere Sicher-
heit zu kümmern, um die sozialen Dienste, um die 
Bildung. Natürlich war es richtig, dies zu tun. Des-
halb beklagen Sie das anschließend nicht immer 
wieder so! 
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Bundesminister Matthöfer 
Ein letztes Wort. Ich glaube, diese Debatte hat Ih-

nen gezeigt, daß der Zustand der Koalition wohl bes-
ser ist, als Sie gedacht haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Einer Ihrer Kollegen sagte: Das ist so wie die Oma, 
die das Zeitliche am Segnen ist 

(Heiterkeit) 

und die noch einmal so in einem letzten Aufbäumen 
mit der Hand auf die Bettdecke schlägt. Das sei der 
Zustand der Koalition. — Das ist nicht mein Bild, 
sondern das stammt aus Ihren Reihen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Ihnen kommt 
das Jahr der Behinderten zugute!) 

Sie haben wohl gesehen, daß diese Koalition nicht 
nur sehr lebendig ist, sondern daß sie auch sehr ar-
beitsfähig ist, daß sie auch zusammenhält und daß 
sie auch weiterhin das deutsche Volk besser durch 
die internationalen Schwierigkeiten bringen wird, 
als dies in anderen Ländern der Fall ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
schlägt die Überweisung der Vorlagen — Tagesord-
nungspunkte 2 bis 10 - an die Ausschüsse vor. Die 
Überweisungsvorschläge des Ältestenrates ersehen 
Sie aus der Tagesordnung. 

Zusätzlich sollen nach einer interfraktionellen 
Vereinbarung der Entwurf des Arbeitsförderungs-
Konsolidierungsgesetzes — Punkt 6 der Tagesord-
nung — an den Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit und an den Rechtsausschuß sowie der 
Gesetzentwurf zur Bekämpfung der illegalen Be-
schäftigung — Punkt 7 der Tagesordnung — an den 
Rechtsausschuß überwiesen werden. Ist das Haus 
mit den Übeweisungsvorschlägen zu den Tagesord-
nungspunkten 2 bis 10 einverstanden? — Es erhebt 
sich kein Widerspruch. Dann ist dies so beschlos-
sen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß der 
Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 30. September 1981, 
13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.38 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
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Frau Dr. Martiny-Glotz 	18. 9. 
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Niegel **** 	 18. 9. 
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Rappe (Hildesheim) 	 18. 9. 
Reschke 	 18. 9. 
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Dr. Schachtschabel 	 18. 9. 
Frau Schlei 	 18. 9. 
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Schmidt (Würgendorf) 	18. 9. 
Dr. Schroeder (Freiburg) 	18. 9. 
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Schröer (Mülheim) 	 18. 9. 
Dr. Schwörer 	 18. 9. 
Dr. Solms 	 18. 9. 
Dr. Stark (Nürtingen) 	18. 9. 
Graf Stauffenberg 	 18. 9. 
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* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarates 

*** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen 
Versammlung 

**** für die Teilnahme an der 68. Jahreskonferenz der In-
terparlamentarischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Wieczorek 	 18. 9. 
Frau Dr. Wisniewski 	 18. 9. 
Dr. Wittmann (München) 	18. 9. 
Baron von Wrangel 	 18. 9. 
Würzbach 	 18. 9. 
Zink 	 18. 9. 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilung 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat gemäß § 80 Abs. 3 
der Geschäftsordnung nach Vereinbarung im Ältestenrat die nach-
stehende Vorlage überwiesen: 

Stellungnahme der Bundesregierung zu den Berichten der 
fünf an der Strukturberichterstattung beteiligten Wirtschafts-
forschungsinstitute (Drucksache 9/762) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Haushaltsausschuß 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Meininghaus (SPD) (Drucksache 
9/808 Fragen 38 und 39): 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß angesichts der auch noch 
in den nächsten Jahren zu erwartenden Wettbewerbsverzerrungen in 
der Eisen- und Stahlindustrie - hervorgerufen durch die Milliardensub-
ventionen, mit denen unsere EG-Nachbarn ihre Stahlindustrie am Le-
ben erhalten - die von der Bundesregierung vorgesehene finanzielle 
Hilfe für die deutsche Stahlindustrie ausreicht, um deren Bestand zu si-
chern und die Probleme zu lösen? 

Ist die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß in Dortmund 
die Arbeitslosenquote inzwischen 9 v. H. beträgt und eine steigende Ten-
denz hat, nicht ebenfalls der Meinung, daß die von ihr vorgesehenen 
Hilfsmaßnahmen für notleidende Stahlstandorte hier dringend und 
baldmöglichst eingesetzt werden müssen, um Arbeitsplätze zu schaf-
fen? 

Zu Frage 38: 

Die Probleme der deutschen Stahlindustrie haben 
eine Reihe von Ursachen: In Europa bestehen in er-
heblichem Umfang nicht mehr wettbewerbsfähige 
Überkapazitäten, die in den Nachbarländern teil-
weise mit Hilfe hoher Subventionen aufrechterhal-
ten wurden; die absetzbaren Stahlmengen haben 
sich infolge der weltweiten Konjunkturabschwä-
chung und des Aufbaus neuer Kapazitäten in Dritt-
ländern nicht so entwickelt, wie dies die Europäi-
sche Stahlindustrie erwartet hatte; aufgrund des 
Verhaltens zahlreicher Unternehmen kam es über 
lange Zeiträume zu beträchtlichem Preisverfall, so 
daß im großen und ganzen selbst für moderne Anla-
gen keine kostendeckenden Erträge mehr möglich 
waren. Allerdings gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland und in anderen EG-Ländern auch 
Stahlunternehmen, die keine Subventionen erhal-
ten und trotzdem kostengünstig arbeiten. 

In ihrem Beschluß vom 30. Juli 1981 hat die Bun-
desregierung die Bedeutung einer wettbewerbsfähi- 
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gen deutschen Stahlindustrie für unsere Wirtschaft 
und die Stahlstandorte unterstrichen. Die Bundesre-
gierung hat sich vor diesem Hintergrund mit Erfolg 
für die Einführung preisstabilisierender Maßnah-
men im Rahmen der EG eingesetzt, um ein aus-
kömmliches Preisniveau auf dem Stahlmarkt zu er-
reichen. 

Bisher zeigen diese Maßnahmen erste Erfolge. 
Die vom Rat beschlossene Verschärfung des Sub-
ventionskodex bietet eine gute Basis für die Kom-
mission, die Subventionen in den EG-Nachbarstaa-
ten zurückzuführen und schließlich abzubauen und 
somit die bestehenden Wettbewerbsverzerrungen zu 
vermindern. Die Kommission hat bereits gegen 
mehrere Subventionsvorhaben (z. B. in Belgien und 
Großbritannien) Verfahren eingeleitet und Subven-
tionszahlungen untersagt. 

Auf nationaler Ebene hat die Bundesregierung 
verschiedene Finanzmaßnahmen zur Flankierung 
der Umstrukturierungsbemühungen der deutschen 
Stahlunternehmen und zur Sicherung der Arbeits-
plätze in Stahlstandorten beschlossen: 
— Gesetzentwurf über Investitionszulage von 10 % 

für Umstrukturierungsmaßnahmen 
— Fortführung des Stahlforschungsprogramms 
— Verbesserung der Hilfen für ausscheidende 

Stahlarbeiter nach Art. 56, 2 b EGKS-Vertrag 
— Unterstützung von Anträgen der Länder für Son-

derprogramme zur Schaffung von Ersatzarbeits-
plätzen in Stahlstandorten. 

Es wird wesentlich von den eigenen Anstrengun-
gen der Unternehmen zur Rationalisierung und Mo-
dernisierung abhängen, ob dieses Angebot zur Hilfe 
zum Tragen kommt. Die Bundesregierung ist der 
Meinung, daß alle diese Maßnahmen im Zusammen-
spiel eine wirksame Hilfe für die deutsche Stahlin-
dustrie darstellen und geeignet sind, die Situation 
der deutschen Stahlindustrie nachhaltig zu verbes-
sern. 

Sie können aber nur erfolgreich sein, wenn die 
Unternehmen die im europäischen Rahmen zu be-
achtende Disziplin wahren und hinsichtlich der fi-
nanziellen Stützung tragfähige Umstrukturierungs-
konzepte entwickeln. Die Bundesregierung erwartet 
darüber hinaus, daß die Eigentümer ihre Möglich-
keiten ausschöpfen und ihre Reserven mobilisieren. 
Außerdem wird erwartet, daß sich auch die Länder, 
die z. B. an den vorgesehenen Hilfen nach dem 
Stahlforschungsprogramm und den Sozialhilfen 
nach Art. 56 EGKS-Vertrag nicht mitwirken, die 
aber auch an der Erhaltung von Arbeitsplätzen in-
teressiert sind, wesentlich an den notwendigen Maß-
nahmen beteiligen. 

Zu Frage 39: 

Die Bundesregierung hat sich mit ihren Beschlüs-
sen vom 30. Juli 1981 auch zu einer regionalen Flan-
kierung der Strukturmaßnahmen der deutschen 
Stahlindustrie bereiterklärt. Ihr Ziel ist es, in Re

-

gionen, die von Arbeitsplatzverlusten in der Stahlin-
dustrie besonders bedroht sind, die Schaffung von 
Ersatzarbeitsplätzen durch Gewährung einer zeit-
lich befristeten Investitionszulage in Höhe von 
8,75 % zu fördern. Eine solche Maßnahme setzt vor-
aus, daß die betreffenden Länderregierungen ent-
sprechende Anträge im Planungsausschuß der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" einbringen und dieser Aus-
schuß entsprechend dem Gesetz über die Gemein-
schaftsaufgabe mit einer 3 / 4 -Mehrheit von Bund und 
Ländern feststellt, daß die jeweilige Region durch 
den Strukturwandel in der Stahlindustrie in einem 
erheblichen Umfang betroffen ist. 

Bisher liegen detaillierte Anträge von Länderseite 
noch nicht vor. Jedoch haben Nordrhein-Westfalen 
und Bremen bereits solche Anträge angekündigt. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß eine erste 
Beratung dieser Frage bereits in der Sitzung des Un-
terausschusses des Planungsausschusses am 21./ 
22. September 1981 stattfindet. Ohne diesen Erörte-
rungen zwischen Bund und Ländern vorgreifen zu 
wollen, möchte ich bemerken, daß aus der Sicht der 
Bundesregierung für die Einbeziehung einer Region 
in diese Förderung zweifellos dem Ausmaß einer 
aufgrund von Arbeitsplatzverlusten in der Stahlin-
dustrie zu befürchtenden Zunahme der Arbeitslosig-
keit großes Gewicht zukommt. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Susset (CDU/CSU) (Drucksache 9/808 
Frage 43): 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, daß die für 
den 30. September 1981 vorgesehene Abschaffung des Bardepots für Ex-
porte nach Italien nun doch nicht erfolgt, und was gedenkt die Bundesre-
gierung zu tun, um die dauraus entstehenden Exporterschwernisse der 
deutschen Land- und Ernährungswirtschaft zu verhindern? 

Die italienische Regierung hat der EG-Kommis-
sion und den Mitgliedstaaten ihre Absicht mitgeteilt, 
die am 27. Mai 1981 eingeführte Bardepotregelung 
nicht wie vorgesehen am 30. September 1981 zu be-
enden, sondern sie zwischen dem 1. Oktober 1981 
und dem 30. März 1982 schrittweise abzubauen. Das 
Bardepot, das zur Zeit in Höhe von 30 % des Lira-
Wertes hinterlegt werden muß, soll am 1. Oktober 
1981 auf 25 %, am 1. Januar 1982 auf 20 % und am 
1. März 1982 auf 15 % des Lira-Wertes zurückgeführt 
werden. Ab 1. April 1982 soll kein Bardepot mehr er-
hoben werden. 

Die von der italienischen Regierung beabsichtigte 
Regelung wird zur Zeit von der EG-Kommission ge-
prüft. Es ist zu erwarten, daß sich auch der EG-Wäh-
rungsausschuß sowie der Rat des Wirtschafts- und 
Finanzministers mit der beabsichtigten Regelung 
befassen werden. 

Das Bardepot behindert den innergemeinschaftli-
chen Warenverkehr. 

Die Bundesregierung lehnt deshalb eine Verlän-
gerung der Bardepotregelung ab. 
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Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Fragen 
des Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
9/808 Fragen 87 und 88): 

Gedenkt die Bundesregierung, für das zum 31. Dezember 1981 auslau-
fende Graduiertenförderungsgesetz eine neue gesetzliche Regelung zur 
Förderung Graduierter folgen zu lassen, und wenn ja, in welcher Form 
und mit welchem finanziellen Volumen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung in jedem Fall sicherzustellen, daß 
alle nach dem bisherigen Graduiertenförderungsgesetz Geförderten, die 
ihre Arbeit nicht bis zum 31. Dezember 1981 abschließen werden, da ihr 
Förderungszeitraum erst nach dem 1. Januar 1980 begann, ihre begon-
nenen Arbeiten nicht abbrechen müssen, sondern in dem vorgesehenen 
Rahmen von insgesamt zwei Jahren abschließen können? 

Zu Frage 87: 

Der Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft hat bereits 1979 ein erstes Konzept für die 
Neuordnung der staatlichen Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses vorgelegt und mit den 
Ländern und Wissenschaftsorganisationen erörtert, 
in dem Vorstellungen für den Inhalt eines Nachfol-
gegesetzes zum Graduiertenförderungsgesetz, des-

sen Finanzierungsregelung zum Ende 1981 ausläuft, 
entwickelt worden sind. Wegen der angespannten 
Haushaltslage sah sich die Bundesregierung bisher 
nicht in der Lage, einen entsprechenden Gesetzent-
wurf vorzulegen. 

Zu Frage 88: 

Das Problem einer Abschlußfinanzierung von Sti-
pendien nach dem Graduiertenförderungsgesetz, 
die vor dem 31. Dezember 1981 ihre Regellaufzeit 
noch nicht erreicht haben, kann für die Bundesseite 
als gelöst betrachtet werden. 

Mit Zustimmung des Bundesministers der Finan-
zen sollen die erforderlichen Beträge für 1982 und 
1983 durch eine parlamentarische Initiative bereit-
gestellt werden. Der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft hat den Ländern hierzu einen Ver-
fahrensvorschlag unterbreitet und sie um ihre Zu-
stimmung gebeten. Damit würde sichergestellt, daß 
kein Stipendiat nach dem Graduiertenförderungs-
gesetz seine laufende Arbeit abbrechen muß. 
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